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Vorwort 

„Mediale Realitäten eines marginalisierten Volkes: KurdInnen und Öffentlichkeit“ heißt 

diese Sammlung von sechs Open Access-Beiträgen und hat den Anspruch, das in den Mittelpunkt 

zu stellen, was meist vernachlässigt wird: die KurdInnen als Subjekt in der Öffentlichkeit. Viel zu 

oft wird in der Politik, der Wissenschaft und der Öffentlichkeit nur über KurdInnen als Objekt ge-

redet. Zu selten mit ihnen. Gemeinsam. Über ihre Themen. Dies muss sich ändern und diese Ver-

öffentlichung soll einen kleinen Beitrag dazu leisten.  

Zu Beginn stand ein gleichnamiger Workshop am 20. Oktober 2018, zu dem der Lehrbe-

reich Meyen am Institut für Kommunikationswissenschaft und Medienforschung (IfKW) gemein-

sam mit dem Netzwerk Kurdischer AkademikerInnen an die Ludwig-Maximilians-Universität Mün-

chen geladen hatte. Knapp 20 WissenschaftlerInnen, AktivistInnen und andere Interessierte folg-

ten der Einladung, darunter KurdInnen, TürkInnen und Deutsche. Ein buntes Spektrum, das im 

akademischen Bereich sonst eher marginal und nicht besonders sichtbar ist. Einen Tag lang wurde 

über verschiedene Formen der Öffentlichkeit in Zusammenhang mit KurdInnen diskutiert. Zwar 

brachte die Einladung an das IfKW einen kommunikationswissenschaftlichen Schwerpunkt mit 

sich, doch es ging darüber hinaus.  Anwesend waren EthnologInnen, Historiker, Politik-, Erzie-

hungs- und eben KommunikationswissenschaftlerInnen aus ganz Deutschland. Darüber hinaus 

nahmen AktivistInnen und sogar eine Künstlerin teil. Eine Zusammensetzung, die bei akademi-

schen Zusammenkünften nicht gerade häufig anzutreffen ist. Doch gerade in Zeiten der zuneh-

menden Kriminalisierung kurdischer Aktivitäten in Deutschland, als Beispiel sei nur die Verfolgung 

der Symbole der Volks- und Frauenverteidigungseinheiten YPG/YPJ vor allem in Bayern genannt, 

ist die akademische Diskussion kurdischer Themen von großer Wichtigkeit. Der beständige Bann-

strahl des Terrorvorwurfes wird auch dadurch geschwächt, dass universitäre Einrichtungen sich 

der Diskussion annehmen und das wachsende Netzwerk kurdischer AkademikerInnen unterstüt-

zen – nicht in Form eines sicherheitspolitischen Diskurses im vermeintlichen „Kampf gegen den 

Terror“, sondern aus einer solidarischen, Grenzen überschreitenden Perspektive. Einer Perspekti-

ve, die KurdInnen nicht als anonymisierte Akteure eines Konflikts sieht, sondern deren Subjektivi-

tät im Rahmen der Gestaltung von Diskursen und Realitäten anerkennt und würdigt. Diese Veröf-

fentlichung ist zugleich ein Beitrag dazu, aufstrebenden (kurdischen) Nachwuchswissenschaftle-

rInnen eine Plattform zu bieten und ihren Themen Öffentlichkeit zu verschaffen. Im Anschluss an 

http://medienblog.hypotheses.org/
http://medienblog.hypotheses.org/
http://www.kurd-akad.com/de/
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den Workshop entstand so die Idee, eine Onlinepublikation mit den Beiträgen der Workshop-

TeilnehmerInnen zu erstellen. Das Ergebnis liegt nun vor euch.  

Im ersten Beitrag beschäftigt sich die Politikwissenschaftlerin Dastan Jasim in einer quan-

titativen Befragung mit den politischen Einstellungen von KurdInnen in Deutschland im Zuge des 

völkerrechtswidrigen Angriffskrieges der Türkei auf den Kanton Afrin in Nordsyrien im Frühjahr 

2018. Sie kommt zu dem leider wenig überraschenden Schluss, dass sich KurdInnen von der deut-

schen Bundesregierung aufgrund der Unterstützung der türkischen Regierung vernachlässigt füh-

len und ihr transnationaler politischer Aktivismus gegen verschiedene Kontrollvariablen getestet 

stabil bleibt. Anschließend zeichnet der Historiker und Journalist Dr. Nikolaus Brauns ein Bild der 

medialen Repräsentation von KurdInnen im Verlauf der Geschichte. Er macht dabei, beginnend 

bei der Arbeitsmigration in die junge Bundesrepublik bis zum Wiederaufflammen des Krieges des 

türkischen Staates gegen die KurdInnen in den Jahren 2015/2016, insgesamt fünf Phasen der Be-

richterstattung aus. Von der medialen Nicht-Existenz bis hin zu KurdInnen als „TerroristInnen“. 

Für ihn existiert ein diskriminierendes und verzerrtes Kurdenbild in der deutschen Öffentlichkeit, 

das mit der fehlenden Statuslosigkeit dieser Bevölkerungsgruppe zu tun hat. Arne Nowacki, der 

Kommunikationswissenschaft studierte, veröffentlicht im dritten Beitrag zum ersten Mal die Er-

gebnisse seiner Masterarbeit. Passend zum vorhergehenden Beitrag untersucht er quantitativ die 

Darstellungen von KurdInnen in deutschen Medien in den Jahren 1995, 2005 und 2015. Sein Er-

gebnis ist kongruent zur Schilderung von Brauns: Es wird wenig und wenn, dann negativ über 

KurdInnen berichtet. Die Beiträge vier und fünf verlassen Deutschland und werfen einen Blick auf 

die Region Kurdistan im Nordirak, auch bekannt als Südkurdistan, das von vielen Seiten, auch von 

Deutschland, anerkannt und nicht zuletzt im Kampf gegen den IS militärisch unterstützt wurde. 

Zuerst schildert Kamal Chomani im Gespräch mit Kerem Schamberger seine Eindrücke des süd-

kurdischen Mediensystems und beschreibt die parteipolitische Abhängigkeit der Medien sowie 

Momente der Einschüchterung und Verfolgung von südkurdischen JournalistInnen. Hawre Hasan 

Hama, Farhad Hassan Abdulla und Dastan Jasim beschäftigen sich daran anschließend mit dem 

Fernsehsender Rudaw, der politisch und finanziell von der Demokratischen Partei Kurdistan (KDP) 

abhängig ist. Sie analysieren die tendenziöse Berichterstattung der Ereignisse um den 16. Oktober 

2017, als irakische Sicherheitskräfte die ölreiche Stadt Kirkuk von den KurdInnen zurückeroberten. 

Rudaw konzentrierte sich dabei vor allem auf eine emotionalisierende Berichterstattung über die 

Fehler der rivalisierenden Patriotischen Union Kurdistan (PUK) und der von ihr kontrollierten Ge-

biete und vernachlässigte weitestgehend die Fehler der KDP. Im abschließenden Beitrag geht der 

Journalist und Kurdologe Luqman Turgut auf die Medien der kurdischen Freiheitsbewegung ein 

und bezeichnet sie als Instrument zur Bildung und Mobilisierung der kurdischen Bevölkerung. Er 

betont den aktivistischen Charakter, den Journalismus unter denjenigen hat, die keinen Status 
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haben, und hat mit diesem Anspruch auch im Workshop für zahlreiche Diskussionen gesorgt. Den 

türkischen Narrativen solle mit eigenen Medien ein alternativer kurdischer Diskurs entgegenge-

stellt werden, so Turgut, der selbst seit fast 20 Jahren in diesen Medien aktiv ist und damit auch 

eine Innenperspektive bietet. 

Es wird deutlich, dass dieser Reader ein breites Spektrum an Themen behandelt, die nicht 

nur mit der Kommunikationswissenschaft zu tun haben. Wir sehen dies nicht als Schwäche, son-

dern, im Gegenteil, als Stärke an. Die Grenzen der verschiedenen Wissenschaften werden inter-

disziplinär überwunden und damit der Blick auf die Gesamtheit kurdischer Themen größer und 

breiter beleuchtet, was zudem noch durch aktivistische Perspektiven ergänzt wird. Mit Lagasnerie 

gesprochen (2018, S. 99): Warum sollten wir uns den Grenzen einer einzigen Disziplin unterwer-

fen und nicht den Kontakt mit PartnerInnen suchen, die an einem ähnlichen Projekt arbeiten, 

nämlich der kritisch-solidarischen Sichtbarmachung kurdischer Thematiken und ihrer Bedeutung 

für uns alle in Deutschland und darüber hinaus.  

In diesem Sinne wünschen wir viel Spaß und Erkenntnis beim Lesen dieser Veröffentlichung! 

 

Kerem Schamberger & Dastan Jasim, München und Erbil (Hewler) im August 2019 
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1. Politische Einstellungen kurdischer Bürgerinnen  

 und Bürger in der BRD im Kontext der Afrin-Krise 
 

Dastan Jasim 

 
 
 

Zur Person: Dastan Jasim studiert Politikwissenschaften und Assyriologie im Master an der 

Universität Heidelberg und arbeitet am Center for Gender and Development Studies an der 

American University of Iraq Sulaimaniya in der Region Kurdistan/Irak. Zudem forscht sie seit 2017 

am Heidelberger Institut für Internationale Konfliktforschung zu den Kurdenkonflikten in Syrien 

und dem Irak. Bisherige Forschungsbereiche waren partizipatorische und deliberative 

Demokratietheorien, Ökoanarchismus, Feminismus, transnationale Politik und quantitative sowie 

qualitative Methoden im Zusammenhang mit der Kurdenfrage.  

Zusammenfassung: Die vorliegende Arbeit will erste quantitative Einsichten in die kurdische 

Community innerhalb einer transnationalen politischen Sphäre bieten und im Kontext des 

Konflikts in Afrin erste Muster ausfindig machen. Politische Haltungen und soziodemographische 

Daten sollen mit den vorläufigen Ergebnissen der Migrantenwahlstudie von Goerres et al. (2018) 

abgeglichen, erste explorative Ergebnisse deskriptiv dargestellt und Hypothesen aus der 

dominanten Theorie der transnationalen Politik von MigrantInnen getestet werden. So soll hier 

eine sowohl theoretisch als auch tagespolitisch relevante Analyse vollzogen werden. Der 

vorliegende Beitrag wurde bereits im April 2018 vom Kurdischen Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit 

– Civaka Azad veröffentlicht. 

 

Einleitung 

 „Wenn in der deutschen Politik über Kurden geredet wird, dann geht es um innere 

Sicherheit, dann geht es um Demonstrationen, bei denen verbotene Symbole mitgetragen werden. 

Kurden in Deutschland werden entweder gar nicht besonders registriert und als türkischstämmig 

subsumiert – oder aber als Sicherheitsproblem gesehen.“ Dieses von Heribert Prantl im März 

geäußerte und zynisch anmutende Statement im Deutschlandfunk spricht womöglich vielen 

KurdInnen aus dem Herzen – besonders in den ersten Monaten des Jahres 2018. Seit Ende 

Februar bombardierte die türkische Armee die nordwestsyrische Region Afrin mit der 

gleichnamigen Provinzhauptstadt. Verschiedenen Schätzungen zufolge sind dabei mindestens 200 

ZivilistInnen getötet und 30.000 zur Flucht gezwungen worden. Besonders brisant: Diejenigen, die 

http://civaka-azad.org/politische-einstellungen-kurdischer-buergerinnen-und-buerger-in-der-brd-im-kontext-der-afrin-krise/


 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 8 

den sogenannten Islamischen Staat (IS) und andere islamistische Gruppen bekämpften, werden 

nun von der Türkei mithilfe islamistischer Söldner angegriffen (vgl. van Wilgenburg 2018). 

Im Zuge dieser Geschehnisse sind viele tausende KurdInnen in Großdemonstrationen, 

kleineren Kundgebungen und örtlichen Protestaktionen zusammengekommen, um auf diese 

Situation aufmerksam zu machen. Parallel dazu nimmt der juristische Druck auf kurdische 

Aktivistinnen und Aktivisten zu. Das Verbot der Flagge der sogenannten 

Volksverteidigungseinheiten YPG sorgt hierbei für großes Aufsehen, da hier sogar Anzeigen 

drohen, wenn man die Flagge im Internet hochlädt (vgl. Schmidt 2018). Bundesweit ist dieses 

Verbot zudem nicht geregelt. Weniger Aufmerksamkeit erlangten Anfang März 2018 die Razzien 

im Verlagshaus des kurdischen Mesopotamien-Verlags, bei denen Bücher beschlagnahmt 

wurden.1 Am Rande verschiedenster Demonstrationen kommt es zudem zu Festnahmen und oft 

zu Anzeigen wegen verbotener Parolen oder Symbole. Während also außenpolitische 

Problematiken von dieser Community wiederholt öffentlich moniert werden, herrscht 

innenpolitisch ein viel größerer Fokus auf der Kriminalisierung dieser Gruppe. Gegen was 

protestiert wird ist egal, wer aber wie protestiert ist wichtiger und wird von vielen Deutschen 

sogar soweit abgelehnt, dass davon die Rede ist, dass „andere Konflikte in das eigene Land 

gebracht werden“: 

Während Proteste gegen den Krieg und juristische Belange die Nachrichten dominieren, 

ist jedoch nicht genau erhoben, was die Einstellungen dieser KurdInnen ausmacht. Sind wirklich 

alle politisch aktiv? Welche Einstellungen hat diese Community? Gibt es gruppenspezifische 

Unterschiede innerhalb der kurdischen Gemeinschaft? Was ist ihre Sicht als deutsche BürgerInnen? 

Fühlen sich alle juristisch verfolgt? Wie wichtig ist  Heimat für KurdInnen in Deutschland? 

Struktur und Geschichte kurdischer Migration nach Deutschland 

Mit schätzungsweise 300.000 bis 500.000 ExilantInnen befindet sich die größte kurdische 

Diaspora Europas in Deutschland. Die Datenlage zu dieser Gemeinschaft kommt dieser hohen 

Präsenz jedoch nicht nach. Bis heute ist die Zahl der Kurdinnen und Kurden unbekannt und ihre 

Einstellungen und soziodemographischen und -ökonomischen Merkmale sind weitgehend 

verschiedenen Schätzungen und Spekulationen überlassen (siehe Tabelle 2). Eine häufige Kritik ist 

hierbei die Orientierung dieser Zahlen an der Zahl der damaligen ArbeitsmigrantInnen (vgl. 

Ghaderi 2014, S.135). Vielmehr aber unterscheiden sich kurdische Diasporagruppen nach 

                                                           

1 https://anfdeutsch.com/kurdistan/razzia-im-mezopotamien-verlag-wird-morgen-fortgesetzt-2954 

https://anfdeutsch.com/kurdistan/razzia-im-mezopotamien-verlag-wird-morgen-fortgesetzt-2954
https://anfdeutsch.com/kurdistan/razzia-im-mezopotamien-verlag-wird-morgen-fortgesetzt-2954
https://anfdeutsch.com/kurdistan/razzia-im-mezopotamien-verlag-wird-morgen-fortgesetzt-2954
https://anfdeutsch.com/kurdistan/razzia-im-mezopotamien-verlag-wird-morgen-fortgesetzt-2954
https://anfdeutsch.com/kurdistan/razzia-im-mezopotamien-verlag-wird-morgen-fortgesetzt-2954
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verschiedenen Herkunftsländern und Migrationsgründen. Ammann (2000) stellt fest, dass zwar 

der Großteil der KurdInnen aus der Türkei kommt, 70.000 jedoch aus dem Irak und 5.000 bis 

6.000 aus dem Iran sowie vereinzelt aus dem Libanon und verschiedenen Sowjetrepubliken 

kamen. Auch unter den MigrantInnen in Deutschland stellen KurdInnen einen beachtlichen Anteil, 

wie Tabelle 1 nach Skubsch (2000) zeigt. 

 
Herkunft/Ethnie 

 
Türkei KurdInnen ehem. Jugosl. Italien Griechenland Polen 

Prozent 
 

36 13 21 14 9 7 

 

Tabelle  1: Migrantenminderheiten in der BRD nach Skubsch 2000 (110) 

Was die aktuellen Zahlen angeht, sind zwei Quellen zu erwähnen. Das BAMF stellte 2016 

beispielsweise fest, dass 29 % der in diesem Jahr eingereisten syrischen Flüchtenden KurdInnen 

waren. Die gestiegene Zahl dieser kurdischen Subgruppe wäre also heute nach oben zu 

korrigieren. Zudem halten Goerres et al. (2018) in der aktuellen Migrantenwahlstudie fest, dass 

etwa 11 % der von ihnen interviewten DeutschtürkInnen KurdInnen waren, wobei es jedoch 

Überschneidungen mit der religiösen Gruppe der AlevitInnen gab. 

Auf die Gesamtzahl der DeutschtürkInnen angewandt, würde das eine Anzahl von ca. 

164.183 KurdInnen bedeuten. Auf Anfrage teilte Goerres jedoch mit, dass diese 11 % in ihrem 

Sample lediglich 55 Befragte waren und es somit schwierig ist, damit auf die gesamte Population 

zu schließen. 

Zahl Quelle 

300.000-500.000 
 

Blaschke & Ammann (1988) 

341.400-465.600 
 

Vanly (1988) 

580.000 
 

Meyer-Ingwersen (1995) 

400.000 
 

Bruinessen (1998) 

600.000 
 

Ammann (2000) 

500.000 
 

Bundesregierung (2000) 

 

Tabelle  2: Schätzungen über Anzahl der KurdInnen in Deutschland 



 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 10 

Vollkommen jenseits der Zahlen ist die Frage, was die kurdische Identität in der deutschen 

Diaspora ausmacht, eine sehr komplexe, die beantwortet werden will, bevor der Versuch der 

Quantifizierung erfolgt. Blaschke & Ammann (1988) bauen den Nationenbegriff für KurdInnen 

sprachlich, historisch und politisch auf. Diesem Konzept folgend soll nun mit besonderem Fokus 

auf die genannte kurdische Diaspora Deutschlands ein Blick auf die Geschichte und die 

Politisierung sowie gewissermaßen die  Selbstentdeckung  der KurdInnen geworfen werden, um 

so zu zeigen, wie Identitäten und Konflikte durchaus Teil einer in Deutschland vollzogenen 

Sozialisierung sind und nicht importiert werden, wie häufig vorgeworfen wird. 

Um den historischen und politischen Kontext kurdischer Diaspora in Deutschland 

wiederzugeben, werden im Folgenden die drei großen Wellen kurdischer Migration nach 

Deutschland dargestellt. Die erste große Welle kurdischer Flucht nach Europa ereignete sich im 

frühen 20. Jahrhundert und betraf vor allem die kurdische  Intelligentia, die sich nach dem Ende 

des Ersten Weltkriegs vor politischer Verfolgung zu schützen versuchte (vgl. Blaschke & Amann 

1988, S.92f; Vanly 1988, S.57-66; McDowall 2004, S.456). In Großbritannien und Frankreich 

wurden in dieser Zeit die ersten Versuche der wissenschaftlichen Aufarbeitung und 

Wiederbelebung kurdischer Geschichte und Sprache vom Ausland aus unternommen (vgl. Ayata 

2008, 19). 

Wesentlich größer und bis heute am maßgeblichsten ist jedoch die Zuwanderung von 

KurdInnen im Zuge der Anwerbung von GastarbeiterInnen nach Deutschland in den 50er und 60er 

Jahren des 20. Jahrhunderts (vgl. Falk 1998, 144). Die unter den mehrheitlich türkischen 

GastarbeiterInnen eher unbemerkte Minderheit hatte oft schon eine Geschichte der 

Binnenmigration hinter sich. Bevor die meisten überhaupt nach Deutschland migrierten, flohen 

sie bereits im Herkunftsland aus den wirtschaftlich abgehängten Kurdenregionen im Südosten der 

Türkei in den Westen des Landes (vgl. Besikci 1991; Blaschke & Ammann 1988; Falk 1998). In der 

wissenschaftlichen Aufarbeitung dieser Migrationsgeschichte wird daher oft betont, dass 

politische und ökonomische Fluchtursachen gerade bei KurdInnen aus der Türkei schwer zu 

trennen sind (vgl. Skubsch 2000, S. 205). So sei aus politischen Gründen die sozio-ökonomische 

Benachteiligung entstanden, die viele KurdInnen zur Arbeitsmigration brachte (vgl.  Bozarslan 

1995; Skubsch 2000). Im Kontext der ökonomisch motivierten Migration fand jedoch ein Rückgang 

der Politisierung der kurdischen Diaspora im Vergleich zur ersten Welle statt. Viele KurdInnen 

waren sich ihrer Identität im Zuge der türkischen Assimilationspolitik unbewusst, oder sie 

erfuhren bereits politische Verfolgung und wollten diese im Ausland nicht riskieren. Die dritte 

Migrationswelle bestand ab 1980 mehrheitlich aus KurdInnen, die als Kriegsflüchtende nach 

Deutschland kamen (vgl. Kesen 2009, S. 222; McDowall 2004, S. 157). Sowohl der Irak-Iran-Krieg 
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als auch die Folgen des zweiten Militärputsches in der Türkei forderten hohe Opferzahlen und 

machten kurdische Migration nach Deutschland zu einer in erster Linie politischen Flucht. 

Insgesamt haben von 1987 bis 2000 ca. 300.000 KurdInnen Asyl beantragt (vgl. Ayata 2008, S. 20). 

Je stärker die politische Migration wurde, desto stärker wurde dieses Thema in den Vordergrund 

des Diskurses der DeutschKurdInnen gerückt.  

Forschungsstand 

 Mit Blick auf diese drei Migrationswellen ist festzustellen, dass nicht nur die Politisierung 

der KurdInnen über diese drei Wellen hinweg zunahm. Auch der Blick der Forschung auf diese 

MigrantInnengruppe hat sich erweitert. Die beiden Hauptbereiche dieses Feldes sind einerseits 

die Aufarbeitung der politischen Strukturen von KurdInnen in der BRD, andererseits die 

soziologische Betrachtung spezifisch kurdischer Diskriminierung und Verleugnung im 

Aufnahmeland. Zunächst sollen die wichtigsten Erkenntnisse im Bereich des Charakters kurdischer 

Politisierung betrachtet werden. Eine häufige Beobachtung, die mit dem besagten Anstieg der 

Politisierung im Laufe der Migrationswellen einhergeht, ist die des Generationenunterschieds in 

Fragen der kurdischen Identität von MigrantInnen (vgl. Falk 1998, S. 157). So sei das Interesse an 

der eigenen Identität, die anfangs verleugnet wurde, immer stärker gewachsen (vgl. Hanrath 2011, 

S. 17). Diese Identitätsfrage entwickelte sich im Laufe der Jahre zum Hauptmotor kurdischer 

Partizipation in Deutschland, wobei auch der Bildungsaufstieg der Kinder von GastarbeiterInnen 

aus dem eher agrarischen Milieu eine Rolle spielte (vgl. Geiling 2011, S. 27). 

Die Politisierung dieser älteren Generationen fand vor allem über die Mobilisierung durch 

Gewerkschaften statt, wo KurdInnen beispielsweise im Zuge von 1. Mai-Veranstaltungen auf ihre 

Situation aufmerksam machten (vgl. Østergaard-Nielsen 2003b, S. 195). Diese verlief aber nur 

zaghaft, da vor allem die SPD versuchte, türkischstämmige MigrantInnen im Zuge des 

Widerstands gegen die  Ausländerpolitik  der CDU der 1980er Jahre zu mobilisieren und fürchtete, 

deren Gunst mit einer pro-kurdischen Haltung zu verlieren (vgl. Faist 1994, S. 55f). 

In diesem politisch-institutionellen Vakuum speiste sich die politische Interessensbildung 

vor allem aus drei Faktoren: regionale Herkunft, Interessen in der BRD sowie sich verändernde 

soziale und politische Konstellationen, die im Verlauf dieser Arbeit mit dem Begriff der 

Opportunitätsstrukturen beschrieben werden. Ein Teil der Partizipation, die aus dieser 

Interessensbildung resultiert, ist die sogenannte parallel diplomacy, die sich laut Bozarslan (1996) 

in den Kurdengebieten, aber auch im Exil bildete und sich vor allem in Deutschland durch 

Solidaritätsarbeit für die kurdische Frage auszeichnete. So entwickelten  sich parallel zu 

staatlichen Organen der Diplomatie eigene nichtstaatliche Strukturen, die politische 
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Außenarbeiten durchführten. Im Rahmen dieser parallel diplomacy eröffneten sich auch 

Möglichkeiten für sogenannte  sub-minorities  wie ÊzîdInnen und AlevitInnen, die unter den 

KurdInnen eine Unterkategorie religiöser Minderheiten darstellen und ihre Identitäts- und 

Interessenbildung in Deutschland ausdifferenzieren konnten. 

So lässt sich feststellen, dass Migration, Identitätsbildung und Politisierung sich in 

verschiedenen Phasen entwickelten und vor allem das Feld der kurdischen Identität eines ist, 

welches maßgeblich in Deutschland konstruiert wurde. Die Erfahrung des Kurdischseins ist somit 

keine exklusiv importierte Erfahrung, sondern vielmehr ein innerhalb bundesdeutscher 

Opportunitätsstrukturen erschaffenes soziales Konstrukt, das auch in dieser Einbettung analysiert 

werden muss. 

Schaut man sich etwa den zweiten Forschungsbereich der spezifischen Diskriminierungs- 

und Verleugnungserfahrungen von KurdInnen in Deutschland an, so wird klar, dass diese 

Erfahrung nicht bloß auf die Marginalisierung im Heimatland rückzuführen ist. Die erste 

offensichtliche Diskriminierung ist die Tatsache, dass die Zahl der in Deutschland lebenden 

KurdInnen nicht einmal erhoben ist, was von kurdischer Seite wiederholt moniert wird (vgl. 

Garmiyani 2015). So mag man argumentieren, dass die Nationalität auf das Herkunftsland 

bezogen wird und dies bei einem Volk ohne Staat wie dem kurdischen nicht möglich sei. An der 

distinkten Ethnizität, Migrationsgeschichte und politischen Geschichte ändert das jedoch nichts, 

was bedeutet, dass der etatistische Fokus der bisherigen Erhebung mit einem Informationsverlust 

über eine der größten ethnischen Minderheiten Deutschlands einhergeht. 

Über diese statistische Nicht-Anerkennung hinaus stellten verschiedene 

Forschungsarbeiten auch eine Nicht-Anerkennung von KurdInnen als politische Akteure in 

Deutschland fest. Gemäß des Totschlagarguments der importierten Konflikte bearbeiteten ältere 

Forschungsarbeiten vor allem die spekulative Untermauerung dieses fragwürdigen 

Zusammenhangs, während neuere Arbeiten feststellen, dass es keine Hinweise dafür gibt, dass 

eine tagespolitische Herkunftslandsorientierung in Fragen der politischen Partizipation 

integrationsschädlich ist (vgl. Banducci 2004; Hunger 2009). 

So sei gerade auch in der Politik der Fokus viel zu stark auf dieser Frage des 

Konfliktimports gewesen, anstatt auf der Frage, wie diese komplexen Konfliktsituationen zu 

verstehen und zu entschärfen sind. So stellt Baser (2017, S. 675) fest:  “[The] Kurdish conflict did 

not just randomly spill over to Germany, but there is a reason why the Kurdish diaspora has 

chosen strategies from a grand repertoire of actions”. Es bestünde keinerlei Anerkennung der 

politischen Situation der KurdInnen auf offizieller Ebene (vgl. Hermes 1991, S. 115). So hatten 
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gerade die kurdischen Flüchtenden der dritten Welle mit unsicheren Aufenthaltssituationen zu 

kämpfen, die der Tatsache geschuldet waren, dass Deutschland kaum politisches Asyl für 

KurdInnen aus der Türkei gewährte. In dieser Zeit schoben besonders von der CDU regierte 

Länder weiter in die Türkei ab, während die Kriegssituation dort in den 1990er Jahren eskalierte 

(Meyer-Ingwersen 1995, S. 325; Hermes 1991, S. 110). 

Zudem hatten diese Flüchtenden der dritten Welle beziehungsweise ihre Kinder 

erhebliche Nachteile gegenüber den vorher eingereisten Gastarbeitern, da sie der Residenzpflicht 

unterlagen und es zu dieser Zeit keine Schulpflicht für die Kinder von Flüchtenden gab. Auch die 

Unterstützung muttersprachlichen Unterrichts für kurdische Kinder erfolgte kaum, da der Protest 

der türkischen Gruppen befürchtet wurde (vgl. Kesen 2009, S. 115). Eine Degradierung von 

KurdInnen durch Deutsche und TürkInnen sei laut Blaschke und Ammann geschehen, indem 

beispielsweise kurdische Vereine bis heute nicht unterstützt werden, während eine 

unverhältnismäßige Unterstützung türkischer Vereine im Vergleich zu anderen Gruppen 

genehmigt würde (Blaschke & Ammann 1988, S. 97). Die türkische Diskriminierung von KurdInnen 

reichte weit in Verwaltung und Privatleben hinein. So war es für kurdische Familien mit türkischen 

Papieren fast unmöglich, den eigenen Kindern kurdische Namen zu geben, ohne Schikanen 

befürchten zu müssen (Hermes 1991, S. 112). Türkische Behörden und sogar Geheimdienste 

operieren zudem weiter aktiv in Deutschland gegen politisch aktive KurdInnen (siehe: DW 2017). 

Auch im Privatleben und besonders in deutschen Schulen wird durch die türkische 

Mehrheitsgesellschaft innerhalb der migrantischen Community ein feindliches Bild von KurdInnen, 

AlevitInnen und ÊzîdInnen gezeichnet, was besonders auf die Sozialisation kurdischer Kinder einen 

großen Einfluss hat (vgl. Blaschke & Ammann 1988, S. 94). Wenn dann noch die Tatsache, dass es 

in Deutschland bis heute keine wirkliche Einwanderungskultur gibt, mit in die Analyse genommen 

wird, so kommt man wie Koopmans & Statham (2003) zu dem Schluss, dass eine politische 

Identifikation mit dem Aufnahmeland nur schwer möglich ist:  

 „Kurds, Turks, or ex-Yugoslavs may be more than averagely inclined to make homeland-oriented 

claims, but they are especially likely to do so in a political context that reinforces such homeland 

identifications by putting up high material and symbolic barriers to migrants’ entry into the host 

society’s political community.” (ebd.: S. 35)  

Hier spielt auch das Verbot kurdischer Organisationen mit ein, das dazu führt, dass viele 

KurdInnen sich stigmatisiert fühlen (vgl. Falk 1998; Baser 2017). Da die Disskussion über die 

KurdInnenfrage nicht um die oberflächliche Debatte um den sogenannten  Ausländerextremismus  

hinausging, entwickelte sich eine zunehmende Verzweiflung, dass neben der Kriminalisierung 
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keine Aufarbeitung der eigenen Konfliktstrukur geschieht (vgl. Baser 2017; Baser 2010). Diese 

deutsche Nicht-Anerkennung findet bis heute statt. So kritisierte Guido Steinberg erst im 

Zusammenhang mit dem KurdInnenkonflikt im Irak die mangelnde Positionierung der 

Bundesregierung (vgl. Steinberg 2011). Im Zusammenhang mit der kriegerischen Eskalation in 

Afrin ist diese Praxis weiterhin zu beobachten. Im Kontext all dessen zeigte der Fall der Ditib-

Moscheen, die in ihren Predigten für den Krieg in Afrin warben, wie dramatisch das 

Konfliktpotential ist (vgl. Tornau 2018). 

Politische Einstellungen von Kurdinnen und Kurden in Deutschland sind in diesem Kontext 

zu verstehen. Die Marginalisierung im Heimatland und im Aufnahmeland macht eine politische 

Partizipation außerhalb der KurdInnenfrage fast unmöglich, da diese als primäre Aufgabe 

verstanden wird. Die bisherigen Erkenntnisse zeigen, dass eine Eingliederung der 

DeutschKurdInnen nicht erfolgen konnte. Weder als Migrantengruppe noch als politisch verfolgte 

Ethnie des Mittleren Ostens ist eine Anerkennung durch die BRD erfolgt. Eine Bevorzugung und 

Subventionierung der migrantischen Mehrheitsgesellschaft der DeutschtürkInnen nach innen und 

eine Toleranz gegenüber der türkischen Politik im Herkunftsland vermittelt somit ein enormes 

Ohnmachtsgefühl, das kurdischen Aktivismus prägt. So stellt beispielsweise Wahlbeck (1999) bei 

seinen zahlreichen Interviews fest, dass selbst diejenigen KurdInnen, die nicht unbedingt politisch 

interessiert waren, angaben, um politische Themen nicht  herumkommen  zu können (ebd.: 156f). 

Kurdenpolitik in Deutschland als transnationale Politik 

Das Theoriefeld der transnationalen Politik beschäftigt sich mit der Frage, wie und warum 

sich MigrantInnen in Fragen ihres Herkunftslandes engagieren. Die Bestimmung von Herkunft 

oder Heimat ist hierbei ein ambivalenter Prozess, da die Heimat zwar als etwas gesehen werden 

kann, was den sozialen und kulturellen Rahmen der eigenen Existenz darstellt, auf der anderen 

Seite aber auch Ursprung der Probleme sein kann, die einen überhaupt erst zur Migration 

brachten (Adamson 2003, S. 155). Den Bezug dieses Theorierahmens zur kurdischen Diaspora 

stellte Bozarslan (1996) her, indem er zeigte, dass gerade die Kurdenfrage das Paradox der 

Verknüpfung von nationaler und transnationaler Politik verkörpert. Von Anfang an müsse die 

kurdische politische Szene zwischen nationalen Legitimationsketten und transnationalen 

kurdischen Konzepten der politischen Legitimation agieren. Sowohl die nationale Politik als 

Minderheit als auch die transnationale Politik als verleugnete Volksgruppe läuft so parallel 

zueinander ab (ebd.: S. 107). 

Nach Østergaard-Nielsen (2003a, S. 762f) und Smith (2003) lässt sich transnationale Politik 

in drei Untergruppen aufteilen. Immigrant politics seien demnach politische Aktivitäten, die die 
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Besserung der Situation als MigrantInnen im Aufnahmeland unabhängig vom Herkunftsland zum 

Ziel haben. Homeland politics ist die Form des Aktivismus, die sowohl die Opposition gegen als 

auch die Unterstützung für die Politik des Heimatlandes umfasst. Hierbei gibt es zwei Positionen, 

die das Heimatland einnehmen kann. Einerseits kann dieses die Heimkehr der Gruppe forcieren 

oder eine Strategie verfolgen, bei der nicht für die Rückkehr, aber für das Aufrechterhalten enger 

politischer Bande geworben wird (vgl. Smith 2003). Diaspora politics sind die konkretere Form der 

eben genannten Opposition bei Gruppen, die explizit keine Partizipationsmöglichkeit im 

Heimatland haben und so versuchen, aus dem Aufnahmeland heraus politischen Einfluss auf das 

Heimatland auszuüben. 

 

Abbildung  1: Schematische Darstellung der drei transnationalen migrantischen Politikformen 

Østergaard-Nielsen (2003a) sieht im Falle der kurdischen transnationalen Politik eine 

Überschneidung dieser drei Bereiche, da KurdInnen einerseits die eigene Situation im 

Aufnahmeland thematisieren, andererseits aber auch mehr oder weniger starke Oppositions- 

beziehungsweise Unterstützungspolitiken im Bezug zur Heimat betreiben, gerade weil diese 

Politiken von den unterschiedlichen Umständen der vier Heimatländer abhängen. 

Die Frage nach dem wie kann ebenfalls mit einem dreigeteilten Muster beantwortet 

werden. So können nach Adamson (2003, S. 156) MigrantInnen transnationale Politikräume zur 

Mobilisierung von Diskursen und Narrativen nutzen, Netzwerke mit staatlichen und 

nichtstaatlichen Akteuren aufbauen und so Druck auf das Heimatland ausüben oder direkt 

Ressourcen in das Heimatland senden, um die dortigen Machtverhältnisse zu ändern. Die Frage 

nach dem warum sollen die in dieser Analyse vorgelegten quantitativen Ergebnisse beantworten. 

Verschiedene Hypothesen werden anhand deskriptiver Statistiken, aber auch anhand einer 

Regression getestet werden. Testen wir allgemein, ob diese kurdische Diaspora in Deutschland in 
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einem solchen transnationalen sozialen Raum ist beziehungsweise ob sie ein „Euro-Kurdistan“ ist, 

wie Ayata (2008) festhält, so ergeben sich folgende erste Hypothesen: 

Hypothese 1: KurdInnen mit einem stärkeren Bezug zu ihrer Heimat sind politisch aktiver 

als solche mit einem schwächeren Bezug.  

Hypothese 2: KurdInnen, die sich eher anhand nicht-deutscher Quellen informieren, sind 

politisch aktiver als solche, die sich eher anhand deutscher Quellen informieren.  

Desweiteren soll getestet werden, ob die Parteiwahl von KurdInnen sich von der 

Parteiwahl von DeutschtürkInnen unterscheidet. An dieser Stelle sei jedoch betont, dass der 

deskriptiven Analyse der anderen Variablen des Samples mindestens die selbe Relevanz zukommt 

wie der Regression, da gerade aus dem quantitativen Forschungsmangel heraus eine explorative 

Offenheit gefordert ist. Die Haltungen der Befragten zum Konflikt in Afrin und zu ihrem Empfinden 

als deutsch-kurdische BürgerInnen sind hier zentral. 

Fragebogendesign 

Die Erhebung erfolgte durch einen Online-Fragebogen, in dem verschiedene sozio-

demographische Merkmale und politische Haltungen abgefragt wurden. Im Groben lässt sich der 

Fragebogen in folgende Themengebiete gliedern: 

 

Abbildung  2: Themenfelder Fragebogen 

Datenerhebung 

Das Sample wurde mithilfe des größten deutschen Dachverbands der KurdInnen NAV-

DEM e.V. beziehungsweise mit seiner Außenarbeitsorganisation Civaka Azad e.V. erhoben und 

über verschiedene Kanäle verbreitet. Hierbei wurde gerade NAV-DEM gewählt, da dieser 

Dachverband besonders viele KurdInnen anspricht und die zahlenmäßig am stärksten besuchten 
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Proteste im Zusammenhang mit der militärischen Auseinandersetzung in Afrin organisiert hat. 

Allein die letzten Demonstrationen im Frühjahr 2018 zeigen folgende TeilnehmerInnenzahlen: 

     1.  27.01.2018: Bundesweite Demonstration in Köln; 14.000 TeilnehmerInnen 2 

    2.  03.03.2018: Bundesweite Demonstration in Berlin, 1.000 TeilnehmerInnen 3 

    3.  11.03.2018: Newroz-Feier in Hannover, 20.000 TeilnehmerInnen 4  

Im gesamten Bundesgebiet ist NAV-DEM jedoch auch stark präsent, wie die folgende Karte zeigt:  

 

Abbildung  3: Bundesweite Verteilung der NAV-DEM Vereine 

Durch das Verbreiten des Surveys auf der Facebook-Veranstaltungsseite des Newroz-

Festes wurden auch viele eher unpolitische Befragte erreicht, da es sich bei der Veranstaltung 

klassischerweise um eine Kulturveranstaltung handelt, an der auch weniger aktivistisch geprägte 

KurdInnen teilnehmen. Selbstverständlich gibt es auch andere kurdische Dachverbände, wie zum 

Beispiel die Kurdische Gemeinde Deutschland e.V. oder KOMKAR. Aus zeitlichen Gründen konnte 

aber die Anwerbung all dieser Vereine nicht vollzogen werden.  

Das Onlinesurvey erreichte hierbei etwas mehr als 600 Befragte aus verschiedenen Teilen 

Deutschlands, von denen diejenigen, die angaben, keine KurdInnen zu sein, herausgefiltert 

                                                           

2 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/koeln-kurden-demo-gegen-tuerkische-syrien-offensive-gestoppt-a-1190134.html 
3 https://de.sputniknews.com/politik/20180303319793743-deutsche-panzer-kurdistan/ 
4 http://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Uebersicht/Newroz-Fest-in-Hannover-Demo-am-Opernplatz 

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/koeln-kurden-demo-gegen-tuerkische-syrien-offensive-gestoppt-a-1190134.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/koeln-kurden-demo-gegen-tuerkische-syrien-offensive-gestoppt-a-1190134.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/koeln-kurden-demo-gegen-tuerkische-syrien-offensive-gestoppt-a-1190134.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/koeln-kurden-demo-gegen-tuerkische-syrien-offensive-gestoppt-a-1190134.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/koeln-kurden-demo-gegen-tuerkische-syrien-offensive-gestoppt-a-1190134.html
https://de.sputniknews.com/politik/20180303319793743-deutsche-panzer-kurdistan/
https://de.sputniknews.com/politik/20180303319793743-deutsche-panzer-kurdistan/
https://de.sputniknews.com/politik/20180303319793743-deutsche-panzer-kurdistan/
https://de.sputniknews.com/politik/20180303319793743-deutsche-panzer-kurdistan/
https://de.sputniknews.com/politik/20180303319793743-deutsche-panzer-kurdistan/
http://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Uebersicht/Newroz-Fest-in-Hannover-Demo-am-Opernplatz
http://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Uebersicht/Newroz-Fest-in-Hannover-Demo-am-Opernplatz
http://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Uebersicht/Newroz-Fest-in-Hannover-Demo-am-Opernplatz
http://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Uebersicht/Newroz-Fest-in-Hannover-Demo-am-Opernplatz
http://www.haz.de/Hannover/Aus-der-Stadt/Uebersicht/Newroz-Fest-in-Hannover-Demo-am-Opernplatz
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wurden. Die verschiedenen Netzwerke wurden über E-Mail- und WhatsApp-Verteiler sowie 

Facebook-Seiten und Facebook-Veranstaltungen geteilt. Insgesamt beläuft sich die Zahl der 

erreichten Personen auf mindestens 3.000. Die Erhebungsphase lief vom 28.02.2018 bis zum 

07.03.2018.   

Methodenauswahl 

 Da es sich bei der vorliegenden Arbeit vor allem um eine explorative Arbeit handelt, steht 

die Wiedergabe der erfassten Rohdaten im Mittelpunkt, vor allem der Haltungen der Befragten 

zum Handeln der Bundesregierung während des Krieges in Afrin. Zudem sollen die erhobenen 

Daten mit den Ergebnissen der Migrantenwahlstudie nach Goerres et al. (2018) verglichen 

werden, um so erste Rückschlüsse auf das Wahlverhalten der Population ziehen zu können. 

Die Regression dient dazu, erste mögliche Signifikanzen für nachfolgende Arbeiten 

ausfindig zu machen. Um den Zusammenhang zwischen der abhängigen Variable Aktivismus und 

den Erklärungsvariablen Anzahl Verwandter in Heimatland, Bindung zu Heimatland und 

deutsche/nicht-deutsche Nachrichtenquellen zu testen, wurde eine OLS-Regression durchgeführt. 

Diesem Modell liegt die Linearitätsannahme zugrunde, wonach die Y-Werte einer 

Verteilung linear ansteigen, je mehr die X-Variable ansteigt (vgl. Urban 2011, S. 37). 

Die sich daraus ergebende Gleichung kann für das multivariate Modell folgendermaßen 

dargestellt werden: 𝒀𝒊 =∝ +𝜷𝟎 + 𝜷𝟏𝑿𝒊 + 𝜷𝟐𝑿𝒊 + ⋯ + 𝜺𝒊 

𝑌𝑖  ist hierbei die abhängige Variable, 𝛼 ist der Y-Achsenabschnitt und 𝛽𝑖 sind die Prädiktoren, 

also die unabhängigen Variablen. 

Wenn man sich also vorstellt, dass alle Ausprägungen der verwendeten Variablen in 

einem dreidimensionalen Raum streuen, so stellt die obige Funktion eine Fläche dar, die den 

geringsten Abstand zu diesen Streuungspunkten hat. Da dies nicht perfekt ausfällt, stellt 𝜀 den 

Fehler dar. Die sogenannte Kleinst-Quadrat-Schätzmethode soll diesen Fehler minimieren, indem 

diese Abstände, also die Differenzen zwischen den Ausprägungen und der Regressionsfläche, 

berechnet werden (vgl. Urban 2011, S. 37). Hierdurch sollen Vorhersagen über Y, in diesem Fall 

den Aktivismus gemacht werden, indem man die Prädiktoren 𝛽𝑖 in die Gleichung einfügt und das 

Ergebnis interpretiert. Gültige Ergebnisse bietet dieses Modell jedoch nur, wenn die Schätzwerte 

den BLUE-Bedingungen beziehungsweise dem Gauss-Markov-Theorem entsprechen. Demnach 

müssen die Werte  unverzerrt, effizient und konsistent sein (vgl. Urban 2011, S. 37). Die Prüfung 
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dieser Annahmen geschieht mittels einer Regressionsdiagnostik, die auf Anfrage zur Verfügung 

gestellt werden kann. Alle Analysen wurden im Statistikprogramm R durchgeführt.  

Deskriptive Analyse 

 Die deskriptive Analyse zeigt, dass Männer in diesem Sample überrepräsentiert sind. 

Zudem geben 80,7 % der Befragten an, die deutsche Staatsbürgerschaft zu haben (siehe 

Abbildung 4).  

  

Abbildung  4: Geschlecht und Angabe über Wahlberechtigung 

Momentane Tätigkeit sowie Geburtsland wurden ebenfalls abgefragt, wobei auffällt, dass 

besonders viele in Deutschland und in der Türkei geborene KurdInnen an der Befragung 

teilgenommen haben (Siehe Abbildung 5). Wie erwartet, sind viele SchülerInnen und 

StudentInnen in Deutschland geboren, was den Altersdurchschnitt des Samples wahrscheinlich 

unter das der gesamten Population setzt. 
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Abbildung  5: Tätigkeit nach Geburtsland 

Die Konfessionen beziehungsweise die Gruppe der Nicht-Religiösen und AtheistInnen sind 

gleichmäßig verteilt, wobei MuslimInnen und ÊzîdInnen tendenziell religiöser sind als AlevitInnen 

(Siehe Abbildung 6). Die erhobene Variable wäre so also zur Ermittlung gruppenspezifischer 

Unterschiede geeignet, da sie eine Varianz aufzeigt, die sich auch mit der Population deckt.  

 

Abbildung  6: Religiosität nach Konfessionen 

 
Ein erster Vergleich soll nun zwischen den Parteipräferenzen der Befragten dieses 

Samples (e.S.) und den türkischen und kurdischen MigrantInnen der Migrantenwahlstudie 

(Goerres et. al. 2018) gezogen werden, wobei hier nach der abgegebenen Zweitstimme gezählt 

wird.   
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Goerres et.al 

 

 

e.S. 

 Deutschtürk. 1. Gen. 2. Gen. AlevitInnen KurdInnen KurdInnen 

CDU/CSU 20 % 27 % 14 % 13 % 30 % 4.7 % 

SPD 35 % 29 % 40 % 41 % 9 % 3.7 % 

Die Linke 16 % 23 % 11 % 22 % 37 % 75.9 % 

Bündnis 90/ 

Die Grünen 

13 % 10 % 15 % 20 % 7 % 8.2 % 

FDP 4 % 3 % 6 % 1 % 3 % 2 % 

AfD 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 1.5 % 

Sonstige 12 % 8 % 15 % 3 % 14 % 4 % 

n 275 126 149 58 315 606 

 

Tabelle  3: Vergleich Parteipräferenz Goerres und erhobenes Sample (e.S.) 

Tabelle 3 zeigt, dass die meisten MigrantInnen aus der Türkei tendenziell eher links der 

Mitte wählen, wobei die CDU/CSU bei den TürkInnen der ersten Generation sowie bei den 

KurdInnen des Samples der Migrantenwahlstudie besonders hoch abschneidet. Die zweite 

Generation favorisiert dabei deutlich stärker SPD und die Grünen, weniger aber die Linken. 

Zwischen DeutschtürkInnen und KurdInnen der Migrantenwahlstudie sowie der hier 

präsentierten Studie fällt auf, dass die Linke wesentlich stärker von KurdInnen favorisiert wird, 

während die SPD starke Einbußen hat. Auch Bündnis 90/Die Grünen sind in kurdischen Kreisen 

wohl unbeliebter. Interessant ist die Diskrepanz zwischen beiden kurdischen Gruppen, wenn es 

um die CDU geht. Die Union erreichte bei den KurdInnen der Migrantenwahlstudie ganze 30 %, in 

der hier erhobenen Studie jedoch nur 4,7 %. 

                                                           

5 Diejenigen Kurd*innen, die auch angaben, Alevit*innen zu sein, wurden zu diesen hinzugezählt, weswegen die zuvor angegebe-

ne Zahl von 55 sinkt. 
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Vergleicht man nun die KurdInnen der Migrantenwahlstudie mit denen des erhobenen 

Samples dieser Arbeit, so wird deutlich, dass ein wesentlich größerer Anteil der Befragten des 

eigenen Samples für die Linke stimmte. Der Bias ist unklar zu bewerten. Es ist deutlich, dass diese 

Verteilung nicht repräsentativ sein kann. Der Vergleich mit dem Sample der Migrantenwahlstudie 

ist jedoch auch schwer, da dort lediglich 31 KurdInnen und 58 AlevitInnen erfasst wurden. 

Dennoch ist für die weitere Analyse festzuhalten, dass ein Großteil der Befragten links wählt. 

Ebenfalls ist zu betonen, dass der Großteil der Befragten angab, politisch links zu sein, was, wie 

Abbildung 7 zeigt, auch mit dem Aktivismus korreliert. Die Zahl der politisch weniger Aktiven ist in 

diesem Sample dementsprechend gering. 

 

 

Abbildung  7: Aktivismus nach Einordnung auf Links-Rechts-Skala 
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Abbildung  8: Einstellung im Bezug auf Konfliktsituation 

 

  

 
Abbildung  9: Zufriedenheit und Rücksichtnahme als KurdInnen 
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Im Folgenden soll die Zufriedenheit mit der politischen Situation in Deutschland 

betrachtet werden. Abbildung 8 (links) zeigt, dass 62,1 % der Befragten angaben, sich während 

der Konfliktsituation in Afrin von der Bundesregierung  definitiv  alleingelassen zu fühlen, und 

auch der Mittelwert dieser Variable liegt mit 5,3 von 6 Punkten hoch. Fast 80 % gaben zudem an, 

den Einsatz der Bundesregierung für eine Konfliktlösung in Afrin als mangelhaft zu empfinden 

(Abbildung 8 rechts). Etwas mehr Varianz zeigten die Antworten zu den in Abbildung 9 

dargestellten Variablen. 42,9 % gaben an,  sehr unzufrieden  mit der Arbeit der 

geschäftsführenden Bundesregierung zu sein, 25,8 % und 16,6 % waren  unzufrieden  und  eher 

unzufrieden (Abbildung 9 rechts). Knapp die Hälfte aller Befragten gaben an, sich von der Politik  

gar nicht  berücksichtigt zu fühlen, 19,4 % und 14,0 % gaben an sich  sehr wenig  und  wenig  

berücksichtigt zu fühlen (Abbildung 9 links). 

Vergleicht man, ob die Befragten die Innen- oder Außenpolitik einer Partei wichtiger 

finden, mit ihrer Zufriedenheit mit der bundesdeutschen Außenpolitik, so zeigt sich, dass den 

meisten Befragten die Außenpolitik wichtiger ist (siehe Abbildung 10). Dennoch gaben auch viele 

unter  Sonstiges an, beide Ressorts bei der Wahl wichtig zu finden. 

 

Abbildung  10: Priorität Innen-/Außenpolitik und Zufriedenheit mit Außenpolitik 

Deutlich wird, dass bei allen drei Gruppen die Unzufriedenheit mit der Außenpolitik, die 

auf einer Skala von sehr schlecht (0) bis sehr gut (8) gemessen wurde, überwiegt. Die 

außenpolitische Prioritätensetzung und die starke Tendenz des Samples zur Wahl der Linkspartei 

können hier vermutlich in einen Zusammenhang gebracht werden, da gerade der Stopp von 

Waffenexporten ein zentrales Thema des linken Parteiprogramms ist (vgl. Østergaard-Nielsen 

2003b, S. 195). Hierfür sprechen die Daten in Abbildung 11, bei denen 53,4 % der Befragten die 

Regulierung von Waffenexporten als außenpolitische Agenda wichtiger fanden als das Einleiten 

diplomatischer Schritte oder etwa den aktiven Eingriff in den Konflikt vor Ort. 
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Abbildung  11: Variable: Priorität Agenda Bundesregierung 

  Zuletzt soll die deskriptive Analyse Licht auf das zu Beginn thematisierte Feld der 

politischen Repression werfen. Abbildung 12 zeigt hierbei erneut die Variable der Stärke des 

eigenen Aktivismus, die sich die Befragten zusprachen, diesmal jedoch im Zusammenhang mit der 

Variable zur juristischen oder privaten Gefährdung, die die Befragten im Zusammenhang mit pro-

kurdischem Aktivismus erleben.  

 

Abbildung  12: Gefahr durch Aktivismus/ Level eigener Aktivismus 

Es zeigt sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen beiden Variablen, was bedeutet, 

dass diejenigen, die angaben, besonders politisch aktiv zu sein, auch die stärkste juristische oder 

private Gefahr aufgrund dieses Aktivismus befürchten. 
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Regressionsanalyse 

 

 Abhängige Variable: 

 Aktivismus 

 (1) (2) (3) 

Bindung 0.081 ∗∗ 0.083 ∗∗ 0.082 ∗∗ 

 (0.038) (0.038) (0.040) 

Quellen (d/nd) 0.337 ∗∗∗ 0.341 ∗∗∗ 0.268 ∗∗ 

 (0.130) (0.131) (0.134) 

    

Geschlecht  0.070 0.131 

  (0.137) (0.143) 

Wahlberechtigt  0.064 0.020 

  (0.165) (0.168) 

Links/Rechts   −0.012 ∗∗∗ 

   (0.003) 

Konstante 3.900 ∗∗∗ 3.836 ∗∗∗ 4.108 ∗∗∗ 

 (0.164) (0.194) (0.205) 

Beobachtungen 401 401 375 

R 2 0.028 0.030 0.066 

Adjusted R 2 0.024 0.020 0.053 

Residual Std. Error 1.297 (df = 398) 1.300 (df = 396) 1.289 (df = 369) 

F Statistik 5.824 ∗∗∗ 

(df = 2; 398) 

3.010 ∗∗ 

(df = 4; 396) 

5.193 ∗∗∗ 

(df = 5; 369) 

Note:  ∗p<0.1;  ∗∗p<0.05;  ∗∗∗p<0.01 

 

 Tabelle 4: Regressionstabelle 



 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 27 

Die Regressionsanalyse in Tabelle 4 zeigt, dass die Hypothesen 1 und 2 jeweils mit einer 

Irrtumswahrscheinlichkeit von 0.05 und 0.01 % angenommen werden können. 

Modell 1 betrachtet lediglich den Einfluss dieser beiden abhängigen Variablen. Das Modell 

ist signifikant auf 99-prozentigem Niveau. Die F-Statistik zeigt jedoch, dass nur 0.2 % der Varianz 

durch dieses Modell erklärt werden können. Bei Hinzunahme der Kontrollvariablen Geschlecht 

und Wahlberechtigung bleibt der Einfluss beider AVs stabil. Bezieht man die Links/Rechts-Variable 

mit ein, deren Zusammenhang schon in Abbildung 7 deutlich wurde, so zeigt sich in Modell 3, dass 

auch diese auf 99-prozentigem Niveau signifikant ist. Der Einfluss des Prädiktors ist negativ, was 

bedeutet, dass Befragte, die angaben, eher rechts zu sein, auch weniger aktiv sind. Dennoch 

verbessert sich die Erklärungskraft des Modells 3 kaum (6% erklärte Varianz), obwohl das 

Gesamtmodell signifikant bleibt. 

Die Regressionsdiagnostik (siehe Anhang) zeigt, dass die Variablen zu wenig miteinander 

korrelieren und das sicher der Ad-Hoc-Erhebung zu schulden ist, die die theoretischen Konzepte 

noch nicht vollends operationalisieren konnte. Was jedoch die Homoskedaszität angeht, ist das 

Ergebnis der Diagnostik zufriedenstellend. Festzustellen ist also, dass wesentliche 

Erklärungsvariablen nicht im Modell aufgenommen sind, es allgemein einer methodischen 

Konzeptspezifikation bedarf und verschiedene Einflussfaktoren noch ausfindig gemacht werden 

müssen. 

Kritik 

 Online-Erhebungen bringen per se schon viele Probleme mit sich. Als Instrument zur 

Erhebung einer bisher unerhobenen Gruppe ist also klar gewesen, dass es sich hierbei nicht um 

ein repräsentatives Sample handeln kann. Auch während der Datenerhebung wurden wiederholt 

ausgefüllte Surveys gefunden, die von mutmaßlichen Erdogan-Anhängern absichtlich genutzt 

wurden, um in den Kommentarspalten irreführende Angaben zu machen. Ebenso gab es einen 

Altersbias, der Online-Erhebungen ohnehin eigen ist. Desweiteren ist anzumerken, dass durch den 

politischen Charakter der Netzwerke, durch die Befragte angeworben wurden, auch tendenziell 

aktivistischere und linkere Befragte an der Umfrage teilgenommen haben. Der Genderbias 

machte die Interpretation der Kontrollvariable auch problematisch. Es bleibt die Gewichtung des 

Surveys nach dieser Variable zu bedenken. Nichtsdestotrotz ist die Teilnehmerzahl von 600 

Befragten beachtlich. Bei einer länger geplanten Erhebung, die auch eine längere Erhebungsphase 

hat, könnten durch die Anwerbung verschiedenster kurdischer Gruppierungen die Ergebnisse 

dieser Analyse noch stärker auf Biases getestet werden. Gerade durch die zunehmende 

Digitalisierung des politischen Aktivismus bietet sich auch in der kurdischen Community die 
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Möglichkeit, mit Metadaten oder Social Media-Daten umzugehen. Durch eine Netzwerkanalyse 

verschiedener Foren kann auch die Wiedergabe der Population genauer nachempfunden werden.  

Fazit 

Ob ein(e) DeutschkurdIn einen starken Bezug zur Heimat hat, eher deutsche oder 

kurdische Nachrichten liest und ob er/sie eher links oder rechts eingestellt ist, hat einen 

erheblichen Einfluss darauf, wie aktiv diese Person ist. Gerade die ersten beiden Einflussfaktoren 

deuten darauf hin, dass die Betrachtung dieser Politiksphäre transnational geschehen muss. Die 

durchgeführten Analysen legen jedoch nahe, dass es weitere explorative Arbeiten braucht, um 

weitere Einflussfaktoren ausfindig zu machen. Auch eine theoretische Erweiterung des Feldes, die 

dem speziellen kurdischen Fall gerecht wird, ist hier nötig. Die tagespolitisch relevante Analyse 

zeigt jedoch, dass über das gesamte Sample hinweg eine große Unzufriedenheit mit der Politik der 

Bundesregierung herrscht. Das Gefühl, alleingelassen zu sein und sich als Bürger der BRD nicht 

berücksichtigt zu fühlen, ist eines, welches darauf hindeutet, dass die Erkenntnisse der eher alten 

zitierten Literatur weiterhin aktuell sind. KurdInnen fühlen sich in der BRD als Minderheit des 

Heimat-, aber auch des Aufnahmelandes depriviert. Parteipolitisch profitiert die Linke davon am 

stärksten, was gerade an ihrer außenpolitischen Agenda liegt. 

Wenn also in diesen Tagen von protestierenden Massen und von Kurdendemos  

gesprochen wird, tut sich die politische Wissenschaft einen Gefallen, einen genaueren Blick auf 

die Einstellungen und die Charakteristika dieser Gruppe zu werfen. Wer den kurdischen 

Aktivismus kennt, der kennt auch die Verzweiflung und die Perspektivlosigkeit, in der sich viele 

AktivistInnen gefangen fühlen. Gerade diese gilt es zu bekämpfen, indem das anfangs zitierte 

Zweierlei aus Ignoranz und Vorurteil überwunden wird und eine innenpolitisch wie außenpolitisch 

relevante Szene theoretisch fundiert und repräsentativ befragt wird. Nur dadurch kann der 

vermeintliche Import von Konflikten vermieden werden: indem Konflikt nicht als etwas betrachtet 

wird, was starr innerhalb nationaler Grenzen verbleibt, sondern als etwas, das grenz- und 

generationsübergreifend starke Auswirkungen auf die politische Kultur der beteiligten 

Konfliktleidenden hat. Bleibt die bisherige Erforschung der größten kurdischen Diaspora Europas 

weiterhin auf Eis, so ist zu befürchten, dass der Politik wichtiges empirisches Rüstzeug fehlt, um 

passgenau auf diesen Konflikt eingehen und ihn außen- wie innenpolitisch entschärfen zu können. 

Es gilt zu hoffen, dass diese Arbeit hierbei nur ein erster Schritt war. 
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2. Die Darstellung der KurdInnen in den deutschen  

Medien 
 
Dr. Nikolaus Brauns 
 

 
 

Zur Person: Dr. Nikolaus Brauns ist Historiker und Journalist. Er engagiert sich seit Anfang der 

1990er Jahre politisch in der Kurdistan-Solidarität und bereiste mehrfach die kurdischen Gebiete 

der Türkei, des Irak und Syriens. Er schreibt unter anderem für die Tageszeitung junge Welt über 

die politischen Entwicklungen in der Türkei und Nordsyrien sowie für die kurdische Tageszeitung 

Yeni Özgür Politika zur Frage der deutsch-türkischen Beziehungen und ihrer Auswirkungen auf die 

KurdInnen. Zusammen mit Brigitte Kiechle veröffentlichte er 2010 das Buch „PKK – Perspektiven 

des kurdischen Freiheitskampfes“ und 2018 zusammen mit Murat Cakir das Buch „Partisanen 

einer neuen Welt – Eine Geschichte der Linken und Arbeiterbewegung in der Türkei“. Brauns lebt 

und arbeitet in Berlin. 

 

Als Journalist und politischer Aktivist, der seit rund 25 Jahren selbst zur Darstellung des 

Bildes von KurdInnen in den deutschen Medien beiträgt, fehlt mir einerseits die notwendige 

Distanz und andererseits das kommunikations- und medienwissenschaftliche Handwerkszeug, um 

als Historiker eine objektive wissenschaftliche Darstellung dieser Thematik zu liefern. Die folgende 

Untersuchung ist also in Teilen durchaus subjektiv, sie beruht auch auf eigenen Erfahrungen und 

weniger auf empirischen Untersuchungen. Dargestellt werden generelle Trends, wobei klar sein 

sollte, dass es das eine KurdInnenbild in den deutschen Medien natürlich nicht gibt und sich zu 

allem hier Aufgezeigten auch jeweils Gegenbeispiele finden lassen. Soweit Kritik an der medialen 

Darstellung der KurdInnen geäußert wird, sind davon im Übrigen Zeitungen und Sender aller 

weltanschaulichen Richtungen gleichermaßen betroffen. Auch meine eigenen Veröffentlichungen 

sind nicht frei von solchen Kritikpunkten – schon, weil es objektive Zwänge im Journalismus gibt. 

Doch davon später. Wenn im Folgenden von deutschen Medien die Rede ist, dann sind damit die 

Medien der Bundesrepublik Deutschland gemeint. Die Darstellung der KurdInnen in den staatlich 

gelenkten Medien der Deutschen Demokratischen Republik, die noch viel stärker als in 

Westdeutschland von politischen Konjunkturen bestimmt waren, müsste einmal gesondert 

untersucht werden. 
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Durchs Wilde Kurdistan 

Nahezu ein Jahrhundert lang – zumindest solange keine KurdInnen in nennenswerter Zahl 

in Deutschland lebten beziehungsweise noch nicht als solche wahrgenommen wurden – war das 

mediale Bild von Kurdistan in Deutschland geprägt durch den 1892 veröffentlichten Roman 

„Durchs wilde Kurdistan“ (May 1892). Dessen Autor, der sächsische Jugendbuchschriftsteller Karl 

May, war bekanntlich selbst niemals im Mittleren Osten. May zeichnete das kurdische Volk als 

„edle Wilde“, in Abgrenzung zu anderen mit rassistischen Stereotypen belegten 

Bevölkerungsgruppen (vgl. LeEZA 2010, S.4; Pätzold 2004, S.14f.; Sudhoff und Vollmer 1991). So 

heißt es da: „Ein Kurde ist kein heuchelnder Grieche und auch kein schmutziger Jude“ (May 1892, 

S. 194). Und er schreibt an anderer Stelle: „Aus den Thälern Kurdistans ist der Qualm brennender 

Dörfer und der Geruch von Strömen vergossenen Blutes zum Himmel gestiegen. Wir befinden uns 

in einem Lande, in welchem Leben, Freiheit und Eigentum mehr gefährdet sind, als in jedem 

anderen. [...] gleich hinter Amadijah hört das Gebiet der Türken auf, und es beginnen diejenigen 

Länder, welche von Kurden bewohnt werden, die der Pforte nur dem Namen nach unterworfen 

oder tributpflichtig sind. Dort gewähren uns unsere Pässe nicht die mindeste Sicherheit; ja, es 

kann sehr leicht der Fall sein, daß wir feindselig behandelt werden, grad deshalb, weil wir die 

Empfehlung der Türken und der Konsuln besitzen. [...] Diese halbwilden gewaltthätigen Horden 

macht man sich am besten geneigt, wenn man sich ihrer Gastfreundschaft mit Vertrauen überläßt. 

Ein Araber kann noch Hintergedanken haben, wenn er einen Fremden in sein Zelt aufnimmt; ein 

Kurde aber nie.“ (May 1892, S. 270) May hat zudem das zweifelhafte Verdienst, die EzidInnen, die 

bei ihm übrigens als fromme, wenn auch weltentrückte Gläubige positiv dargestellt werden, als 

„Teufelsanbeter“ in den deutschen Sprachraum eingeführt zu haben. Grundsätzlich gilt für die 

Darstellung Karl Mays die Kritik Edward W. Saids über den Orientalismus (Said 1978). Der hier 

dargestellte geheimnisvolle, wilde, gefährliche und romantische Orient, dessen besondere Züge 

Gewalt und Sexualität ausmachen, ist ein Konstrukt des Westens. Und die May’schen 

orientalistischen Phantasien wirken bis heute in der medialen Darstellung nach – man denke nur 

an die beliebten Bilder „heldenhafter Amazonen“ der YPJ oder turbantragender Peschmerga bei 

Berichten über den Kampf gegen den IS in den Abendnachrichten. 

 

Opfer 

              War Karl Mays Kurdistan noch eine ferne, romantische Phantasie, so kamen mit der 

Arbeitsmigration aus der Türkei auch hunderttausende KurdInnen nach Deutschland. Sie wurden 

jedoch von den deutschen Medien zuerst einmal nicht so wahrgenommen (Pätzold 2004, S.15). 

Wir können so eine Entwicklung des Kurdenbildes in den deutschen Medien erkennen, die sich in 
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die Phasen „Nicht sein – Opfer sein – TäterInnen sein – HeldInnen sein – wieder TäterInnen 

sein?“ untergliedern lässt. 

Bis in die 1980er Jahre hinein kamen KurdInnen in deutschen Medien so gut wie nicht vor. 

Im Inland wurden sie unter „türkische Gastarbeiter“ subsumiert. Berichte über KurdInnen und die 

kurdische Frage in der Türkei waren durch die kemalistische Sichtweise geprägt, die die Existenz 

der kurdischen Nation schlicht leugnete und die sogenannte Ostfrage als Problem wirtschaftlicher 

Unterentwicklung verstand. Schließlich kannten kaum deutsche JournalistInnen die kurdischen 

Gebiete aus eigener Erfahrung, genutzt wurden die Agenturmeldungen der amtlichen türkischen 

Nachrichtenagentur Anadolu. Soweit doch einmal von KurdInnen die Rede war, wurden diese als 

kriegerische Stämme dargestellt, die für Unabhängigkeit kämpften und im Verdacht standen, 

unter kommunistischem Einfluss zu stehen. In der Bundesrepublik als antikommunistischem 

Frontstaat war das keine Charakterisierung, die dazu angetan war, Sympathien zu erzeugen (Hop-

pe 2004, S.123 - 125). 

Ende der 1980er Jahre erschütterten dann Berichte über die Massaker an den KurdInnen 

aus dem Irak und den Chemiewaffenangriff auf Halabja auch die deutsche Öffentlichkeit. 

KurdInnen wurden nun medial als Opfer präsent, ein Bild, das auch zum Ende des zweiten 

Golfkrieges 1990 mit der Massenflucht der zuvor vom US-Präsidenten zum Aufstand gerufenen, 

aber im Stich gelassenen KurdInnen vor den Truppen Saddam Husseins anhielt (vgl. Pätzold 2004, 

S.19f; Hoppe 2004, S. 127). Zahlreiche damals veröffentlichte Bücher mit Untertiteln wie „Volk 

ohne Staat“, „Ein Volk kämpft ums Überleben“, „Das betrogene Volk“, „Die Stiefsöhne Allahs“ und 

„Die Waisenkinder des Universums“ zeugen von dieser Wahrnehmung. Gemeint waren übrigens 

fast ausschließlich die KurdInnen im Irak. Dass zur gleichen Zeit in der Türkei systematisch 

hunderte Dörfer von der Armee verbrannt wurden, um dem Guerillakampf der Arbeiterpartei 

Kurdistans PKK das Hinterland zu nehmen, spiegelte sich dagegen nur verzerrt als 

„Terrorismusbekämpfung“ in deutschen Medien wieder. Angereichert wurden solche Berichte 

noch mit Meldungen über vermeintliche PKK-Gräueltaten, die unkritisch von der amtlichen 

Nachrichtenagentur Anadolu übernommen wurden. Verwunderlich ist dies nicht, fand doch ab 

Ende der 1980er Jahre auch in Deutschland ein erster großangelegter Terrorprozess gegen 20 

kurdische PolitikerInnen statt, die hinter Panzerglasscheiben in einem unterirdischen Gerichtssaal 

wie wilde Tiere präsentiert wurden. Nicht nur die Springerpresse, auch die Hamburger Ausgabe 

der damals noch radikal linken Tageszeitung (taz), schoss sich damals auf die PKK ein und trug so 

viel zur Entsolidarisierung deutscher Linker gegenüber der kurdischen Befreiungsbewegung bei. 

Eine Hamburger Kurdistan-Solidaritätsgruppe besetzte aus Protest gegen diese Diffamierungen 

1984 die taz-Redaktion. Nach der Besetzung schrieb die taz mit verächtlichem Unterton, die 
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„Freunde des kurdischen Volkes“ hätten die taz besetzt – die BesetzerInnen um Beate Reiss 

übernahmen diese Bezeichnung fortan als Ehrennamen.6 

 

Bild der „Terrorkurden“ 

Ende der 1980er wurde so von deutschen Medien schon die nächste Phase vorbereitet, in 

der KurdInnen dann ab 1993 vornehmlich als TäterInnen Eingang in die Berichterstattung fanden. 

Das vornehmlich außenpolitisch mit Bündnistreue zum NATO-Partner Türkei begründete 

Betätigungsverbot gegen die PKK im November 1993, verhängt vom Bundesinnenministerium, 

wurde so medial durch die Gleichung KurdIn = PKK = TerroristIn begleitet. Ereignisse wie 

Anschlagswellen von KurdInnen auf Vereine und Läden türkischer Nationalisten, die Besetzung 

des türkischen Konsulats in München, Autobahnblockaden und Selbstverbrennungen junger 

KurdInnen trugen zum Bild der „Terrorkurden“ bei. Dass es sich um wütende und verzweifelte 

Reaktionen in Deutschland lebender KurdInnen auf die Verschärfung des Krieges in Kurdistan 

durch die türkische NATO-Armee einerseits und die Verbote selbst der traditionellen Newroz-

Feste durch die deutschen Behörden andererseits handelte, fand kaum Erwähnung. Die 

KurdInnen-Hysterie deutscher Medien steigerte sich im Jahre 1996 bis zu der zuerst am 2. April 

vom Kölner Boulevardblatt Expreß verbreiteten und dann tagelang als Topmeldung in allen 

Medien wiedergekäuten „Sensationsmeldung“, wonach die PKK Attentate auf Bundeskanzler Kohl 

und Außenminister Kinkel vorbereite. Erst im November 1996 gab der Spiegel unter der 

Überschrift „Morddrohungen gegen Klaus Kinkel: Alles heiße Luft“ unter Verweis auf fehlende 

BKA-Erkenntnisse Entwarnung. Die Ermittlungsverfahren wegen der angeblich geplanten 

Anschläge waren zu diesem Zeitpunkt längst eingestellt, ohne dass die ungeheuerliche 

Desinformationskampagne, die die Handschrift von Geheimdiensten trug, den übrigen Medien 

auch nur ein Dementi wert gewesen wäre (Schultz 1998, S. 61f). Eine in der Illustrierten Stern 

veröffentlichte Karikatur drückte die damalige Stimmung gut aus. Ein weinender Junge steht 

inmitten seines völlig verwüsteten Spielzimmers und erklärt der fassungslosen Mutter, „Das 

waren die Kurden“ (Stern 22. März 1999).  

Mit einem vorläufigen Ende des bewaffneten Kampfes in der Türkei nach der 

Gefangennahme Öcalans einerseits und dem nächsten Irak-Krieg, in dem die großen irakisch-

kurdischen Parteien KDP und PUK sich mit ihren Peschmerga als Bodentruppen an die Seite der 

                                                           

6 Siehe http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-

kurdischen-volkes Abgerufen am 4. Januar 2019. 

http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-kurdischen-volkes
http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-kurdischen-volkes
http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-kurdischen-volkes
http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-kurdischen-volkes
http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-kurdischen-volkes
http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-kurdischen-volkes
http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2018/58-kr-196-maers-april-2018/682-beate-reiss-eine-freundin-des-kurdischen-volkes
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USA stellten andererseits, verschwand das Bild des Terrorkurden zu Beginn des neuen 

Jahrtausends wieder aus den Medien. Der „Kurde“ wurde nach den Anschlägen vom 11. 

September 2001 in den USA vom neuen Universalfeindbild des „Moslems“ abgelöst. 

 

„Die PKK gehört zu Deutschland“ 

Mit der Offensive der Terrororganisation Islamischer Staat (IS) im Irak und Syrien fanden 

die KurdInnen wieder in die Berichterstattung zurück – als Verbündete des Westens im Kampf 

gegen islamistischen Terrorismus. Nicht nur die nun von der Bundeswehr unterstützten 

Peschmerga im Irak, sondern auch die syrisch-kurdischen Volks- und Frauenbefreiungseinheiten 

YPG/YPJ wurden nun als HeldInnen gefeiert – selbst die PKK, die bei der Rettung der EzidInnen in 

Shingal anders als die Peschmerga die entscheidende Rolle gespielt hatten, wurde in Teilen der 

Presse neu betrachtet. „Die PKK gehört zu Deutschland“, titelte etwa die taz.7 In vielen Medien 

wurde dabei ein vermeintlich homogenes Bild von KurdInnen im In- und Ausland bei Ignoranz 

gegenüber den unterschiedlichen Parteien und politischen Zielen gezeichnet. Landkarten über die 

Frontverläufe im Mittleren Osten stellten so häufig die kurdischen Siedlungsgebiete im Irak und 

Syrien als eine grenzenlose Einheit da. In Wahrheit sind die politischen Differenzen zwischen den 

konservativen AnhängerInnen des feudalen Barzani-Clans im Nordirak und den linken Öcalan-

AnhängerInnen in Rojava/Nordsyrien riesig und die entlang des Tigris verlaufende innerkurdische 

Grenze ist nur mit Schwierigkeiten zu überwinden. 

Nachdem der IS nach der Befreiung der Großstadt Mossul im Irak und seiner Hauptstadt 

Raqqa in Syrien weitgehend besiegt erscheint, haben die KurdInnen ihre Schuldigkeit für den 

Westen getan. Selbst die prowestlichen irakischen KurdInnen konnten so auf keinerlei 

Unterstützung aus Europa oder den USA zählen, als sie sich im Herbst 2017 in einem Referendum 

für die Unabhängigkeit entschieden. Für die Bundesregierung erscheint seit Anfang 2018 die 

Bündnistreue zur Türkei wieder zentral, die Folge ist eine verschärfte politische Verfolgung 

kurdischer Organisationen in Deutschland. Selbst die Fahnen der eben noch als HeldInnen 

gefeierten YPG/YPJ stehen nun auf dem Index und in den vielen Medien findet sich nun der Zusatz, 

wonach es sich bei den YPG um einen „Ableger der terroristischen PKK“ handele. 

 

                                                           

7 taz 3. September 2014. 
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Diskriminierende Berichterstattung 

Generell sind zwei Extreme der Berichterstattung über KurdInnen auszumachen: 

Sympathie für die Opfer und die HeldInnen wechseln mit Verallgemeinerungen als Kriminelle oder 

TerroristInnen. Innenpolitisch dominierte dabei auch in den Phasen, in denen die KurdInnen im 

Mittleren Osten eine positive Presse bekamen, eine negative Berichterstattung das Kurdenbild. 

Als Stichworte seien hier genannt: PKK-Gewalt, Ehrenmorde, kriminelle Großfamilien. Berichte 

über zahlreiche friedliche Großdemonstrationen und Festivals oder „gut integrierte“ kurdische 

MigrantInnen blieben innenpolitisch die Ausnahme. Weiterhin erfolgt zudem eine unkritische 

Übernahme amtlicher Darstellungen über „Türken“ oder „türkischstämmige Bürger“ in 

Deutschland, unter die KurdInnen und andere türkeistämmige Minderheiten kurzerhand 

subsumiert werden, da es keine Anerkennung der KurdInnen als eigenständige Migrationsgruppe 

gibt. Während geschätzt 800.000 bis eine Million KurdInnen die nach den TürkInnen zweitstärkste 

Migrationsgruppe in Deutschland bilden, werden sie in amtlichen Statistiken nach ihren 

Herkunftsländern als IrakerInnen, TürkInnen, IranerInnen oder SyrerInnen oder als deutsche 

StaatsbürgerInnen aufgeführt.8 

Der fehlende Status der KurdInnen in der internationalen Politik und ihre 

Nichtanerkennung als eigenständige Migrationsgruppen in Deutschland spiegeln sich in einer als 

diskriminierend empfundenen Wortwahl in deutschen Medien wieder. Oft ist von „Kurdenführer 

Öcalan“ oder „Kurdenpräsident Barzani“ die Rede, während keine Zeitung auf die Idee käme, vom 

„Amerikanerpräsidenten Trump“ zu schreiben.9 Die KurdInnen teilen hier das Schicksal der 

ebenfalls staatenlosen PalästinenserInnen, die offenbar auch nur über „Palästinenserführer“ oder 

„Palästinenserpräsidenten“, nicht aber über einen Vorsitzenden der palästinensischen 

Befreiungsbewegung oder einen Präsidenten der palästinensischen Autonomiebehörde verfügen. 

                                                           

8 Der ehemalige Dachverband der kurdischen Vereine Yek-Kom und weitere kurdische Verbände führten 2011 eine Kampagne zur 

Anerkennung der kurdischen Identität in Deutschland durch, mit dem Ziel, den Kurd*innen die gleichen Rechte wie den offiziell an-

erkannten Migrationsgruppen zukommen zu lassen, http://kurdenindeutschland.de/index.php/de/de-home/81-hauptseite/184-de-

aufruf-von-yek-kom-kampagne-zur-anerkennung-der-kurdischen-identitaet-online-unterstuetzen  Abgerufen am 4. Januar 2019. 

9 Siehe zum Beispiel „Kurdenführer Öcalan – Mächtigster Häftling der Türkei“ Süddeutsche Zeitung 5. November 2014 

https://www.sueddeutsche.de/politik/kurdenfuehrer-abdullah-oecalan-maechtigster-haeftling-der-tuerkei-1.2204323  Abgerufen 

am 4. Januar 2019; „Abdullah Öcalan: Kurdenführer will mit Türkei verhandeln“ Welt 19. September 2016; 

https://www.welt.de/politik/ausland/article158248359/Es-liegt-allein-an-Erdogan-Frieden-zu-schliessen.html Abgerufen am 4. Ja-

nuar 2019. 

http://kurdenindeutschland.de/index.php/de/de-home/81-hauptseite/184-de-aufruf-von-yek-kom-kampagne-zur-anerkennung-der-kurdischen-identitaet-online-unterstuetzen
http://kurdenindeutschland.de/index.php/de/de-home/81-hauptseite/184-de-aufruf-von-yek-kom-kampagne-zur-anerkennung-der-kurdischen-identitaet-online-unterstuetzen
https://www.sueddeutsche.de/politik/kurdenfuehrer-abdullah-oecalan-maechtigster-haeftling-der-tuerkei-1.2204323
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Wenn für Frieden in Kurdistan demonstriert wird, ist in der Presse gerne von einer 

„Kurden-Demonstration“ die Rede.10 Nicht der politische Inhalt, sondern die (vermeintliche) 

Ethnie der Teilnehmer wird als zentral in der Berichterstattung angesehen. Ignoriert wird das 

Thema eines Protestes (Frieden in Kurdistan, Freiheit für Öcalan, gegen Frauenmorde etc.) ebenso 

wie die Beteiligung nichtkurdischer DemonstrantInnen, also zum Beispiel deutscher und 

türkischer Linker.  

Erkennbar ist eine Tendenz, Konflikte durch Ethnisierung erklären zu wollen, anstatt 

politische Hintergründe und Differenzen zu benennen. Bei Berichten über Auseinandersetzungen 

mit Anhängern der faschistischen Grauen Wölfe oder Salafisten am Rande von Demos gegen den 

Krieg in Kobani oder Afrin titeln Zeitungen dann von „Schlägerei: Kurden gegen Türken“ anstatt zu 

schreiben „Antifaschisten gegen Faschisten“ oder „Erdogan-Anhänger gegen Oppositionelle“.11 

Bei besagten Auseinandersetzungen sind in der Realität auf beiden Seiten KurdInnen und 

TürkInnen zu finden – konservative KurdInnen unterstützen Erdogan, während linke TürkInnen 

sich solidarisch mit dem kurdischen Freiheitskampf zeigen. In der verzerrten medialen Darstellung 

wird so primär das Bild von extremistischen beziehungsweise kriminellen MigrantInnen erzeugt, 

die „ihre“ ethnischen Auseinandersetzungen in „unserem“ Land austragen. 

In der – im Allgemeinen durchaus positiven – Berichterstattung über die Demokratische 

Partei der Völker (HDP) in der Türkei findet sich häufig die Zuschreibung „Kurdenpartei“ oder 

„prokurdische“ HDP.12 Die HDP ist jedoch nicht nur prokurdisch, sondern auch pro-alevitisch, pro-

feministisch, pro-LGBTI, für Arbeiterrechte und Ökologie, und in ihren Reihen und ihrer Führung 

einschließlich ihrer paritätisch besetzten Doppelspitze sowie unter ihren WählerInnen finden sich 

TürkInnen und Angehörige anderer Volksgruppen. Einer Ethnisierung sozialer Konflikte arbeitet 

auch die häufig anzutreffende, in der Regel eher auf Fahrlässigkeit der verantwortlichen 

AutorInnen als auf bösen Willen zurückgehende falsche Bezeichnung „Kurdische 

Arbeiterpartei“ statt Arbeiterpartei Kurdistans zu. Während die PKK seit ihrer Gründung bewusst 

                                                           

10  Zum Beispiel: „14 verletzte Polizisten bei Kurden-Demo in Berlin-Kreuzberg“, BZ 12. März 2018, https://www.bz-

berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/14-verletzte-polizisten-bei-kurden-demo-in-berlin-kreuzberg  Abgerufen am 4. Januar 

2019. 

11 Zum Beispiel: „Kurden gegen Türken – Massenschlägerei am Flughafen Hannover“, Merkur.de 4. Januar 2018, 

https://www.merkur.de/politik/kurden-gegen-tuerken-massenschlaegerei-in-deutschem-flughafen-zr-9550074.html  Abgerufen am 

4. Januar 2019. 

12 Zum Beispiel: „Erdogan erhöht Druck auf die Kurdenpartei“, Handelsblatt 11. Februar 2018, 

https://www.handelsblatt.com/politik/international/festnahmen-vor-hdp-parteitag-erdogan-erhoeht-druck-auf-die-

kurdenpartei/20949584.html?ticket=ST-264729-d1OdS61Xmy4EtRmSoXID-ap6  Abgerufen am 4. Januar 2019. 

https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/14-verletzte-polizisten-bei-kurden-demo-in-berlin-kreuzberg
https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/14-verletzte-polizisten-bei-kurden-demo-in-berlin-kreuzberg
https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/14-verletzte-polizisten-bei-kurden-demo-in-berlin-kreuzberg
https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/14-verletzte-polizisten-bei-kurden-demo-in-berlin-kreuzberg
https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/14-verletzte-polizisten-bei-kurden-demo-in-berlin-kreuzberg
https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/14-verletzte-polizisten-bei-kurden-demo-in-berlin-kreuzberg
https://www.merkur.de/politik/kurden-gegen-tuerken-massenschlaegerei-in-deutschem-flughafen-zr-9550074.html
https://www.handelsblatt.com/politik/international/festnahmen-vor-hdp-parteitag-erdogan-erhoeht-druck-auf-die-kurdenpartei/20949584.html?ticket=ST-264729-d1OdS61Xmy4EtRmSoXID-ap6
https://www.handelsblatt.com/politik/international/festnahmen-vor-hdp-parteitag-erdogan-erhoeht-druck-auf-die-kurdenpartei/20949584.html?ticket=ST-264729-d1OdS61Xmy4EtRmSoXID-ap6
https://www.handelsblatt.com/politik/international/festnahmen-vor-hdp-parteitag-erdogan-erhoeht-druck-auf-die-kurdenpartei/20949584.html?ticket=ST-264729-d1OdS61Xmy4EtRmSoXID-ap6
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„Kurdistan“ (wörtlich: Heimat der Kurden) als ihr geographisches Wirkungsfeld im Namen führte, 

wird der internationalistisch orientierten Partei damit eine ethnische bis nationalistische Prägung 

verpasst. 

In der Syrien-Berichterstattung ist vereinfachend von „den Kurden“ und den 

„Kurdengebieten“ die Rede. 13  Die multiethnische Realität von Rojava beziehungsweise der 

Autonomen Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien, die sich in der paritätischen Einbeziehung 

von AraberInnen, TurkmenInnen, AssyrerInnen und anderen Volksgruppen neben den KurdInnen 

in die Verwaltungsgremien und die Verteidigungskräfte widerspiegelt, wird häufig ausgeblendet. 

Als „Kurdenmetropole“ bezeichnete so nicht nur die Tagesschau Ende 2018 die umkämpfte Stadt 

Manbidsch in Nordsyrien.14 In Wahrheit handelt es sich bei Manbidsch um eine überwiegend 

arabisch bewohnte Stadt, die allerdings nach ihrer Befreiung vom IS-Terror im Sommer 2016 die 

auf Volksräten basierende Selbstverwaltung übernommen hatte. Vorgenommen wird hier – aber 

auch in der Irak-Berichterstattung – eine Gleichsetzung der kurdischen Nation mit einem 

politischen Projekt (Selbstverwaltung beziehungsweise Unabhängigkeit). Dies ist vergleichbar mit 

der zu Zeiten des Kalten Krieges gängigen Verwendung des Begriffs „Russen“ als Synonym für 

„Kommunisten“.  

 

Arbeitsweise der Medien 

Die Berichterstattung zum Thema KurdInnen und Kurdistan in deutschen Medien wird 

durch objektive Probleme und subjektive Schwierigkeiten bestimmt. Zum einen betrifft dies die 

allgemeine Arbeitsweise der kommerziellen Medien.15 Nur in den seltensten Fällen verfügen 

selbst große Zeitungen über Auslandskorrespondenten in Kurdistan, in der Regel wird von 

Istanbul oder Ankara, manchmal gar von Athen oder Kairo aus über den Osten der Türkei, den 

Nordirak und Rojava berichtet. Nur in Ausnahmefällen und zu besonderen Ereignissen werden 

sogenannte Fallschirmkorrespondenten ohne großes Hintergrundwissen und Ortskenntnis für ein 

paar Tage in die Region geschickt, wo sie dann kaum aus der Hotel-Lobby hinauskommen. 

                                                           

13 Zum Beispiel „Syrische Armee übernimmt Kurdengebiete“, Welt 28. Dezember 2018. Gemeint sind mehrheitlich arabisch be-

siedelte Gebiete bei der Stadt Manbij, die zuvor von den multiethnischen Demokratischen Kräften Syriens (SDF) kontrolliert wurden, 

https://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/brennpunkte_nt/article186207024/Syrische-Armee-uebernimmt-

Kurdengebiete.html  Abgerufen am 4. Januar 2019. 

14 Tagesschau 28. Dezember 2018   https://www.tagesschau.de/ausland/syrien-manbidsch-109.html  Abgerufen am 4. Januar 

2019. 

15 Siehe Morawski (2010). 

https://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/brennpunkte_nt/article186207024/Syrische-Armee-uebernimmt-Kurdengebiete.html
https://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/brennpunkte_nt/article186207024/Syrische-Armee-uebernimmt-Kurdengebiete.html
https://www.tagesschau.de/ausland/syrien-manbidsch-109.html
https://www.tagesschau.de/ausland/syrien-manbidsch-109.html
https://www.tagesschau.de/ausland/syrien-manbidsch-109.html
https://www.tagesschau.de/ausland/syrien-manbidsch-109.html
https://www.tagesschau.de/ausland/syrien-manbidsch-109.html
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Zusätzlich erschwert wird die Berichterstattung durch die Kriegssituation in den kurdischen 

Gebieten der Türkei und das repressive Vorgehen der türkischen Regierung, das auch gegen 

ausländische JournalistInnen ausgeübt wird.  

Gerade für die tagesaktuellen Medien sind herausragende Ereignisse entscheidend, wobei 

eine Behandlung der Genese des Konflikts zu kurz kommt. Zudem besteht kaum Interesse an 

sogenannten Schönwetterberichten. Die Fortschritte, die die kurdische Großstadt Diyarbakir im 

Südosten der Türkei unter ihrer inzwischen ja von der Regierung abgesetzten linken 

Stadtverwaltung gemacht hatte, interessieren da ebenso wenig wie Erbil in der kurdischen 

Autonomieregion im Nordirak als lange Zeit im Vergleich zum übrigen Irak friedliche Boomtown. 

Erst durch das Wiederaufflammen des Krieges in der Osttürkei beziehungsweise die Offensive des 

IS im Nordirak rückten diese Städte wieder in den Fokus der Berichterstattung.  

Außenpolitisch bestimmen weniger reale Ereignisse in Kurdistan als die politische 

Konjunktur in Deutschland Taktung und politische Stoßrichtung der Berichterstattung über 

KurdInnen. So schwiegen fast alle deutschen Medien zur Zerstörung der kurdischen Städte in der 

Osttürkei durch die türkische Armee im Frühjahr 2016. Schließlich enthielt sich die 

Bundesregierung zu diesem Zeitpunkt jeglicher Kritik an der Erdogan-Regierung, um den kurz 

zuvor mit Ankara geschlossenen Flüchtlingsabwehrdeal nicht zu gefährden. 

Bei der innerdeutschen Berichterstattung zum Thema KurdInnen findet das seit über 25 

Jahren jährlich veranstaltete Kurdische Kulturfestival nur dann Erwähnung in überregionalen 

Medien, wenn es dort – wie 2012 in Mannheim – zu Auseinandersetzungen mit der Polizei kommt. 

Wenn dort – wie im Regelfall – zehntausende Kurdinnen und Kurden fröhlich und friedlich feiern, 

ist dies den meisten Medien in der Regel nicht einmal eine Randnachricht wert. Berichte über 

sogenannte Ehrenmorde in kurdischen Familien finden zwar regelmäßig in die Lokalpresse 

Eingang, doch Beiträge über die alltägliche Arbeit der kurdischen Frauenbewegung gegen 

patriarchale Strukturen in der kurdischen Gesellschaft sucht man dort vergeblich. 

Schließlich zeichnet sich die Tendenz ab, dass die meisten Medien eher den staatlich 

angebundenen beziehungsweise kommerziellen Nachrichtenagenturen trauen als den 

KorrespondentInnen der kurdischen Freiheitsbewegung und ihren Medien. So finden sich die 

amtliche türkische Nachrichtenagentur Anadolu oder die zum Barzani-Clan gehörenden Rudaw-

Medien unter den gerne zitierten Quellen, obwohl KennerInnen der türkisch-kurdischen 

Medienlandschaft wissen, dass es sich um berüchtigte Propaganda- und Fake-News-Schleudern 

handelt. Die Agentur Firat News (ANF) wird in den großen deutschen Medien in der Regel nur für 

offizielle Statements der kurdischen Freiheitsbewegung etwa zu Waffenstillständen oder 
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Guerillaaktionen herangezogen. Selten wird dabei auf den Zusatz „PKK-nah“ verzichtet. Für 

Analysen und Hintergrundberichte wird ANF dagegen nicht genutzt. Lieber werden dafür 

vermeintliche „ExpertInnen“ aus Europa herangezogen. So wird das KurdInnen-Bild in vielen 

deutschen Medien aus einem eurozentrischen, gegenüber den AkteurInnen vor Ort ignoranten 

Blick heraus gestaltet. Bis heute findet sich regelmäßig in Berichten über die PKK die Behauptung, 

die Partei kämpfe für einen eigenen Staat. In Wahrheit hat die PKK dieses Ziel bereits 1993 

zugunsten einer Föderation und vor rund 15 Jahren für die Alternative einer nichtstaatlichen 

Demokratie in Form des von Öcalan entwickelten demokratischen Konföderalismus aufgegeben. 

Ebenfalls nicht der Realität vor Ort oder Gesprächen mit den AnführerInnen der PKK, sondern 

dem Kopf der KorrespondentInnen entsprungen sind regelmäßig wiederkehrende Behauptungen 

von der Schwäche der PKK oder den vermeintlichen Warlords in der PKK-Führung, an denen ein 

Friedensprozess bislang gescheitert sei. Dazu kommen die im Rahmen psychologischer 

Kriegsführung vom türkischen Geheimdienst und regierungsnahen Medien massiv verbreiteten 

Falschmeldungen, die unkritisch von den westlichen KorrespondentInnen übernommen werden 

oder zumindest deren Sichtweise beeinflussen. 

Schließlich wirken sich die Repression in Form des PKK-Verbots in Deutschland sowie der 

scharfe Kampf gegen vermeintlichen kurdischen „Separatismus“ in der Türkei negativ auf die 

Berichterstattung aus. Dies beginnt mit der grundsätzlichen Titulierung der PKK als 

„verboten“ beziehungsweise „terroristisch“. Als Organisation verboten ist die PKK allerdings nur in 

der Türkei und Deutschland. Als terroristisch gilt sie in der EU und den USA, nicht aber zum 

Beispiel im Irak, Syrien, Russland oder der Schweiz. Wie der Europäische Gerichtshof zudem im 

November 2018 feststellte, wurde die PKK in den Jahren 2014 bis 2018 sogar zu Unrecht auf der 

EU-Terrorliste geführt. Verbote von Symbolen der legalen syrisch-kurdischen Verbände YPG und 

YPJ in Deutschland und die drohende Verfolgung von ausländischen JournalistInnen in der Türkei 

wegen „Terrorpropaganda“ erzeugen auch die berühmte Schere im Kopf. Das PKK-Tabu ist auch 

unter deutschen JournalistInnen mittlerweile so tiefsitzend, dass selbst wohlwollende 

KorrespondentInnen wie selbstverständlich davon ausgehen, dass eine Lösung der kurdischen 

Frage ohne die PKK erfolgen müsse. Die staatliche Ausgrenzungs- und Verfolgungspolitik 

gegenüber der kurdischen Freiheitsbewegung führt dazu, dass für viele große Zeitungen und 

Sender in Deutschland der bevorzugte Ansprech-, Interview- und Zitierpartner die marginale, aber 

von einem CDU-Mitglied geführte Kurdische Gemeinde Deutschlands ist. Der Dachverband Nav 

Dem, der eine Mehrzahl der organisierten KurdInnen in Deutschland repräsentiert, wird dagegen 

vom Verfassungsschutz als PKK-Tarnvereinigung diffamiert und in der Folge von den Medien 

weitgehend ignoriert. Die staatliche Verfolgung vermeintlich PKK-gesteuerter kurdischer Medien 

in Europa erschwert zugleich eine Korrektur des vorherrschenden Kurdenbildes durch die 
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Betroffenen selbst. Zu nennen ist hier etwa das Verbot der Tageszeitung Özgür Politika durch das 

Bundesinnenministerium im Jahr 2005, des Fernsehsenders Roj TV im Jahr 2008 und die Razzia im 

Mezopotamien Verlag in Neuss im Jahr 2018, wo mehrere Lastwagenladungen Bücher von der 

Polizei abtransportiert wurden. Darunter befanden sich neben Texten Öcalans und 

Guerillatagebüchern auch kurdischsprachige Kinderbücher, Sprachbücher und Klassiker der 

Weltliteratur. 

Zusammenfassend lässt sich so sagen, dass der weiterhin fehlende Status der KurdInnen 

in der internationalen Politik und die Nichtanerkennung der KurdInnen als eigenständige 

Migrationsgruppe in Deutschland wesentliche Ursachen für eine vielfach diskriminierende 

mediale Berichterstattung und ein daraus resultierendes verzerrtes Kurdenbild sind. 
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beit des Autors. Sie entstand 2017/2018 als Abschlussarbeit im Studiengang „Kommunikationsfor-

schung: Politik und Gesellschaft“ an der Universität Erfurt.  

 

Die Leitfrage für diese Arbeit ist, wie viel Wissen über KurdInnen in der deutschen Gesell-

schaft besteht. Werden KurdInnen als solche wahrgenommen, oder sind sie in der öffentlichen 

Wahrnehmung TürkInnen oder türkische KurdInnen? Die deutschen Gesetze, die in dieser Frage 

nur auf die Nationalität achten, tragen zur Unklarheit dieser Frage sicherlich ihren Teil bei 

(Schmalz-Jacobsen und Hansen 1997), ebenso wie Alltagsphänomene wie die häufige Nachfrage 

nach der eigenen Herkunft sowie die der Eltern und Großeltern bei deutschen Staatsangehörigen. 

Ohne jeden Zweifel aber bilden die circa eine Million KurdInnen in der deutschen Diaspora eine 

eigene Gruppe (Kurdische Gemeinde Deutschland 2015). Natürlich muss diese nicht homogener 

sein als andere vergleichbar große Gruppen. Mit ihren Beiträgen zur Begriffsklärung der Diaspora 

stellen Krings (2003) und Mayer (2005) aber fest, dass es trotz aller Unterschiede innerhalb einer 

Diasporagruppe gemeinsame Erzählungen von Geschichte, Vorstellungen und Zielen gibt, die über 

die Unterschiede hinweg als verbindende Klammer fungieren können. Die Betrachtung der 

KurdInnen zeigt ganz klar, dass diese Bedingungen für eine Diasporagemeinschaft vorliegen (Falk 

1998). 

 Spätestens seit der Islamische Staat (IS) 2014 im Irak und in Syrien Gebietsgewinne ma-

chen konnte, ist auch für die deutsche Mehrheitsgesellschaft die Frage des Kurdischseins durch-

aus relevant. KurdInnen haben in Rojava, an der syrischen Grenze zur Türkei, und im Irak gegen 

den IS gekämpft und ihn nach und nach zurückgeschlagen. Seit Mitte 2015 aber wird durch die 
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Türkei der kurdische Widerstand mehr und mehr als Terrorismus gebrandmarkt, immer wieder 

werden kurdische Milizen in Nordsyrien angegriffen, zuletzt seit Januar 2018 mit dem Angriff auf 

die Stadt Afrin. Da in Deutschland sowohl KurdInnen als auch TürkInnen leben, sind die zuneh-

menden Spannungen in der Türkei und Syrien auch hier spür- und sichtbar. Ob es Demonstratio-

nen oder Wahlkampfauftritte sind oder ob Gebete für türkische Soldaten kritisiert werden, beide 

Gruppen werden auch in der Öffentlichkeit wieder stärker als unterschiedliche Gruppen wahrge-

nommen. Diese Differenzierung fand in der Vergangenheit bereits vorrangig im Kontext internati-

onaler Konflikte statt, die in Deutschland insbesondere in den 1990ern mit dem PKK-Konflikt zu 

Spannungen und Gewalt zwischen TürkInnen und KurdInnen geführt haben. Das Wissen, dass es 

sich um verschiedene Ethnien handelt, ist also grundsätzlich in der deutschen Mehrheitsgesell-

schaft vorhanden, für die meisten Menschen wird ihr tatsächliches Wissen aber davon abhängen, 

wie sie sich durch die Medien informieren können (vgl. Brosius & Esser, 1995; Hoppe, 2004; 

Meißner & Ruhrmann, 2000). Allein mit dieser Formulierung wird schon deutlich, wie wichtig die 

Rolle der Medien in diesem Zusammenhang ist: Redaktionelle Auswahlprozesse, Framing und die 

Verwendung von Kollektivsymbolen einerseits und das Verstehen und „richtige“ Deuten durch die 

RezipientInnen andererseits (vgl. Jäger, 2009; Schmidt, 1994) sind für die Wirklichkeitskonstrukti-

on und Wissensvermittlung essenziell. Hier wird der erste Teil, die mediale Berichterstattung über 

KurdInnen in Deutschland, näher untersucht. Die leitende Frage ist: Wie wird in deutschen Tages-

zeitungen über KurdInnen in der deutschen Diaspora berichtet? Wie verschiedene Studien zur 

Berichterstattung über MigrantInnen und KurdInnen im Speziellen in den Medien gezeigt haben, 

folgt die Berichterstattung relativ klaren Mustern, insbesondere im Hinblick auf die Tendenz zum 

Negativismus (Scheffer 1997). Besonders für die Jahre 1993 bis 1996 wird dieser Befund bestätigt 

(Butterwegge 1999, Quandt 2004, Scheufele und Brosius 2001, Weimer und Galliker 2004). Dar-

über hinaus wird sehr deutlich, dass Nicht-Deutsche fast nur als Objekt der Berichterstattung, 

nicht aber als handelnde Subjekte vorkommen. Mitte der 1990er Jahre, kurz nach dem Verbot der 

PKK im Jahr 1993, spielen die Aktualität und das kollektive Wissen über diese Partei in der Be-

richterstattung vermutlich noch eine stärkere Rolle als 10 oder 20 Jahre später. Aus diesen Über-

legungen leiten sich zwei Hypothesen dieser Arbeit ab:  

H1: Über KurdInnen wird im Jahr 1995 stärker im Zusammenhang mit der PKK berichtet 

als danach. 

H2: Die Berichterstattung über KurdInnen steht häufiger im Zusammenhang mit negativen 

Themen als mit positiven. 

Anschließend an den Forschungsstand wird auch untersucht, in welchen thematischen 

Kontexten über KurdInnen berichtet wird. Als Untersuchungszeitpunkte werden die Jahre 1995, 
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2005 und 2015 festgelegt. Damit wird sowohl der oben genannte Bereich erfasst als auch die 

Kämpfe gegen den IS. 2005 dient als Vergleichszeitpunkt, zu dem keine außenpolitischen Aus-

nahmesituationen vorlagen. Damit soll überprüft werden, ob es durch foreign news at home 

(Hafez 2002) zu einer Verzerrung der Themenspektren in der Inlandsberichterstattung kommt. 

Folglich lautet die dritte Hypothese:  

H3: Die Berichterstattung über KurdInnen weist häufig einen Bezug zu Geschehnissen im 

Ausland auf.  

In einem ersten Schritt wird eine Themenfrequenzanalyse von knapp 1.000 Artikeln der 

Tageszeitungen Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Süddeutsche Zeitung und die taz vorge-

nommen. Mit dieser Auswahl sind vier überregionale Qualitätszeitungen (Meyn und 

Tonnemacher 2012) Untersuchungsgegenstand, die einerseits auch Leitmedien sind und damit 

Einfluss auf viele andere Redaktionen haben können (Weischenberg, Malik und Scholl 2006), an-

dererseits durch ihre redaktionelle Ausrichtung ein breites Spektrum auf der Links-Rechts-Skala 

abdecken (Eilders 2004). Über die Literaturdatenbank LexisNexis, das Süddeutsche Zeitung Archiv 

und das F.A.Z.-Bibliotheksportal sowie anhand verschiedener Filterbegriffe wie „kurdisch“ „Kur-

de/Kurdin“ oder „Kurden“ wurden Artikel aus den betreffenden Jahren ausgewählt. In der an-

schließenden Materialbearbeitung wurden die einzelnen Texte auf der Grundlage eines deduktiv 

erstellten und am Material erweiterten Kategoriensystems kodiert (Früh 2017).  

In einem zweiten Schritt wurde die Frage „Welche Deutungen finden sich im öffentlichen 

Alltags-Diskurs über die kurdische Diaspora?“ untersucht. Diskurse unterbreiten der Öffentlichkeit 

Deutungsangebote zu den verhandelten Themen und gelten damit als umkämpftes, öffentliches 

Gut (Schwab-Trapp 2011). Sie dienen darüber hinaus der Legitimation dieser Deutungen und da-

mit der Legitimation von sozialem und politischem Handeln. Dabei ist das „Legitimationspotenzial 

von Diskursen“ doppelt motiviert, denn „legitime Deutungen sind kollektiv anerkannte Deutungen 

und als kollektiv anerkannte Deutungen sind sie legitimierungsfähig“ (2011, S. 291). Speziell im 

öffentlichen MigrantInnen- und AusländerInnendiskurs stellt sich hier das Problem dar, dass ein 

wesentlicher Anteil der DiskursteilnehmerInnen unterrepräsentiert oder gar nicht vorhanden ist: 

die MigrantInnen und AusländerInnen selbst (siehe oben). Zur Untersuchung dieser Frage wurden 

Diskursfragmente, also Beiträge, deren Thema als Alltagsdiskurs der kurdischen Diaspora in 

Deutschland kodiert werden kann, analysiert (Schwab-Trapp 2011. Ziel ist es also, nicht nur eine 

Sammlung der Themen zu erstellen, in denen über KurdInnen berichtet wird, sondern auch zu 

betrachten, wie über ihren Alltag berichtet wird. Die Auswahl solcher Artikel lässt sich nicht au-

tomatisieren, da stets eine Gesamtbetrachtung der Inhalte nötig ist: So kann in einem Artikel zwar 

das Neujahrsfest Newroz erwähnt werden, aber jenseits des Begriffs wird lediglich von einer De-
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monstration berichtet. Ein solcher Beitrag würde daher nicht in die Diskursanalyse, selbstver-

ständlich aber in die Themenfrequenzanalyse einfließen. Durch die Kombination beider Methoden 

wird nicht nur darstellbar, in welchen Themenbereichen über KurdInnen in Deutschland berichtet 

wird, sondern auch, wie ihr Alltag aus Sicht der Öffentlichkeit zu deuten ist. 

 

Themenfrequenzanalyse 

Ausgehend vom Forschungsstand wurde für die Kodierung der Texte ein Kategoriensys-

tem erstellt und induktiv am Material erweitert. Das endgültige System umfasst insgesamt 19 

Hauptkategorien, die durch 20 Unterkategorien nochmals präzisiert werden und beispielsweise 

die Schwere von Gewalttaten erfassbar machen. Die Hauptkategorien sind Flucht und Asyl, Medi-

zinisches, Todesfall, PKK, kurdischer Verein, Justiz, Sicherheitsbehörden, Behördenhandeln, Ext-

remismus, Gewalt, Terrorismus, Kriminalität, politisches Engagement, Religion, Integration, 

KurdInnen als Opfer, Ausländerfeindlichkeit, Verhältnis KurdInnen – TürkInnen und Personendar-

stellung.  

 

Ergebnisse der Themenfrequenzanalyse 

Bereits in der Auswahl des Untersuchungsmaterials hat sich gezeigt, dass es eklatante Un-

terschiede in der Häufigkeit der Berichterstattung über KurdInnen in Deutschland gibt. So stellt 

das Jahr 1995 mit nur drei untersuchten Zeitungen etwa zwei Drittel aller untersuchten Beiträge, 

in den Jahren 2005 und 2015 ist die Verteilung jedoch recht konstant. Auch unterscheidet sich die 

Zahl der Beiträge der jeweiligen Zeitungen teilweise deutlich, was in diesem Umfang nicht erwar-

tet wurde. Die Vergleiche zwischen den Zeitungen, aber auch zwischen den Jahren, müssen auf-

grund der extremen Unterschiede in der Beitragsmenge daher zwangsläufig mit relativen Anga-

ben vollzogen werden. Aufgrund der großen Anzahl von Kategorien und Unterkategorien wird im 

Folgenden eine Auswahl diskutiert. Für die Erhebung des Themenkataloges sind diese natürlich 

von Bedeutung, in der Berichterstattung spielen Themen wie „Behördenhandeln“, „Gewaltfrei-

heit“ und auch Gewalttaten wie „Mord“ nur eine kleine Rolle. Darüber hinaus kann dennoch fest-

gestellt werden, dass einige Themen tatsächlich gehäuft auftreten, im sonstigen Jahresverlauf 

aber eine geringere Rolle spielen. Dies wird auch in den folgenden Abbildungen zur Verteilung der 

Beiträge pro Monat sichtbar: 
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Abbildung 1: Anzahl der veröffentlichten Beiträge im Jahresverlauf 1995 

In Abbildung 1 ist deutlich erkennbar, dass die Berichterstattung in allen drei Zeitungen 

weitestgehend konsistent ist, sie also den gleichen Trends zu folgen scheint. Besonders der starke 

Anstieg zwischen Februar und März 1995 sowie das darauffolgende, fast ebenso starke Absinken 

stechen hervor. Das Thema, das diesen Zeitraum dominierte, war der Abschiebestopp für KurdIn-

nen. Die Bundesregierung hatte diesen Ende 1994 ausgerufen und 1995 verlängert, ihn zum März 

aber auslaufen lassen. Dieses Thema wird tatsächlich ausschließlich im Jahr 1995 erwähnt. 

 

 

Abbildung 2: Häufigkeit des Themas Abschiebestopp im Jahr 1995 (eigene Darstellung) 

In Abbildung 2 ist nochmals deutlicher zu sehen, dass das Thema zwar von allen drei Zei-

tungen in einer recht hohen Anzahl von Texten behandelt wird, gemessen an der gesamten Be-

richterstattung über KurdInnen die F.A.Z. diesem Thema aber deutlich mehr Relevanz beimisst als 

die anderen Zeitungen. Der Abschiebestopp war auch nach der Diskussion um die erneute Verlän-
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gerung in der politischen Debatte präsent und wurde in mehreren SPD-geführten Bundesländern 

fortgesetzt, bis diese Praxis vom Bundesverfassungsgericht wieder gestoppt wurde. Der Grund für 

die stärkere Berichterstattung in der F.A.Z. dürfte also in der politisch eher konservativ-rechten 

Einordnung der Zeitung zu finden sein. 

Der erneute Anstieg im August fällt mit dem Tod von Gülnaz Baghistani zusammen. Die 

Kurdin hat in Berlin an einem Hungerstreik teilgenommen und ist infolge dessen verstorben. Alle 

drei Zeitungen berichten hierüber, allerdings flaut das Interesse zügig ab. Interessant sind aller-

dings die inhaltlichen Unterschiede: Während die taz und die SZ sich eher auf die Beschreibung 

der Geschehnisse in Berlin fokussieren, fragt die F.A.Z. vor allem nach den genauen Todesum-

ständen – insbesondere da der Leichnam nicht obduziert werden soll. Der ansteigende Trend, den 

die SZ zum Ende des Jahres aufweist, lässt sich mit den erhobenen Daten auf die stärkere Bericht-

erstattung zum Fall Fariz Simsek erklären16.  

Eine ähnlich deutliche Themenfokussierung findet sich im Jahr 2005 (Abbildung 3) nicht. 

Zwar findet in diesem Jahr ein Prozess wegen eines „Ehrenmordes“ statt, die Berichterstattung 

dazu zieht sich aber mehrere Monate hin. Allerdings zeigt sich hier auch, dass eine Verknüpfung 

kultureller Faktoren mit Straftaten und Integration stattfindet. Mit Ausnahme der SZ, die über das 

Thema und den erkennbaren Bezug zu KurdInnen in Deutschland kaum berichtet, findet sich bei 

allen Zeitungen oftmals ein gemeinsames Auftreten der Themen „Ehrenmord“ sowie „Integrati-

on“, „Kultur“ oder „Islam“. Abgesehen von einigen Rückschauen in der taz und SZ weist das The-

ma „Ehrenmord“ aber im Jahr 2015 keine Relevanz mehr auf. 

 

                                                           

16 Fariz Simsek sollte bereits seit Ende 1994 mit seiner Familie abgeschoben werden, da er an Ausschreitungen beteiligt gewesen 

sein soll. Nachdem sich die Familie zwischenzeitlich ins Kirchenasyl gerettet hat, tauchte Simsek unter. Die bayerische Landesregie-

rung, namentlich Innenminister Beckstein, zeigte hier eine äußert harte Linie und versuchte zum Beispiel, die Familie ohne den Vater 

abzuschieben, was durch medizinische Gutachten und Gerichtsurteile einige Male verhindert werden konnte.  
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Abbildung 3: Anzahl der veröffentlichten Beiträge im Jahresverlauf 2005 (eigene Darstellung) 

 

Der erkennbare Ausschlag der Welt im Oktober liegt nicht an einer verspäteten Berichter-

stattung über den Ehrenmord, die im September 2005 ihren Höhepunkt hatte, sondern an sechs 

Texten aus dem Themenfeld „Justiz“. Insgesamt ist zu beachten, dass die Anzahl der verfügbaren 

und untersuchten Beiträge in diesem Jahr äußerst gering ist, es sind nur etwa 1/6 der Texte aus 

dem Jahr 1995. Für das Jahr 2015 wiederum ergibt sich gar kein eindeutiges Bild für medienüber-

greifende Themen mehr.  

 

Abbildung 3: Anzahl der veröffentlichten Beiträge im Jahresverlauf 2015 (eigene Darstellung) 

 

Während die F.A.Z. im Jahr 2015 (Abbildung 4) konstant, aber im Vergleich zu den ande-

ren Zeitungen weniger häufig berichtet, gibt es bei der taz verhältnismäßig starke Schwankungen. 

Die beiden Ausschläge im August und Oktober rühren von einigen Texten über Demonstrationen 
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sowie im Oktober über den deutlicher werdenden Konflikt zwischen KurdInnen und TürkInnen 

her. Dieser ist durch mehrere Faktoren bedingt: Zunächst haben syrische KurdInnen an der Gren-

ze zur Türkei erfolgreich den Islamischen Staat bekämpft um dessen weiteres Vordringen zu die-

sem Zeitpunkt wenigstens aufhalten können. Parallel dazu gab es am 20. Juli auf der türkischen 

Seite der Grenze in der Stadt Suruc einen Anschlag. Ausgehend von diesem Ereignis begann die 

Türkei gegen vermeintliche kurdische TerroristInnen der PKK vorzugehen. Diese Handlungen spie-

geln sich in begrenztem Maße in Demonstrationen in Deutschland und der Frage nach dem Ver-

hältnis der hier lebenden KurdInnen und TürkInnen (Abbildung 5) wider, weshalb sich bei allen 

betrachteten  Zeitungen die Erwähnungen dieser Kategorie ab August häufen. Nachdem es 1995 

in allen drei Zeitungen eine recht große Anzahl von Beiträgen gab, die diese Frage wenigstens am 

Rande thematisiert haben, verschwand sie 2005 völlig aus der Berichterstattung über KurdInnen.  

 

 

Abbildung 4: Thematisierung des Verhältnisses der KurdInnen und TürkInnen 
 (N taz = 1995:31/2005:0/2015:11; N welt = 0/0/2; N sz =32/0/3; N faz= 25/0/1) (eigene Darstellung) 

 

 

Die PKK gilt vielfach immer noch als die politische Organisation der KurdInnen, auch wenn 

sie in Deutschland bereits seit Ende 1993 verboten ist. Eines ihrer Ziele war die Errichtung des 

unabhängigen Staates Kurdistan. Dieses Ziel sollte auch mit militärischen Mitteln erreicht werden, 

auch wenn die PKK in den vergangenen eineinhalb Jahrzehnten, nicht zuletzt durch die Gefangen-

nahme ihres Gründers Abdullah Öcalan, eine Wende hin zu einer friedlicheren Konfliktlösung voll-

zogen hat. Dennoch ist es vor diesem Hintergrund naheliegend, gemeinsam mit dem Anstieg der 

Thematisierung des Verhältnisses von KurdInnen und TürkInnen auch einen Anstieg der Themati-

sierung der PKK zu vermuten. Dieses Thema wird in der Berichterstattung als Spannungsfeld dar-

gestellt, die Beschreibung eines friedlichen Zusammenlebens wird nur als zu erreichendes Ziel 
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erwähnt, weswegen Gewalttaten aufhören müssten. Bei der Betrachtung der Daten dieser Kate-

gorie scheint diese Vermutung für die taz und die SZ zuzutreffen. Auch bei der F.A.Z. zeigt sich, 

dass hier ein Zusammenhang vorzuliegen scheint, allerdings äußert sich dieser durch einen gleich-

ermaßen niedrigen Wert sowohl der Thematisierung des Verhältnisses von KurdInnen und Tür-

kInnen wie auch der PKK. Warum dies ausgerechnet bei der F.A.Z. so ist, die 1995 noch deutlich 

mehr als die taz und die SZ beide Themen untergebracht hat, kann hier nicht beantwortet werden 

(Abbildung 6). Interessant ist darüber hinaus, dass im Jahr 2005 die Thematisierung der PKK in 

Verbindung mit Demonstrationen nur bei der F.A.Z. und nur in einem Beitrag stattfindet. Der 

Großteil der Thematisierungen bei der F.A.Z., der SZ und der Welt gehen auf Strafprozesse und 

Verbotsverfahren zurück. 

 

 

Abbildung 5: Häufigkeit der Thematisierung von KurdInnen im Zusammenhang mit der PKK  
(N taz= 72/6/25; N welt=0/8/2; N sz=119/4/8; N faz=73/6/2) (eigene Darstellung) 

 

 

Hinsichtlich des Bezugs zu Geschehnissen im Ausland (Abbildung 7) fällt deutlich auf, dass 

der Anteil der Texte, die diese thematisieren, über die drei Vergleichszeiträume hinweg ansteigt. 

Die F.A.Z. bildet hier zwar eine Ausnahme, allerdings ist der Auslandsbezug in deren Berichterstat-

tung über KurdInnen im Vergleich zu den anderen drei Zeitungen recht konstant. Bei diesen sind 

jedoch die hohen Werte im Jahr 2015 auffällig. Innerhalb des Jahres verteilt sich diese Kategorie 

allerdings, sodass sich hinsichtlich des Anstiegs kein Bezug zu den Anschlägen im Juli 2015 herstel-

len lässt.  
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Abbildung 6: Verknüpfung von Geschehnissen mit Auslandsbezug mit der Berichterstattung über KurdInnen  
 (N taz=44/19/27; N welt= 0/6/7; N sz=70/7/12; N faz=46/4/6) (eigene Darstellung) 

 
 

Etwas anders gestaltet sich dies allerdings bei der Betrachtung der Berichterstattung über 

KurdInnen und Demonstrationen (Abbildung 8). Während zunächst zu erkennen ist, dass es im 

Jahr 2005 sogar relativ betrachtet einen deutlichen Rückgang in der Berichterstattung über das 

Thema Demonstrationen gab, steigt dieser 2015 drastisch an, wobei der Anteil an der Berichter-

stattung der taz und der SZ sich jeweils verdoppelt haben.  

 

Abbildung 7: Häufigkeit der Thematisierung von Demonstrationen im Zusammenhang mit KurdInnen                                        
(N taz=30/2/16; N welt=0/0/5; N sz=23/0/6; N faz=25/1/3) (eigene Darstellung) 

 
 

Noch deutlicher wird diese Veränderung, wenn nur die Beiträge betrachtet werden, die 
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wird sehr deutlich, dass ein hoher Anteil der Berichterstattung mit dem Thema „Demons-tration“ 

zugleich einen Auslandsbezug aufweist. Angesichts der politischen Situation im Irak, in Syrien und 

der Türkei seit 2014 ist dies allerdings nicht verwunderlich. Besonders bei der taz ist der Zusam-

menhang der Berichterstattung mit dem Anschlag in Suruc sehr deutlich. 

 

Abbildung 8: Häufigkeit der Thematisierung von Demonstrationen und einem Auslandsbezug  
(N taz=4/1/12; N welt=0/0/3; N sz=7/0/4; N faz=7/0/1) (eigene Darstellung) 

 

 

Dazu passt auch, dass die Darstellung von KurdInnen als Opfer im Jahr 2015 einen Höhe-

punkt bei der taz und der Welt einnimmt (Abbildung 10). Selbst relativ betrachtet ist dies aber, 

mit Ausnahme der Welt, immer noch wenig. 

 

Abbildung 9: Häufigkeit, mit der KurdInnen in der Berichterstattung als Opfer dargestellt werden 
(N taz=8/1/7; N welt=0/1/4; N sz=2/1/2; N faz=2/0/0) (eigene Darstellung) 

 

 

Die Verknüpfung mit den Themen „Integration“, „Arbeit“ und „Ausbildung“ ist im Jahr 

1995 kaum vorhanden (Abbildung 11). Selbst in der F.A.Z., die in den beiden folgenden Untersu-
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chungszeiträumen offenbar einen sehr hohen Wert auf dieses Thema legt, ist es quasi nicht exis-

tent. Überraschenderweise spielt es auch in der Welt nur im mittleren Untersuchungszeitraum 

eine Rolle, wohingegen der Anteil in der taz und der SZ etwa gleich bleibt. Hier zeigt sich auch 

eine mögliche Übereinstimmung mit den von Wengeler (2006) beschriebenen Topoi, die für die 

1990er Jahre einen Fokus auf Flucht und Asyl legen: MigrantInnen würden eben nicht arbeiten, 

sondern sich über das Asylrecht Leistungen erschleichen.  

 

Abbildung 10: Häufigkeit der Thematisierung von Integration, Arbeit und Ausbildung in Zusammenhang  
mit KurdInnen (N taz=6/11/14; N welt=0/4/0; N sz=4/4/5; N faz=2/7/9) (eigene Darstellung) 

 
 

 

Bei der Betrachtung der Daten für das Thema „Flucht und Asyl“ (Abbildung 12) zeigt sich, 

dass es tatsächlich im Jahr 1995 mit deutlichem Abstand das prägendste Thema in der Berichter-

stattung über KurdInnen ist, in der SZ spielt es sogar in mehr als der Hälfte aller Beiträge eine Rol-

le. Wie oben zu sehen ist, hat sicherlich auch die lange und intensive mediale Berichterstattung 

um den Abschiebestopp einen bedeutenden Anteil daran. Auch wenn es in den Jahren 2005 und 

2015 zurückgeht, bleibt das Thema dennoch auf hohem Niveau. Interessanterweise ist im letzten 

Untersuchungszeitraum mit Ausnahme der F.A.Z. ein weiterer leichter Rückgang zu verzeichnen, 

obwohl in diesem Jahr viele Geflüchtete, gerade aus Syrien, in Deutschland ankamen. 
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Abbildung 11: Häufigkeit der Thematisierung von Flucht und Asyl im Zusammenhang mit KurdInnen 
(N taz=103/22/25; N welt=0/6/3; N sz=150/5/9; N faz=63/4/8) (eigene Darstellung) 

 

 

Zuletzt soll ein Blick auf die Thematisierung von „Gewalt“ in der Berichterstattung über 

KurdInnen geworfen werden (Abbildung 13). Wie auch auf Grundlage der Literatur anzunehmen 

war, sind die Werte durchgehend hoch, lediglich die taz weist einen leichten Rückgang im Jahr 

2005 auf. Wie in der Beschreibung der Kategorien zu sehen ist, geht es hier um jegliche Verbin-

dung mit dem Thema Gewalt. Die hohen Werte bedeuten also nicht zwangsläufig, dass KurdInnen 

als GewalttäterInnen dargestellt werden. Es kann ebenso gut bedeuten, dass sie als Opfer von 

Gewalttaten beschrieben werden. Wie die Zahlen zur Darstellung von KurdInnen als Opfer aber 

zeigen, ist dies so gut wie nie der Fall.  

 

Abbildung 12: Häufigkeit der Thematisierung von Gewalt im Zusammenhang mit KurdInnen  
(N taz=56/6/15; N welt=0/4/6; N sz=75/4/6; N faz=55/3/6) (eigene Darstellung) 
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Fazit der Themenfrequenzanalyse 

Die Themenfrequenzanalyse in dieser Arbeit dient dazu, eine umfassende Erhebung der 

Themen vorzunehmen, die in der Berichterstattung über KurdInnen vorkommen. Mit der integra-

tiven Inhaltsanalyse, der Erstellung des deduktiven Kategoriensystems und dessen konsequenter, 

induktiver Erweiterung und Überarbeitung ist dies gelungen. Damit ergeben sich für die oben 

aufgestellten Hypothesen folgende Antworten: 

H1: Über KurdInnen wird im Jahr 1995 stärker im Zusammenhang mit der PKK berichtet 

als danach. 

Diese Hypothese ist teilweise bestätigt. Wie zu erwarten war, ist die Berichterstattung 

über KurdInnen bei gleichzeitiger Thematisierung der PKK in den Untersuchungszeiträumen zu-

rückgegangen. Das heißt natürlich nicht, dass sie verschwunden wäre. Während bei den drei Zei-

tungen taz, SZ und F.A.Z. von 1995 bis 2005 ein Rückgang festgestellt werden konnte, berichten 

die beiden letztgenannten trotzdem im Verhältnis zur gesamten Berichterstattung immer noch 

deutlich mehr über die PKK als die taz. Wenig überraschend ist darüber hinaus auch der erneute 

Anstieg im Jahr 2015 bei der taz und der SZ, erst recht nicht, wenn bedacht wird, dass in diesem 

Jahr bei beiden Zeitungen der Anteil der PKK-Thematisierung mit Auslandsbezug 52 Prozent (taz) 

beziehungsweise knapp 63 Prozent beträgt. Das sind in absoluten Zahlen nur 13 von 25 bezie-

hungsweise 5 von 8 Beiträgen, aber dennoch scheint ein Trend erkennbar. 

H2: Die Berichterstattung über KurdInnen steht häufiger im Zusammenhang mit negati-

ven Themen als mit positiven. 

Diese Hypothese ist bestätigt. Es gibt kaum Beiträge über KurdInnen, in denen keine nega-

tiven Aspekte genannt werden. Natürlich sind sie nicht immer auch TäterInnen oder Opfer, aber 

gerade die beiden Leitmedien SZ und F.A.Z. vermengen selbst prinzipiell neutrale Berichte mit 

Hintergrundinformationen, in denen wieder Gewalt, die PKK oder der Bezug zum KurdInnenkon-

flikt in der Türkei thematisiert werden. Auch Texte mit dem Thema Integration sind eher selten 

nur positiv, da häufig auf die mangelnde Integration, Parallelgesellschaften oder Ähnliches hinge-

wiesen wird. 

H3: Die Berichterstattung über KurdInnen weist häufig einen Bezug zu Geschehnissen 

im Ausland auf.  

Auch diese Hypothese kann teilweise bestätigt werden. Für das Jahr 1995 wäre die Aussa-

ge wohl zu umfassend, da nur ein Fünftel der taz-Texte sowie nur ein Viertel der SZ-Texte einen 

Auslandsbezug aufweisen. Das sind sicherlich nicht wenige, aber nicht ausreichend, um nach An-
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sicht des Autors die Hypothese definitiv zu bestätigen. Für die folgenden Jahre ist allerdings ein 

ansteigender Trend zu erkennen, der darauf schließen lässt, dass die Auslandsbezüge wichtiger 

werden. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die Ergebnisse der früheren Untersu-

chungen zur Berichterstattung über MigrantInnen auf die Berichterstattung über KurdInnen in der 

deutschen Diaspora übertragen lassen. Dies ist sicherlich keine Überraschung, macht aber erneut 

auf eine Lücke in der Berichterstattung und vermutlich auch in den Abläufen der Herstellung von 

Medienöffentlichkeit aufmerksam. Das KurdInnenbild, das die Medien erzeugen, ist bestenfalls 

unvollständig und von einer Überrepräsentation von Gewalt, Polizei, Justiz und der PKK gekenn-

zeichnet. Berichte aus dem Alltag kommen kaum vor und wenn, sind auch diese zumindest in 

Teilen mit Konfliktpotenzial (beispielsweise zwischen „deren“ und „unserer“ Kultur) aufgeladen. 

Dies spiegelt sich folglich auch in der Themensammlung wider, die mit wenigen Ausnahmen nahe-

zu vollständig negativ konnotiert ist.  

 

Ergebnisse der Diskursanalyse 

Die Ergebnisse der Diskursanalyse werden zunächst getrennt nach Jahren und Zeitungen 

vorgestellt. Die Darstellung erfolgt hier nicht trennscharf nach den jeweils vergebenen Kategorien, 

sondern bereits in Sinnzusammenhängen. Dies ist darin begründet, dass die einzelnen Kategorien 

für sich genommen noch keinen Deutungsvorschlag aufweisen und daher miteinander in Bezug 

gesetzt werden müssen. 

Das Jahr 1995 

Die taz 

Die Diskursfragmente der taz bedienen sich jeweils der Darstellung von Personen, wenn 

auch nicht unbedingt ausführlich. So erwähnt jeder der vier Texte wenigstens eine Person, die 

direkt zu Wort kommt oder über die spezifisch gesprochen wird. 

Integration & Kultur 

Die Integration von KurdInnen in die deutsche Gesellschaft wird insgesamt positiv bewer-

tet. Die MigrantInnen arbeiten beziehungsweise haben eine Ausbildung genossen und bringen 

sich aktiv in die Gesellschaft ein, indem sie sich beispielsweise ehrenamtlich engagieren und ande-

ren MigrantInnen bei Amtswegen oder dergleichen helfen. Sie werden als wichtiger Teil der loka-

len Gesellschaft beschrieben. Kulturelle Unterschiede, beispielsweise bezüglich der Scham bei 
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Arztbesuchen, können die Integration jedoch erschweren, da sie von Deutschen als rückständig 

aufgefasst werden. 

Verhältnis KurdInnen – TürkInnen, Gewalt & PKK 

Das Verhältnis zwischen KurdInnen und TürkInnen wird in Zusammenhang mit der PKK 

und der von ihr verübten Gewalt dargestellt. Die politischen Ziele der PKK, so wird von einem Wirt 

berichtet, „der eine kurdische Mutter und einen türkischen Vater hat“ (taz, 53), seien ein präsen-

tes Thema, das in Diskussionen schnell zu Eskalationen führen könne. Aus diesem Grund soll in 

seinem Lokal nicht darüber gesprochen werden.  

Die Süddeutsche Zeitung 

In den Diskursfragmenten der SZ ist der Alltagsdiskurs jeweils an der Darstellung von Per-

sonen orientiert. Sie kommen direkt zu Wort und besitzen durch ihre gesellschaftliche Stellung 

Autorität. 

Integration & politisches Engagement 

KurdInnen werden als politisch interessiert dargestellt, egal ob sie sich in kurdischen Ver-

einen und Strukturen jenseits der PKK einbringen oder in „deutschen“ Gewerkschaften und Gre-

mien. Allerdings ist die Selbstbezeichnung als „KurdIn“ nicht ungefährlich, da damit auch eine 

Kriminalisierung durch die Sicherheitsbehörden einhergehen kann. KurdInnen sind jedoch daran 

interessiert, sich mit ihrer Identität als KurdIn gut und produktiv in die deutsche Gesellschaft ein-

zufügen. Daher nutzen sie die ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten der Ausbildung und 

Arbeit. 

Das Jahr 2005 

Die taz 

Die Diskursfragmente thematisieren insbesondere die ambivalente Rolle des deutschen 

Staates bezüglich der Integration von MigrantInnen und belegen dies jeweils an Personendarstel-

lungen. 

Integration & Kultur 

Dem deutschen Staat wird eine ambivalente Rolle bei der Integration von MigrantInnen 

zugewiesen. Einerseits gibt es Gesetze, an die sich MigrantInnen wie Behörden zu halten haben, 

wie zum Beispiel die Schulpflicht oder Integrations- und Sprachkurse. Die Behörden achten nicht 

so sehr darauf, ob die Schulpflicht tatsächlich vollzogen wird, und bieten auch gewillten Geflüch-

teten keine Kurse an. Dabei haben diese Bildungsmaßnahmen positive Effekte, zum Beispiel auf 
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das Frauenbild und das Zusammenleben innerhalb der migrantischen Gemeinschaften. Es ist be-

sonders wichtig, dass Kindern die Möglichkeit des Spracherwerbs gegeben wird, da in der älteren 

Generation Parallelgesellschaften vertreten werden können. Auf der anderen Seite wird auch die 

Rolle von KurdInnen in der Integration als schwierig beschrieben, da viele aus Gebieten kämen, in 

denen Blutsverwandtschaft und Stammesstrukturen sehr wichtig sind. Letztere übernehmen dort 

auch staatliche Funktionen. Der Staat als solcher wird aufgrund der Erfahrungen nur als negativ 

und repressiv betrachtet, was sich auch in einer Ablehnung deutscher staatlicher Strukturen wi-

derspiegelt. Die Bedeutung von Einzelpersonen, die auf die kurdischen Gemeinschaften Einfluss 

nehmen können, wird betont. 

Kultur & Islam 

Abweichende Einstellungen durch Kultur und Religion führen zu etwas anderen Verhal-

tensweisen. Das hat nicht nur mit Aspekten des täglichen Lebens wie der besonderen Vertrauens-

rolle, die der Imam in der Gemeinschaft innehat, zu tun, sondern auch mit speziellen wie der Ta-

buisierung von Alkohol und Drogen. Dadurch werden Hilfsangebote bei Suchterkrankungen kaum 

in Anspruch genommen – die Drogensucht gilt als Schande. Auch die Überführung der Toten hat 

einen höheren Stellenwert, wegen religiöser Vorstellungen wie auch des Wunsches, in „die Hei-

mat“ zurückzukehren. 

Die Welt 

Die Diskursfragmente des Alltagsdiskurses orientieren sich an der Ermordung von Hatun 

Sürücü, der als „Ehrenmord“ gilt. 

Integration & Kultur 

Während der ersten Einwanderungsbewegungen in die Bundesrepublik im Zuge der Gast-

arbeiteranwerbung kamen TürkInnen und KurdInnen nach Deutschland, die sich gern integrieren 

und „wie Deutsche“ leben wollen. Mittlerweile ist die Situation auf dem Arbeitsmarkt für Migran-

tInnen schwieriger, in vielen Familien herrscht Arbeitslosigkeit, weswegen sie von Sozialhilfe le-

ben. Der Stellenwert der Familie ist sehr hoch, sie bilden Enklaven und haben keinen Kontakt zu 

Deutschen. In diesem Milieu feiert „eine archaische bäuerliche Kultur ihre Auferstehung, in der 

man türkisch oder kurdisch sprach, nach traditionellem Brauch aß, betete, fastete, Feste feierte 

und nicht selten mit Verachtung auf die einheimische Kultur der ‚Ungläubigen‘ und ‚Unreinen‘ 

herabsah.“ (Welt 2005, 2). Besonders das Leben muslimischer Frauen und Mädchen ist sehr hart, 

sie werden unterdrückt, isoliert, gezüchtigt, wie Sklavinnen behandelt. Die Männer sind das Fami-

lienoberhaupt, entsprechend haben die Frauen zu gehorchen, wenn sie etwas beschließen, so 

auch bei Zwangsheiraten oder dem Abbruch der Schul- und Ausbildung. Wenn sie sich dem wider-
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setzen und zum Beispiel „leben wie eine Deutsche“, müssen sie mit physischer Bestrafung oder 

sogar ihrer Ermordung rechnen. 

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 

Es gibt keine nennenswerten Gemeinsamkeiten, die die Diskursfragmente jenseits der 

thematischen Verortung im Alltagsdiskurs aufweisen. 

Flucht & Asyl 

Der Alltag für AsylbewerberInnen ist von schlechten Lebensbedingungen geprägt. Es gibt 

nur eingeschränkte Möglichkeiten der Hygiene, Privatsphäre, Ernährung oder Freizeit. Dadurch 

kommt es häufig zu Streitigkeiten und Polizeieinsätzen. Kinder unterliegen nicht der Schulpflicht, 

Sprach- und Integrationskurse gibt es weder für sie noch für Erwachsene und das, obwohl sie seit 

Jahren in der Aufnahmeanstalt leben können und sogar den Wunsch haben, sich durch Spracher-

werb und Ausbildung zu integrieren. Auch wird die Verbindung zu StraftäterInnen und Wirt-

schaftsmigrantInnen gezogen, die „keine Chance bei uns“ haben. 

Integration 

Viele MigrantInnen haben sich in einer Parallelwelt eingerichtet, in der sie zu Hause nur 

türkisch oder kurdisch sprechen, türkisches Fernsehen sehen und türkische Ärzte oder Anwälte 

aufsuchen. Dadurch ist auch bei Kindern die Beherrschung der deutschen Sprache sehr mangel-

haft, was sich auf ihre schulischen Leistungen auswirkt. Der Staat könnte jedoch mehr Geld für 

Integrationskurse bereitstellen, was in Zukunft mögliche Sozialkosten reduzieren könnte. Aller-

dings ist entscheidend, „ob die türkischen Einwohner wenigstens ein Mindestmaß an Integrati-

onswillen aufbringen. Dazu kann sie niemand zwingen“ (F.A.Z. 2005, 3). 

Das Jahr 2015 

Die taz 

Die Diskursbeiträge stehen alle mit den Kategorien „Flucht & Asyl“ in Zusammenhang, 

darüber hinaus ist die Personendarstellung in jedem Fall ein Element des Beitrags. 

Flucht & Asyl  

Geflüchteten wird Hilfe gewährt, beispielsweise durch Sprach- und Integrationskurse, 

aber auch durch die Möglichkeit, Hochschulkurse zu besuchen. Damit soll ihnen ermöglicht wer-

den, nach der Anerkennung ihres Asylantrags zügig eine Ausbildung oder Arbeit aufzunehmen. Sie 

werden als sehr motiviert und lernwillig dargestellt. Auch die Beschreibung ihres Lebens sowie die 

integrative Rolle von Vereinen, in denen sie sich einbringen können, wird betont. Zudem spielt die 
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Möglichkeit, dass der Aufenthalt in Deutschland von Seiten der KurdInnen nicht dauerhaft ist, 

eine Rolle. 

Integration  

Die geflüchteten KurdInnen sind sehr lernwillig, auch die Eltern setzen sich für die Bildung 

der Kinder ein. Ebenso versuchen diejenigen, die schon länger in Deutschland sind, den Neuan-

kommenden zu helfen. 

Kriminalität 

In einem Diskursfragment wird ausführlich von einem Kurden berichtet, der kriminell 

wurde, vermutlich mit Drogen gehandelt hat, einen Raubüberfall verübte und anschließend eine 

Haftstrafe verbüßte. Zugleich ist er aber auch erfolgreicher Musiker und versucht, junge Men-

schen aus seinen Fehlern lernen zu lassen. 

Die Welt 

Der Diskursbeitrag steht in Zusammenhang mit Fremdenfeindlichkeit und Nationalismus 

in Deutschland, wandelt sich aber zu einer Warnung eines Migranten mit Amtsautorität vor ande-

ren MigrantInnen. 

Verhältnis KurdInnen – TürkInnen, Gewalt & PKK 

Es wird von KurdInnen vor gewaltbereiten und nationalistischen TürkInnen gewarnt, da-

mit warnt ein/e MigrantIn vor anderen MigrantInnen. Die genannten TürkInnen stehen dem türki-

schen Staat, der AKP oder MHP nahe, würden Gewalttaten begehen und setzen KurdInnen gene-

rell mit der PKK in Beziehung. 

Die Süddeutsche Zeitung 

Die Beiträge zum Alltagsdiskurs haben jeweils einen konkreten Bezug zu Personen ohne 

besondere Autorität und beschreiben Aspekte aus deren Leben. 

Integration & Kultur 

Aufgrund kultureller Unterschiede zwischen KurdInnen und Deutschen ist es für Letztere 

nicht immer leicht, Geflüchteten zu helfen. Problematisch für die Integration aller Familienmit-

glieder sind die patriarchale Struktur sowie mangelnde Deutschkenntnisse, die daher rühren, dass 

innerhalb der Familie nur Kurdisch gesprochen wird. Aufgrund der Stellung des Mannes ist es 

auch schwierig, wenn die Frau eine Arbeit oder Ausbildung aufnehmen möchte, ohne dass der 

Mann selbst arbeitet. Integrationskurse, besonders neu aufgelegte Programme helfen aber beim 

Erwerb von Sprache und kulturellen Kompetenzen. Für SchülerInnen stellt sich die Frage der Iden-
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tität als eher zweitrangig dar, vorrangig geht es darum, dass alle gut miteinander auskommen. Die 

kurdische Sprache und Traditionen verbinden zwar, aber das verhindert nicht die Identifikation als 

deutsch. Ziele und Wünsche unterscheiden sich nicht von denen der deutschen Jugendlichen. 

Darüber hinaus gibt es besondere Programme für junge Geflüchtete, damit sie studieren können. 

Flucht & Asyl 

Die Flucht vor dem Islamischen Staat wird betont. Um Probleme zu verringern, helfen Ge-

flüchtete anderen Geflüchteten beim Einleben. 

Kultur 

Das Newroz-Fest wird beschrieben und als besonders wichtig für die KurdInnen, das Volk 

ohne Staat, beschrieben, da es im Laufe der Jahre eine politische Bedeutung im Kampf gegen Un-

terdrückung angenommen hat.  

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 

In den Diskursbeiträgen werden Personendarstellungen genutzt, um die Integrationswil-

ligkeit und -fähigkeit unter anderem von KurdInnen zu belegen. 

Integration & Kultur 

Integrations- und Sprachkursen wird für neu angekommene MigrantInnen eine hohe Be-

deutung beigemessen. Durch den zügigen Spracherwerb kann auch eine weitere Integration in 

den Arbeitsmarkt erfolgen, zu diesem Zweck können auch Praktika bis zur Entscheidung über den 

Asylantrag helfen. Darüber hinaus gibt es besonders leistungswillige kurdische und türkische 

SchülerInnen, die in Deutschland geboren sind und die deutsche Staatsbürgerschaft haben. Sie 

sprechen akzentfrei Deutsch, auch wenn sie mit ihren Eltern kurdisch sprechen, und identifizieren 

sich mit der deutschen Nachkriegsgeschichte, weshalb sie gegen Rechtsradikalismus und Antise-

mitismus ankämpfen. Kleinere kulturelle Unterschiede im Alltag werden als vernachlässigbar be-

schrieben. 

Flucht & Asyl 

Sowohl der Islamische Staat als auch die syrische Regierung werden als Fluchtgrund be-

schrieben. Es gilt als attraktiv, dorthin zu flüchten, wo bereits Verwandte leben. 
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Fazit der Diskursanalyse 

In diesem Teil soll die Antwort auf die Frage „Welche Deutungen finden sich im öffentli-

chen Alltagsdiskurs über die kurdische Diaspora?“ gegeben werden. Bei der Betrachtung der Dis-

kursfragmente über den Alltag der kurdischen Diaspora zeigt sich, dass das beherrschende Thema 

der Alltagsdiskurse in allen drei Jahren die Integration ist. Diese steht stets in Verbindung mit der 

„fremden“ Kultur der KurdInnen. Dies ist im ersten Untersuchungszeitraum positiv konnotiert und 

stellt das ehrenamtliche und politische Engagement für andere MigrantInnen sowie als gewählter 

Mandatsträger für alle Menschen besonders heraus. Zehn Jahre später, im Jahr 2005, hat sich der 

Diskurs deutlich umgekehrt: In allen drei Zeitungen, aus denen Diskursfragmente extrahiert wer-

den konnten, wird die Kultur der KurdInnen nun als Integrationshemmnis aufgefasst. Dies ge-

schieht besonders drastisch in der Welt, die als Deutungsangebot die „archaische bäuerliche Kul-

tur der KurdInnen“ vorlegt, die letztlich zu einem Einkapseln in Parallelgesellschaften und der 

Ablehnung des deutschen Staats mündet. Mit der Beschreibung der ambivalenten Rolle des deut-

schen Staates versuchen die taz und die F.A.Z. hier zwar ein etwas differenzierteres Angebot vor-

zulegen, es verbleibt aber ebenso in der integrationshemmenden Eigenschaft der fremden und 

patriarchalischen Kultur. Etwas vereinfacht gesagt mündet es letztlich in die Aussage „Wenn sie 

wollten und ihre Kultur nicht ein Problem wäre, könnten sie sich integrieren“. Dieses Deutungs-

muster besteht im Prinzip auch noch 2015, bekommt hier aber eine etwas andere Interpretations-

richtung. Zwar ist die Kultur prinzipiell eine Hürde im Integrationsprozess und erschwert auch die 

interkulturelle Kommunikation und Verständigung, da aber viele KurdInnen eine hohe Leistungs-

bereitschaft zeigen und über viele kleinere Unterschiede im Alltag leicht hinweggesehen werden 

kann, wird diese Verbindung nicht mehr als prinzipielles Problem gedeutet.  

Interessant ist, dass die Kategorie „Flucht & Asyl“ erst im Jahr 2015 eine Rolle im Alltags-

diskurs einnimmt. In Anbetracht der historischen Entwicklung hat der Autor dies auch für das Jahr 

1995 angenommen. Durch diese neue Entwicklung ergibt sich allerdings das Problem, dass die 

Bezeichnung „KurdIn“ in Kombination mit der Flucht und der Asylbewerbung verknüpft ist. 

Dadurch ist die Bezeichnung der Menschen in den Diskursfragmenten oftmals nicht mehr eindeu-

tig. Allerdings sind die Deutungsangebote der taz, der SZ und der F.A.Z. in diesem Diskursstrang 

sehr kongruent: Es werden Fluchtgründe betont und somit wird eine Legitimierung für den Auf-

enthalt der KurdInnen hergestellt. Sie sind nicht mehr die potenziellen „Wirtschaftsflüchtlinge“ 

(F.A.Z., 2005, 2), sondern Kriegsflüchtlinge, die Schutz und Hilfe verdient haben und für die der 

Asylstatus nur eine Frage der Zeit ist. Hier ist auch der Humanitätstopos (Wengeler 2006) wieder-

zufinden, zumindest implizit. Die positive Bedeutung rührt allerdings stärker daher, dass die Fakti-

zität der Fluchtgründe nicht infrage gestellt wird. Daher sind auch die verschiedenen Programme, 
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die bei der Integration helfen können und in diesem Jahr nie mit finanziellen Argumenten verse-

hen sind, als Hilfestellung zu verstehen, damit die Geflüchteten bald ihre Ausbildung fortsetzen 

oder eine Arbeit aufnehmen können.  

Die Betonung des Verhältnisses von KurdInnen und TürkInnen findet nur in zwei Fragmen-

ten (taz, 1995, 53, sowie Welt, 2015, 1) statt. Auch stehen sie in beiden Fällen mit Gewalt und der 

PKK im Zusammenhang, allerdings mit unterschiedlicher Konnotation: 1995 war Gewalt zu erwar-

ten, wenn KurdInnen und TürkInnen miteinander über die PKK diskutieren, auch wenn sie ansons-

ten friedlich zusammenleben konnten. Der Bezug auf die PKK war darüber hinaus vollkommen 

natürlich, da die entsprechenden Symboliken auch in der Umgebung aufzufinden waren. Im Jahr 

2015 hingegen ist ein Kurde um das Verhältnis besorgt und warnt nicht nur vor gewaltbereiten 

TürkInnen, sondern weist auch jeden PKK-Bezug von sich. 

Eine zeitliche Konstante im Alltagsdiskurs lässt sich über alle Jahre hinweg vor allem bei 

der taz ausmachen. Einerseits ist sie tendenziell etwas mehr auf der Seite der KurdInnen bezie-

hungsweise der MigrantInnen, vor allem aber kommen mit großer Häufigkeit Menschen ohne 

besondere Autorität oder Macht zu Wort. Damit lässt sich bei dieser Zeitung am ehesten von Be-

richterstattung über Alltägliches sprechen.  

Insgesamt lassen sich bestimmte Topoi sowie ihre zeitliche Kontinuität im Migrationsdis-

kurs nachvollziehen (Wengeler 2006). Die Integration von MigrantInnen kann gelingen, wenn sie 

sich genug anstrengen (Anpassungstopos) und wenn die eigenen Probleme beziehungsweise die 

mit den bereits hier lebenden MigrantInnen nicht zu stark werden (Belastungs-Topos). Beide To-

poi sind besonders in den Diskursfragmenten des Jahres 2005 anzutreffen und deutlich negativ 

konnotiert: Die KurdInnen haben sich früher einmal angepasst, aber heute leben sie in abgeschot-

teten Parallelgesellschaften, in denen sie nur mit anderen KurdInnen oder TürkInnen Kontakt 

haben. Wegen der schlechten Bildung der Jugendlichen werden vergleichende Schultests immer 

schlechter und vermutlich auch „unsere“ SchülerInnen. Selbst in der taz wird die mangelnde An-

passung kritisiert, wenn auch deutlich abgeschwächter und mit Seitenhieb auf den deutschen 

Staat, der mehr für die Integration tun könnte. 

 

Gesamtfazit 

Die Ergebnisse der hier durchgeführten Themenfrequenz- und Diskursanalyse stehen in 

Kontinuität mit dem verfügbaren Forschungsstand zur Berichterstattung über MigrantInnen be-

ziehungsweise über das Bild von MigrantInnen in der Öffentlichkeit. In Anbetracht der ermittelten 

und besprochenen Ergebnisse lassen sich die Häufigkeit und die Art der Berichterstattung über 
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KurdInnen etwas provokant auf die Formel „wenig und wenn, dann eher negativ“ zusammenfas-

sen.  

Zwar war bereits vor Beginn dieser Untersuchung davon auszugehen, dass die Berichter-

stattung über KurdInnen nach 1995 zurückgeht. Die PKK war verboten und sollte demnach in der 

Berichterstattung eine geringere Rolle spielen. Die geringe Anzahl an Artikeln über die kurdische 

Diaspora in Deutschland für die Jahre 2005 und 2015 ist aber überaus verwunderlich. KurdInnen 

stellen in Deutschland eine recht große und damit relevante Minderheit dar und sie treten mit 

Demonstrationen, Mahnwachen und Kulturveranstaltungen immer wieder als selbstbewusste 

Gruppe in die Öffentlichkeit, sodass sich eigentlich genügend Berichtsanlässe bieten sollten. 

Die Themenübersicht der Berichterstattung hat darüber hinaus deutlich gezeigt, dass Ge-

walt und andere negative Konnotationen wie Gerichtsverhandlungen und -urteile, das Zusam-

mentreffen mit Sicherheitsbehörden, Razzien und die Thematisierung mit der PKK, einer als terro-

ristisch eingestuften und verbotenen Partei, die Berichte über die kurdische Diaspora deutlich 

dominieren. Dazu kommen ein ausgeprägter Hang zur ereignisbetonten Berichterstattung und 

eine Hintergrundberichterstattung gerade in den beiden Leitmedien SZ und F.A.Z., die auch neut-

rale Ereignisse immer wieder mit vorhergegangenen, negativen Geschehnissen verbindet. Auch 

wird in vielen Beiträgen ein Bezug zu Ereignissen im Ausland hergestellt, der vielleicht dazu bei-

trägt, das Bild von KurdInnen als „Fremde“, als „Ausländer“ zu bestätigen und zu verfestigen.  

Dass sich auch der Alltagsdiskurs vorrangig am Thema Integration orientiert, könnte die-

sen Eindruck noch verstärken. KurdInnen sind so die Fremden, die hier leben und sich erst noch 

an die deutsche Gesellschaft anpassen müssen. Besonders auffällig ist dabei der Unterschied zwi-

schen 2005 und 2015, da es zuerst um die gescheiterte Integration und die Parallelgesellschaften 

ging, im nächsten Untersuchungszeitraum aber um die Möglichkeiten der Integration mit staatli-

chen Programmen und die hohe Motivation der KurdInnen. Hier soll nochmals der Hinweis auf die 

Topoi-Analyse von Wengeler (2006) gegeben werden: Die Übereinstimmungen zwischen den vor-

gestellten Topoi und den ermittelten Diskurssträngen sind recht deutlich zu erkennen. Da in der 

vorliegenden Arbeit aber nicht auf die Untersuchung von Topoi abgezielt wurde, verbleibt es bei 

der Vermutung, dass sie auch für die Jahre 1995, 2005 und 2015 in der von Wengeler beschriebe-

nen Form Gültigkeit besitzen.  

Abschließend lassen sich in Anlehnung an Meißner & Ruhrmann (2000) nur noch Forde-

rungen oder zumindest Wünsche an den Journalismus formulieren. Angesichts des bald 30 Jahre 

andauernden und kontinuierlich festgestellten Hangs zum Negativismus in der Berichterstattung 

über MigrantInnen wäre ein veränderter Fokus wirklich wünschenswert. Das heißt natürlich in 

keiner Weise, dass nicht mehr über Straftaten berichtet werden sollte, auch wenn hinsichtlich der 
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Einhaltung der Richtlinie des Pressekodex‘ zur Benennung von Nationalität oder Ethnie bei der 

Berichterstattung über Straftaten eine Überprüfung denkbar wäre. Vor allem aber fehlen die posi-

tiven Beispiele in der Berichterstattung, wie bereits Ruhrmann et al. 1995 festgestellt haben. 

KurdInnen, wie MigrantInnen überhaupt, sollten als eigenständige Menschen mit Wünschen, Zie-

len und Hoffnungen im gleichen Maße Eingang in die Berichterstattung finden können wie Deut-

sche. Ob das letztlich eine Berichterstattung über Engagement in Politik, Vereinen oder sonstigen 

Strukturen, in Kunst und Kultur oder bei wirtschaftlichen Aktivitäten ist, spielt vermutlich keine 

große Rolle. Wichtig sind die Positivbeispiele. 

 

Ausblick und Grenzen 

Insgesamt stellen die je nach Jahr und Zeitung sehr verschiedenen Fallzahlen bei der Be-

richterstattung über KurdInnen in Deutschland ein Problem für die Generalisierbarkeit dieser Un-

tersuchung dar. Bei der Zeitung Die Welt liegen für einen Untersuchungszeitraum keine Daten vor, 

bei den anderen Zeitungen lässt sich ein massiver Rückgang zwischen 1995 und 2005 ausmachen. 

Da die Beitragszahlen für 2015 ähnlich niedrig sind, kann allerdings angenommen werden, dass 

dies eher den Normalzustand widerspiegelt und 1995 aufgrund der politischen Großlagen als Aus-

reißer zu verstehen ist. Das Problem der Fallzahlen zeigt sich auch in der Diskursanalyse. Zwar 

lässt sich der Diskursstrang „Integration“ über den gesamten Untersuchungszeitraum hinweg 

verfolgen, ob die Wandlungen aber tatsächlich in der festgestellten Form aufgetreten sind, ist 

ungewiss. Darüber hinaus mag der Umstand, dass hier überregional erscheinende Zeitungen un-

tersucht wurden, dazu beigetragen haben, dass weniger Alltagsdiskurse ermittelt werden konn-

ten. Hierzu wäre eine anschließende Untersuchung in Lokal- und Regionalzeitungen sinnvoll, spe-

ziell in Gegenden mit hohem und niedrigem MigrantInnenanteil. Auch scheint es möglich, dass die 

erneute Zunahme des Themas der PKK in der Berichterstattung weniger daran liegt, dass die PKK 

tatsächlich in Deutschland aktiv ist, sondern durch die Vorwürfe seitens der türkischen Regierung 

an Deutschland erzeugt wurden. Auch die Untersuchung dieses Zusammenhangs wäre eine mögli-

che Anschlussarbeit. 

Weiterhin legen einige der untersuchten Artikel nahe, dass die Zuschreibung der Ethnie 

„kurdisch“ im Laufe der Zeit einen Teil ihrer Bedeutung eingebüßt hat. Dafür sprechen nicht nur 

die massive Verringerung der Texte, die überhaupt in die Erhebung aufgenommen werden konn-

ten, sondern auch einige Beispiele aus den Jahren 2005 und 2015. So wird im Jahr 2005 im Fall 

des Ehrenmordes an Hatun Sürücü in einigen Beiträgen erwähnt, dass sie aus einer kurdischen 

Familie kommt, in anderen wiederum nicht. Ähnliche Fälle gibt es auch 2015 in anderen Kontex-

ten, etwa wenn ein nach Deutschland geflohener Iraker aus den Kurdengebieten im Nordirak 
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stammt, damit aber nicht gesagt ist, ob er auch Kurde ist. Besonders eindrücklich sind zwei Mel-

dungen aus der taz vom 14. September 2015. In beiden Fällen wird davon berichtet, dass ein 

Mann am Rande einer Demonstration schwer verletzt wurde: 

Agentur: Mann in Hannover schwer verletzt; Krawalle um PKK  

Hannover | Nach Auseinandersetzungen von Gegnern und Unterstützern der verbotenen kurdi-

schen Arbeiterpartei PKK ist in Hannover ein Mann lebensgefährlich verletzt worden. Der Zustand 

des 26-jährigen Syrers war laut Polizei nach einer Notoperation am Samstag stabil. Er hatte einen 

Messerstich in den Hals erlitten. Der genaue Zusammenhang mit Krawallen zwischen Anhängern 

und Gegnern der PKK war gestern noch unklar. Mehrere Polizisten wurden verletzt, es gab Festnah-

men und Platzverweise. (dpa) 

Agentur: Kurde verletzt; Am Rande von Auseinandersetzungen 

Am Rande von Auseinandersetzungen von Gegnern und Unterstützern der verbotenen kurdischen 

Arbeiterpartei PKK ist in Hannover ein Kurde durch einen Messerstich schwer verletzt worden. Es 

bestehe aber keine Lebensgefahr mehr, teilte die Polizei am Sonntag mit. Aus Solidarität mit dem 26-

Jährigen zogen am Nachmittag rund 1.100 Menschen durch Hannover. An der Abschlusskundgebung 

beteiligten sich rund 1.700 Menschen. Die Polizei konnte noch in der Nacht zum Sonntag den mut-

maßlichen Messerstecher ermitteln, der zuvor an der Kundgebung gegen die PKK teilgenommen hat-

te.  (dpa) 

(taz, 2015, 19 & 20; Hervorhebungen: A.N.) 

Es ist naheliegend, dass in beiden Fällen das gleiche Ereignis beschrieben wird – die Information, 

dass der Verletzte Kurde ist, wird aber nur in einem der Beiträge gegeben. Es ist davon auszuge-

hen, dass es noch eine ganze Reihe weiterer Fälle wie diesen gibt und es für die Berichterstattung 

nicht mehr wichtig ist, ob jemand KurdIn ist, sondern die Staatsangehörigkeit im Mittelpunkt 

steht. 
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4. Medien in Südkurdistan – ein Interview  

mit Kamal Chomani  
 

 
 

Zur Person: Kamal Chomani, Jahrgang 1985, ist unabhängiger Journalist aus der Region Kurdistan 

im Nordirak, auch bekannt als Südkurdistan. Außerdem arbeitete er für Reporter ohne Grenzen 

und andere Menschenrechtsorganisationen. Seit Sommer 2018 lebt er in Hamburg. Am 20. 

Oktober 2018 nahm er am Workshop „KurdInnen und Öffentlichkeit“ teil. Bereits Ende März 2018 

führte Kerem Schamberger mit ihm in seiner Heimatstadt Choman an der irakisch-iranischen 

Grenze ein Interview als Teil seines Dissertationsprojektes zum kurdischen Mediensystem, das 

hier vorab veröffentlicht wird. 

 

Schamberger: Es freut mich sehr, mit dir zu sprechen. Könntest du dich zu Beginn vorstellen? 

Chomani: Ich bin Journalist und schreibe für verschiedene kurdische und internationale 

Medien, zum Beispiel für AL-Monitor. Außerdem arbeite ich beim Tahrir Institute for Middle East 

Policy, das in Washington D.C. sitzt. Ich schreibe für sie über, alles was KurdInnen im Irak und 

Syrien betrifft. 

Schamberger: Seit wann arbeitest du als Journalist? 

Chomani: Seit ich 2003 zur Universität in Erbil gegangen bin. Ich war aktiv, wir waren in 

verschiedenen Jugendorganisationen. Dort kam ich in Kontakt mit Webseiten, die damals gerade 

erst in Kurdistan aufkamen. Für drei Tage bekam ich bei einer Zeitung in Sulaimaniyya ein 

Journalismustraining. So begann ich zu schreiben, vor allem meinungsbasierte Artikel. Nach der 

Befreiung vom Saddam-Regime gab es in der Region Kurdistan viele lokale Zeitungen, jede Stadt 

hatte ihre eigene und auch an der Universität gab es eigene Medien. In Choman, meiner 

Heimatstadt, drängten wir die Älteren, die eine Lizenz von der Regierung hatten, eine Zeitung zu 

veröffentlichen. Aber sie waren nicht dazu in der Lage. Also fingen wir damit an. Ich schrieb, 

interviewte, berichtete und übersetzte auf Englisch. Ich machte alles. 2006 begann ich dann für 

die Wochenzeitung Awene zu arbeiten, was so viel bedeutet wie „Spiegel“. Ich wurde ihr 

Korrespondent in Choman. Es gab damals auch Monatszeitschriften wie Standard oder Rega. Sie 

waren unabhängig und ich wurde ein Teil von ihnen. 2007 arbeitete ich für eine irakische 

Nachrichtenagentur und 2008 dann für das Lvin-Magazin. Später arbeitete ich auch für Hawlati. 

Zu dieser Zeit begann ich, eigene Artikel auch auf Englisch zu schreiben. 2009 wurde ich dann 

https://kerem-schamberger.de/2017/03/07/expose-das-kurdische-mediensystem/
https://www.al-monitor.com/pulse/home.html
https://timep.org/
https://timep.org/
http://www.awene.com/
http://skurd.net/
https://www.lvinpress.com/n/
http://hawlati.co/


 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 71 

Korrespondent für Reporter ohne Grenzen. Ich setze mich seitdem stark für Meinungs- und 

Redefreiheit in der Region Kurdistan/Irak ein. 2011 gab es viele Entführungsversuche und 

Todesdrohungen, deshalb entschied ich mich dazu, im Ausland, in Indien zu studieren. Dort 

begann ich dann für Kurdistan Tribune zu schreiben. Als ich wieder zurückkehrte, versuchten wir 

2014 ein Magazin mit dem Titel Pasawan herauszubringen, aber auch hier war, wie so oft, die 

Finanzierung ein Problem. Wir wollten keine Gelder von Politikern oder Parteien haben, denn sie 

wollen dann entsprechend ihrer Agenda Einfluss nehmen. Anstatt zu schreiben, trat ich dann öfter 

im Fernsehen auf und kommentierte politische Entwicklungen. 

Schamberger: Du hast also wirklich langjährige Erfahrung als Journalist. Warum hast du dich 

überhaupt entschieden, in die schreibende Zunft zu gehen? 

Chomani: Ich wurde während des Krieges geboren. Überall war Gewalt. Mein Onkel, ein 

Peshmerga-Kommandant, wurde getötet. Das hat mich sehr geprägt und im Gymnasium haben 

wir als Jugendliche viel darüber diskutiert, wie man diese Unterdrückung seitens des Saddam-

Regimes beenden kann. Erst dachten wir an die Zusammenarbeit mit politischen Parteien, aber 

bald erkannten wir, dass sie korrupt sind. Wir wollten eine Änderung des ganzen Systems. Ich las 

viel und wurde von einer Gruppe kurdischer Intellektueller in Europa beeinflusst, die sich für 

einen politischen, sozialen und demokratischen Wandel hier einsetzte. Auch Medien wie die 

Hawlati-Zeitung oder das Lvin-Magazin beeindruckten uns. Sie waren sehr kritisch gegenüber den 

herrschenden Verhältnissen. Ich dachte, dass der beste Weg, eine Veränderung zu erreichen, über 

das Schreiben, über den Journalismus geht. Man kann die Menschen damit bilden, Korruption und 

all das Schlechte, was passiert, aufdecken. Ich wusste, dass das gefährlich war, aber es war wichtig, 

den Menschen zu zeigen, dass man mutig und kritisch sein kann, ohne getötet zu werden. 

Schamberger: Du wurdest 1985 geboren, hast deinen Bachelor in der Region Kurdistan und 

deinen Master in Indien in Literaturwissenschaften gemacht. Wo hast du den Beruf des 

Journalisten erlernt? 

Chomani: Ich besorgte mir Bücher und las, dann versuchte ich mich an Gedichten und 

Kurzgeschichten. So lernte ich das Schreiben. Als ich für Awene schrieb, bekam ich ein Training 

vom Independent Media Center Kurdistan, das von den Niederlanden mitfinanziert wurde.  

Schamberger: Lass uns etwas über das Mediensystem der Region Kurdistans sprechen. Du 

hast für Hawlati, für Lvin, für Awene gearbeitet. Das waren unabhängige Medien, die nach 2003 

erschienen. Viele von ihnen gibt es heute nicht mehr in dieser Form, also frei von Einfluss durch 

politische Parteien … 

https://kurdistantribune.com/kurdish-independence-dream-might-turn-against-free-press-democracy/
http://imckiraq.blogspot.com/
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Chomani: Im Verlauf der jüngeren kurdischen Geschichte, während der kurdischen 

Befreiungsbewegungen, hatte jede politische Partei ihre eigenen Medien gegründet. 1991 hatten 

die KDP (Demokratische Partei Kurdistans), die PUK (Patriotische Union Kurdistans), die Sozialisten 

sowie die Islamisten ihre eigenen Medien. Das waren damals vor allem Radiostationen in den 

Bergen. Jedes Haus hatte damals einen Empfänger. Dann kamen Zeitungen, Magazine und 

Fernsehsender hinzu. Mitte der 1990er Jahre gab es in Erbil erste Versuche, unabhängige Medien 

zu gründen. Leider wurden während des Bürgerkrieges jedoch viele politische AktivistInnen und 

unabhängige JournalistInnen dazu gezwungen, Südkurdistan zu verlassen, weil sie verfolgt wurden. 

In Erbil von der KDP und in Sulaimaniyya von der PUK. Das ging bis Anfang der 2000er Jahre so. 

Dann kam es zur Gründung von ersten unabhängigen Medien, zum Beispiel Hawlati, finanziert 

durch das Ranj Publishing House. Bald wurde Hawlati in Erbil vertrieben. Sie bekamen eine 

Erlaubnis, auch dort ihre Zeitung zu veröffentlichen. Somit gab es von da an zwei Arten von 

Medien: auf der einen Seite parteipolitische Medien und auf der anderen Seite unabhängige 

private Medien. Später wurde dann auch noch das Lvin-Magazin gegründet, das zuerst von der 

Islamischen Union Kurdistan finanziert wurde. Später wurde die Konzession aber einigen 

JournalistInnen übergeben, sodass sie unabhängig wurden. Lvin war damals sehr erfolgreich. Es 

kam zu immer weiteren Neugründungen: Standard, Rega, im Jahr 2006 dann Awene. Zu diesem 

Zeitpunkt realisierten KDP und PUK, dass es für ihre Medien schwierig war, mit den Unabhängigen 

zu konkurrieren. Die Leser- und Zuhörerschaft wurde immer weniger, und so begannen sie,  

„Schatten-Medien“ zu gründen. Sie finanzierten sie durch die Regierung oder ihre politische Partei, 

behaupteten aber, dass sie unabhängig seien. Auf einmal erschienen unzählige neue Zeitungen 

und Zeitschriften in Südkurdistan, finanziert von KDP und PUK, um ein Gegengewicht zu den 

unabhängigen Medien zu bilden. 2007 dann gründete Nawschirwan Mustafa die Wusha 

Corporation, ein Meilenstein in der kurdischen Mediengeschichte. Zuerst brachte sein 

Unternehmen die Zeitung Rojname heraus, danach den Fernsehsender KNN. Sie hatten großen 

Einfluss auf die kurdische Gesellschaft. Die KDP und PUK fühlten sich durch diese unabhängigen 

Medien weiter bedroht und so begann die direkte Verfolgung und Unterdrückung kurdischer 

JournalistInnen. 2008 wurde der erste Journalist ermordet: Soran Mama Hama, der für die Lvin-

Zeitschrift arbeitete. Nach den Wahlen 2009 war der Fernsehsender KNN sehr einflussreich. 

Deshalb begannen die KDP und PUK nun auch eigene Fernsehsender aufzubauen. Der 

Fernsehsender Rudaw wurde gegründet und die PUK erneuerte ihren Sender Kurdsat. Später 

wurde von der KDP dann noch der Sender K24 gegründet. Nach und nach wurde Fernsehen zum 

dominanten Medium in der kurdischen Gesellschaft. Hinzu kam der Aufstieg sozialer Medien, 

sodass die Menschen begannen, immer weniger Zeitungen zu lesen. Sie begannen zu 

verschwinden, weil die Leute sie nicht mehr kauften. Außerdem waren es keine Tages-, sondern 
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Wochen- oder Monatszeitungen. Kurdsat, Rudaw oder auch der Sender NRT waren deshalb 

immer schneller. Mit der üppigen finanziellen Ausstattung der „Schatten-Medien“ wechselten 

immer mehr JournalistInnen von Awene, Hawlati und Lvin zu diesen größeren Medien. Während 

sie bei Awene 300 Dollar im Monat verdienten, waren es bei Rudaw 3.000 Dollar. 

Schamberger: Also wechselten sie zu diesen neuen Medien nicht wegen ihrer politischen 

Überzeugung, sondern wegen der Höhe des Einkommens? 

Chomani: Genau. Viele JournalistInnen, die jetzt für Rudaw oder K24 arbeiten, glauben nicht 

an deren politische Agenda. Sie arbeiten dort, um ein gesichertes Einkommen zu haben. 

Schamberger: Wir haben jetzt 2018. Gibt es heute noch von den Parteien unabhängige 

Medien? 

Chomani: So gut wie gar nicht mehr. Hawlati wurde geschlossen. Lvin ist mittlerweile mit 

einem politischen Flügel der PUK verbandelt. Eigentlich gibt es nur noch Awene, aber deren 

Qualität hat massiv abgenommen. Mittels einer Crowdfunding-Kampagne konnten sie sich über 

Wasser halten. Das Geld reicht aber nicht einmal für gute Arbeit in den sozialen Medien, sie 

haben keine wirklichen Fotografen und Korrespondenten. Alle anderen Medien sind auf die ein 

oder andere Weise mit Politikern oder politischen Parteien verbunden. Sie werden auf Kosten der 

Bevölkerung mit den Einnahmen aus dem Öl bezahlt. 

Schamberger: Was beeinflusst denn derzeit die journalistische Arbeit in der Region 

Kurdistan am meisten? Sind es Gesetze, schriftliche Regelungen oder eher Netzwerke und 

Machtkonstellationen zwischen verschiedenen Menschen und Akteuren? 

Chomani: Es kommt auf das Medium und den oder die JournalistIn an. Wenn etwas auf den 

Straßen passiert, wird das von Rudaw nicht berichtet. Wenn es aber irgendetwas Negatives zum 

Beispiel im Zusammenhang mit der PKK ist, dann schon. Es dreht sich hier vieles um Korruption 

und die Beziehungen zum irakischen Staat. Es geht um die Beziehung zwischen Bagdad und der 

Region Kurdistan, und es geht um Öl. Wenn die Regierung ein neues Projekt in der Region 

ankündigt, berichten alle KDP- und PUK-Medien darüber. Wenn es um politische 

Auseinandersetzungen innerhalb der KDP geht, wird kein KDP-Medium darüber berichten. Wenn 

die Beziehungen zwischen der KDP und der PUK gerade gut sind, dann wird auch kein PUK-

Medium darüber schreiben.  

Schamberger: Über was kann man in der Region Kurdistan denn auf keinen Fall schreiben? 
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Chomani: Über die Familien der Barzanis (KDP) und der Talabanis (PUK). Ich kann nicht über 

Masoud Barzanis Familie schreiben, zum Beispiel darüber, wer seine Tochter ist. Sardasht Osman 

hat kritisch über die Barzani-Familie geschrieben, deshalb wurde er 2010 ermordet. Soran Mama 

Hama wurde getötet, weil er zum Thema Sicherheit schrieb, genauso wie Kawa Garmyani. Wenn 

du also über Sicherheitskräfte, Führungspersonal und manchmal auch über Stammesführer 

schreibst, gibt es Beschränkungen. Jedes Medium hat da seine eigenen Limits. KDP- und PUK-nahe 

Medien können nicht kritisch über die Ölpolitik ihrer Parteien schreiben. Für die „Schatten-

Medien“ der KDP gilt: Negatives über die KDP geht nicht, und genauso gilt das für die Medien der 

PUK. Selbst innerhalb der einzelnen Parteien haben manche Politiker ihr eigenes Medium als 

persönliches Sprachrohr. Wenn es aber darum geht, sich gegenseitig zu attackieren, werden die 

„Schatten-Medien“ benutzt. Es gab eigene Webseiten, deren Betreiber unklar waren, die aber 

gegen mich und andere kritische Geister anschrieben. Sie behaupteten, ich gehöre zur PKK und sei 

ein Verräter. Wir wissen, dass die KDP dahintersteckte, aber sie würden das niemals zugeben. Es 

sind Propagandainstrumente, um kritische Stimmen und politische Konkurrenten angreifen zu 

können. 

Schamberger: Gibt es Gesetze, die die Redefreiheit einschränken? 

Chomani: Ja, zum Beispiel das Journalismus-Gesetz. Es schreibt vor, dass nationale Interessen 

und die nationale Sicherheit beschützt werden müssen, genauso wie heilige Symbole. Es gibt aber 

keine klare Definition davon, was zum Beispiel nationale Sicherheit genau ist, wann die Grenzen 

überschritten sind. 

Schamberger: Ist das nicht festgelegt? 

Chomani: Wie sollen “heilige Symbole“ definiert werden? Wenn ich kritisch über religiöse 

Themen schreibe, ab wann ist das diffamierend? Es gibt auch noch ein anderes Gesetz, das 

„Communication Mobile Law“. Im zweiten Paragraphen steht, dass deine Aussagen im Internet, in 

den sozialen Medien mit einer Geld- oder Haftstrafe von sechs Monaten bis zwei Jahren bestraft 

werden können. Also kann im Zweifel alles gegen dich verwendet werden, denn JournalistInnen 

nutzen heutzutage besonders die sozialen Medien. Derzeit hat K24, gegründet von Masrour 

Barzani (Vorsitzender der Sicherheitsbehörde der Autonomen Region Kurdistan, Anmerkung 

Schamberger), einen Prozess gegen mich angestrengt. Sie werfen mir vor, dass ich auf Twitter 

gesagt hätte, K24 werde von Masrour Barzani finanziert. Das stimmt. Offiziell gehört K24 aber 

jemand anderem aus der KDP, Masrour Barzani ist nicht der formelle Eigentümer. Und so habe ich 

jetzt aufgrund des „Communication Mobile Law“ eine Klage gegen mich laufen. Alles, was man im 

Internet schreibt, kann nun ganz einfach für Strafverfahren verwendet werden. 

https://www.fairobserver.com/region/middle_east_north_africa/press-freedom-crossroads-iraqi-kurdistan/
https://kurdistantribune.com/nechirvan-barzanis-association-media-corruption-rudaw-company-as-example/
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Schamberger: Gibt es denn keine starken journalistischen Selbstorganisationen, zum 

Beispiel Gewerkschaften, die eure Rechte verteidigen? 

Chomani: Das ist ein weiteres Problem. Es gibt JournalistInnen-Gewerkschaften, aber sie 

gehören entweder zur KDP oder zur PUK. Wir hatten zwei davon. Nach 2005 fingen sie an, sich zu 

vereinigen. Sie teilten die Ämter jeweils zur Hälfte auf. Für jeweils vier Jahre war der Vorsitzende 

entweder von der PUK oder von der KDP. Sie teilten ihre Macht auf. So waren sie nicht in der Lage, 

uns zu verteidigen. Es gab ein paar Versuche, Organisationen für Pressefreiheit zu gründen, zum 

Beispiel Metro, aber aufgrund geringer Mitgliedszahlen sind sie schwach und leicht unter Druck zu 

setzen.  

Schamberger: Haben sie irgendeine Einflussmöglichkeit? 

Chomani: Nein, sie veröffentlichen meist Erklärungen. Sie dokumentieren Vergehen gegen die 

Pressefreiheit. Metro sind die einzigen. Sie sind schwach, aber dennoch gut. 

Schamberger: Wie erhalten JournalistInnen denn ihre Informationen, zum Beispiel von den 

Sicherheitskräften, der Regierung, den unterschiedlichen Parteien? Funktioniert das? 

Chomani: Es kommt auf das Netzwerk der JournalistInnen an, generell ist aber der 

Informationsfluss ein Problem, vor allem wenn man als unabhängiger Journalist oder Journalistin 

arbeitet. Bei Behörden bekommt man zum Beispiel keine Angaben über ihre Größe. Es gibt in der 

Autonomen Region Kurdistan (KRG) keine Statistiken. Das Planungsministerium hat keine Zahlen 

in der Hand. Überall herrscht Korruption. Man ist oft auf anonyme Quellen angewiesen, aber wo 

bleibt da die Glaubwürdigkeit? Manchmal erhalten wir Informationen von Politikern, haben aber 

keine Möglichkeiten, diese gegenzuchecken. Manchmal geben sie Informationen heraus, damit 

diese gegen ihre Konkurrenten verwendet werden. Es gibt aber auch immer wieder KRG-Beamte, 

die sich gegen die Korruption einsetzen und dir deshalb Informationen zustecken. 

Schamberger: Welche Medien in Südkurdistan beziehen sich denn nicht nur auf einen Teil 

Kurdistans, sondern haben eine gesamtkurdische Agenda?  

Chomani: Vor allem die PKK wendet sich, ihrer Ideologie entsprechend, an die gesamte 

kurdische Nation. Die PKK ist seit Anbeginn eine pan-kurdische Bewegung, mit dem Ziel, alle 

KurdInnen zu vereinen. Diese Ideologie hat natürlich auch eine Auswirkung auf PKK-nahe Medien. 

Vor einigen Jahren aber begann Masoud Barzani, sich im Kampf um die Hegemonie ebenfalls als 

pan-kurdischer Führer darzustellen, und so begannen auch die KDP-Medien auf Türkisch und 

Kurmanci (nordkurdischer Dialekt, Anmerkung Schamberger) zu senden. Sie hatten jedoch 

http://metroo.org/english/
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eigentlich keine wirklichen Vorschläge für alle KurdInnen, sondern nur ihre KDP-Agenda. Es ging 

vor allem darum, die PKK anzugreifen und die KDP positiv darzustellen. Deshalb konnten sie 

keinen Erfolg haben. Mit dem Beginn der Revolution in Rojava und den Kämpfen zwischen dem 

türkischen Staat und der PKK begannen die Menschen zu realisieren, dass Rudaw und K24 

Propagandamedien sind. Deshalb konnten sie sich auf Dauer nicht in anderen Teilen Kurdistans 

etablieren. 

Schamberger: Aber PKK-Medien schon? 

Chomani: Ja, weil sie von Anfang an so verfahren. Sie waren viel erfolgreicher, da sie zu 

Beginn die einzigen Medien waren. Die anderen schauten nur nach innen und nie nach außen, wie 

das die PKK-Medien taten. 

Schamberger: Wo liegen die größten Unterschiede zwischen PKK- und anderen kurdischen 

Medien? 

Chomani: Die PUK- und KDP-Medien haben keine einheitliche Weltanschauung, keine 

Zukunftsvision. Sie greifen nur andere an oder verteidigen sich selbst. Die PKK-Medien sind jedoch 

ein Instrument, um die Menschen zu bilden, nicht um sie zu täuschen. Es sind nicht nur 

Propaganda-, sondern auch Bildungsmedien. Sie sind zudem zutiefst kurdische Medien. Die KDP- 

und PUK-Medien stehen unter dem Einfluss der neoliberalen Propaganda. Sie wollen eine 

„neue“ Form kurdischer Kultur, die von der Globalisierung beeinflusst ist. PKK-Medien spiegeln 

die einfachen Menschen der kurdischen Gesellschaft wider. KDP-Medien, insbesondere Rudaw, 

repräsentieren hingegen die aristokratische politische Elite. Sie haben keinerlei Beziehung zum 

kurdischen Volk. 

 Schamberger: Gibt es genügend Ausbildungsmöglichkeiten für kurdische JournalistInnen in 

Südkurdistan? 

Chomani: Es gibt zwei, drei Institute. Eines an der Universität in Sulaimaniyya, eines in Erbil. 

Außerdem gibt es ein paar akademische Institutionen, aber diese sind von der KDP und PUK 

kontrolliert. Es gibt auch einige internationale Medienorganisationen, die JournalistInnen 

unterstützen, auch finanziell.  

Schamberger: Wie sieht es von der Perspektive der Menschen in Südkurdistan aus? Haben 

sie so etwas wie Medienkompetenz? 

Chomani: Ja, natürlich! Bis vor Kurzem nannten sie den Sender Kurdsat einfach nur Yekiti 

(Yekiti ist eine Abkürzung für die PUK, Anmerkung Schamberger). Wenn es darum ging, zu 
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Kurdistan TV zu schalten, sagten sie nur „Schalt um auf Parti“ (Parti ist eine Abkürzung für KDP, 

Anmerkung Schamberger). Mit den „Schatten-Medien“ taten sie sich zu Beginn schwerer, denn es 

war nicht gleich klar, dass zum Beispiel Rudaw von Nechirvan Barzani (Ministerpräsident der KRG) 

finanziert wird. Aber nach und nach realisierten sie, dass diese Sender durch die Öleinnahmen der 

KRG und ihrer Politiker finanziert werden. Sie nennen K24 nur „Masrours Sender“. Die meisten 

Menschen können das also unterscheiden. 

Schamberger: Weil sie insgesamt sehr politisiert sind? 

Chomani: Ja. Alleine durch die Sprache, die du als JournalistIn verwendest, wissen sie, 

welcher politischen Partei man nahesteht. Vor Kurzem waren Demonstranten drauf und dran, 

Rudaw-JournalistInnen zu attackieren, weil sie ihnen vorwarfen, nicht richtig zu berichten. 

Schamberger: Vielen Dank für dieses Gespräch! 
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Zusammenfassung: Dieser Artikel zielt darauf ab, das politische Narrativ des kurdischen Fernseh-

senders Rudaw in seiner Berichterstattung über die militärische Krise vom Oktober 2017 zwischen 

Bagdad und Erbil über die umstrittenen Gebiete zu analysieren. Durch die Verdeutlichung von 

Rudaws politischem Hintergrund und einer Inhaltsanalyse von 128 Rudaw-Beiträgen werden wir 

zeigen, wie humanisierende und neutrale Begriffe ihnen halfen die KDP (Demokratische Partei 

Kurdistans) in einem positiven Licht zu zeigen. Unsere wichtigste Erkenntnis ist, dass sowohl die 

KDP als auch die Patriotische Union Kurdistan (PUK) Teile der umstrittenen Gebiete verloren ha-

ben, während dieser Zeit jedoch territoriale Verluste der KDP in neutraler Weise dargestellt, die 

Verluste des Rivalen PUK jedoch auf eine humanisierende Weise vermittelt wurden. Die Untersu-

chung wird auch zeigen, dass es einen quantitativen Unterschied gab, ob die jeweiligen Gebiete 

erwähnt wurden oder nicht. 

 

Einführung 

Am Sonntag, dem 16. Oktober 2017, starteten die irakischen Streitkräfte, darunter die 

vom Iran unterstützten Anti-Terror Einheiten und die hauptsächlich schiitischen Volksmobilisie-

rungskräfte (PMF oder Hashd al-Shaabi), um Mitternacht einen Angriff auf die von den Peshmerga 

kontrollierten Gebiete südlich und westlich von Kirkuk, also in den umstrittenen Gebieten zwi-

schen der Region Kurdistan und der irakischen Regierung. Am folgenden Tag drangen irakische 

Truppen in die Stadt Kirkuk ein und Premierminister Haider al-Abadi befahl den irakischen Streit-

kräften, die kurdische Flagge von allen Orten in den umstrittenen Gebieten abzunehmen und nur 



 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 79 

die irakische Flagge zu hissen. Infolgedessen verloren die KurdInnen das, was sie ihr eigenes "Jeru-

salem" nennen. Kirkuk war und ist ein symbolisches, tragisches und umkämpftes Schlachtfeld im 

Kampf für die Unabhängigkeit und diese Einleitung wird versuchen, die Geschichte dieser umstrit-

tenen Gebiete zu beleuchten. 

Zum Zeitpunkt der Verfassung dieses Artikels haben die kurdischen Streitkräfte fast alle 

Gefechte verloren, wobei keine kurdische Partei die Verantwortung für diese Verluste übernom-

men hat. Diese Gebiete werden sowohl von der Regionalregierung Kurdistans (KRG) als auch von 

der irakischen Regierung beansprucht. Dazu gehören die Region Sinjar und die Ninive-Ebene im 

gleichnamigen Gouvernements Teile der Gouvernements Salahaddin und Diyala sowie die Stadt 

und das Gouvernement von Kirkuk. Darüber hinaus sind die umstrittenen Gebiete so wie auch die 

Region Kurdistan in zwei Einflusszonen zwischen den beiden dominanten kurdischen Parteien 

aufgeteilt, die Demokratische Partei Kurdistans (KDP) und die Patriotische Union Kurdistans (PUK). 

Das KDP-nahe Medienunternehmen Rudaw behauptet, es vertrete die Interessen aller 

KurdInnen und bedient eine Art „Kurdayeti“17-Frame. Entgegen dieses Frames berichteten sie in 

der Praxis selektiv und deckten den Verlust der umstrittenen Gebiete in Abhängigkeit davon ab, 

ob die Gebiete unter der Kontrolle der PUK oder unter der Kontrolle der KDP standen. Durch die 

Anwendung der Framingtheorie wird in diesem Artikel die Berichterstattung der kurdischen Ru-

daw-Onlineausgabe in Bezug auf den Verlust der umstrittenen Gebiete quantitativ und qualitativ 

betrachtet. Dabei analysieren wir auch das Narrativ, das durch dieses Medium für die Geschehnis-

se zwischen dem 16. und dem 22. Oktober 2017 und dem Abzug der Streitkräfte jeder politischen 

Partei aus der umstrittenen Zone genutzt wurde. 

 

Das Konzept des Framings 

Der allgemeine Begriff des Framings ist in verschiedenen Bereichen der Psychologie, Sozi-

ologie und Politikwissenschaft zu finden. Entscheidungstheorien in den Sozialwissenschaften hel-

fen uns beispielsweise zu verstehen, wie ein Individuum bestimmte Ereignisse erlebt und darauf 

reagiert. Chong & Druckman stellen fest, dass Framing sich auf den Prozess bezieht, durch den 

Menschen eine bestimmte Konzeptualisierung eines Problems entwickeln und sie danach ihr Den-

ken über ein Thema neu ausrichten (vgl. Chong & Druckman 2007). In diesem Artikel beziehen wir 

                                                           

17 Kurdayeti bedeutet in etwa „Kurdischsein“ und ist ein wichtiger Begriff, der von breiten Teilen der kurdischen Nationalbewe-

gung verwendet wird, insbesondere von den nationalistischeren kurdischen Parteien. Häufig ist mit diesem Begriff ein gemeinsames 

Bewusstsein des Kurdischseins gemeint. Im Zusammenhang mit der kurdischen Nationalbewegung wird der Begriff häufig von Politi-

ker*innen benutzt, die betonen wollen, dass sie nicht aus parteipolitischen Zwecken handeln, sondern ein allgemeines kurdisches 

Größeres und Ganzes verfolgen. 
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uns auf das Konzept des Framings von Robert Entman (2014), welches wiederum in die Heuristik 

des Cascade-Modells eingebettet ist. Bevor wir jedoch auf die Erklärung dieses Modells eingehen, 

wird nun gezeigt, wie es sich von anderen Modellen unterscheidet. Hierbei sind die Konzepte des 

Agenda-Settings und des Primings von Bedeutung. Framing unterscheidet sich von diesen ver-

wandten Konzepten durch seine Annahme, dass wie ein Thema in Nachrichtenberichten charakte-

risiert wird Einfluss darauf haben kann, wie es vom Publikum verstanden wird (vgl. Scheufele & 

Tewksbury 2007). Agenda Setting und Priming sind begründete Konzepte auf der Mikroebene 

eines bestimmten Publikums, das auf Medieninhalte reagiert; Framing arbeitet somit mit einem 

Makrolevel- und einem Mikrolevel-Konstrukt (vgl. Scheufele 1999). 

Die Annahme des Agenda-Settings setzt im Wesentlichen voraus, dass Einzelpersonen bei 

der Einschätzung bestimmter Situationen Annahmen verwenden, die sie erneut verwenden, wenn 

sie mit einer ähnlichen Situation konfrontiert sind. Ein klassisches Beispiel für diesen Effekt sind 

die Iyengar-Experimente, bei denen zwei Gruppen vor und nach ihnen vorgelegten Berichten, in 

denen die Bedeutung bestimmter nationaler Probleme dargelegt wird, nach der Relevanz eben-

dieser gefragt werden. Eine Gruppe erhielt Berichte, die die Bedeutung der Verteidigung betonten, 

während eine Kontrollgruppe dies nicht tat. Die Ergebnisse zeigten einen deutlichen Unterschied 

zwischen denjenigen, die eine Priorisierung der Verteidigungspolitik gemäß des experimentellen 

Stimulus aufwiesen, und der Kontrollgruppe (vgl. Iyengar 1987). Beim Priming geht es jedoch eher 

um die Betonung, die auf einen Wert gelegt wird. Wie Iyengar es formuliert, gibt es bei einigen 

Inhalten eine Priorisierung, während andere vernachlässigt werden (Iyengar, 1987 S. 72). Diese 

Unterscheidung ist nicht immer klar und hängt von den individuellen Annahmen der Arbeit ab, 

wie Weaver (2007) zeigt. Trotzdem weist er darauf hin, dass das Framing ein breiteres Spektrum 

kognitiver Prozesse wie etwa moralische Bewertungen, kausales Denken, Anrufung von Prinzipien 

und Empfehlungen für die Behandlung von Problemen zu umfassen scheint (Weaver 2007). 

Wie bereits erwähnt, geht das Framing über die Idee des Hervorhebens hinaus. Entman 

versteht Framing als Auswählen und als das Hervorheben einiger Facetten von Ereignissen oder 

Problemen, um so Verbindungen unter ihnen herzustellen. So werde eine bestimmte Interpreta-

tion, Bewertung und/oder Lösung gefördert. Des Weiteren unterscheidet er zwischen zwei „Bild-

klassen“, nämlich „inhaltlichen“ und „verfahrenstechnischen“. Nach dieser Differenzierung erar-

beitet er vier Funktionen inhaltlicher Frames: „Effekte oder Bedingungen als problematisch defi-

nieren, Ursachen identifizieren, ein moralisches Urteil übermitteln, Mittel oder Verbesserungen 

befürworten“ (Weaver 2007, S. 5). Prozedurale Frames gehen etwas tiefer, da sie darauf abzielen, 

Beurteilungen zur Legitimität der politischen AkteurInnen einzuführen. Frames unterscheiden sich 

von anderen Formen von Nachrichten durch „ihre Fähigkeit, Unterstützung oder Opposition zu 

den Seiten eines politischen Konflikts anzuregen“, und diese Fähigkeit wird an der „kulturellen 
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Resonanz“ und seiner „Größe“ gemessen (Weaver 2007, S. 6). Kulturelle Resonanz entsteht durch 

„spürbar, verständlich, einprägsam und emotional aufgeladene Bilder oder Ausdrücke“, während 

die Größenordnung des Frames mit der „Prominenz und Wiederholung“ seines Inhalts gemessen 

wird (ebd.). Bei dieser Heuristik geht es um das Framing in den Medien, weswegen es auch wich-

tig ist, das Kaskadenmodell zu betrachten, in dem sich das Konzept des Framings befindet. Dieses 

Modell geht davon aus, dass verschiedene Institutionen und AkteurInnen, die selbst Netzwerke 

darstellen, miteinander verbunden sind und Informationen auf einer höheren institutionellen 

Ebene weiterleiten. Das geschieht beispielsweise bei Nachrichten, die durch den Staat admi-

nistriert werden und die öffentliche Meinung und Stimmung beeinflussen sollen (Weaver 2007, S. 

10). Das Modell ist in der Conditio Humana eingebettet, was bedeutet, dass teilnehmende Partei-

en der Kommunikation „kognitiv geizig“ sind, da sie „unter Unsicherheit und Druck arbeiten“. 

Im Rahmen des Framing-Konzepts nach Entman werden Frames durch verschiedene Push- 

und Pull-Faktoren beeinflusst, die Frames sowohl von innen als auch von außen prägen. „Motiva-

tionen und kulturelle Kongruenz“ sind demnach die Pull-Faktoren und Macht und Strategie sind 

die Push-Faktoren (Entman 2014, S. 13). Für den kurdischen Fall ist der Faktor der kulturellen 

Kongruenz von Bedeutung. Entman beschreibt es wie folgt: „Je kongruenter das Frame mit Sche-

mata der politischen Kultur ist, desto mehr Erfolg wird es haben“ (Entman 2014, S. 14). Diese 

Schemata lassen sich am besten mit dem Konzept des „Habitus“ beschreiben, das verinnerlichte 

Einstellungen und Überzeugungen beschreibt, die stark im kollektiven Gedächtnis einer bestimm-

ten Gruppe von Menschen verankert sind. Nach Bourdieus Konzept kann Habitus als ein mentales 

Schema der Wahrnehmung und Handlung beschrieben werden, das in den Gesetzmäßigkeiten des 

jeweiligen sozialen Kontextes erzeugt wird, in dem es eingebettet ist (Bourdieu 1970). Es sei da-

rauf hingewiesen, dass die Analyse der Konstruktion von Frames, nämlich Framing als abhängige 

Variable, nicht das Ziel dieses Artikels ist.  

Wir betrachten Medienframes eher als unabhängige Variablen, die die Wahrnehmung der 

Menschen in Bezug auf Akteurskonstellationen in Konfliktsituationen maßgeblich beeinflussen. 

Ein anderes Modell ist Scheufeles Prozessmodell des Framings, in dem das Zusammenspiel von 

Staaten, MedienakteurInnen sowie Parteien, soziale Gruppen und die allgemeine Bevölkerung 

analysiert werden können. Dieses folgt jedoch einer lineareren Logik, in welcher Frames aus ei-

nem Makrolevel (Eliten), einem Mesolevel (Medien-Netzwerke) und schließlich einer Individual-

ebene bestehen (Scheufele 2000). Entman verwendet verschiedene Beispiele, um seine Heuristik 

auf verschiedene Ereignisse der Medienberichterstattung anzuwenden. Ein Beispiel betrifft zwei 

Vorfälle, bei denen Passagierflugzeuge fälschlicherweise als feindliche Ziele identifiziert und ange-

griffen wurden. Im ersten Fall schoss die sowjetische Luftwaffe 1983 ein koreanisches Flugzeug ab 

und im anderen schoss die US-Marine 1988 ein iranisches Passagierflugzeug ab. Beide Fälle wer-
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den über die Rahmenbedingungen verglichen, mit denen die Medienberichterstattung darüber 

erfolgte (Entman 2014, S. 29). Der Frame wird durch die Kategorisierung von Medienaussagen 

operationalisiert und kodiert je nachdem, inwieweit „humanisierende“ oder „neutrale Terminolo-

gien“ verwendet wurden. Im koreanischen Fall wurden die Passagiere, zum Beispiel als „Angehö-

rige“, die starben beschrieben, während im iranischen Fall nur von „Passagieren“ oder „Verstor-

benen“ die Rede war (Entman 2014, S. 8). Der Autor zeigt, wie beide Fälle, in den Kalten Krieg 

eingebettet, mit verschiedenen Wörtern und Bildern gerahmt wurden, um den Fall der Sowjets als 

„Mord“ darzustellen, während es im US-amerikanischen Fall als „tragischer Unfall“ dargestellt 

wurde (Entman 2014, S. 38f). Er analysiert die Medienberichterstattung quantitativ und qualitativ, 

indem sowohl die Seitenanzahl der Berichterstattung als auch die TV-Minuten und deren Inhalte 

festgehalten wurden (Entman 2014, S. 32f). Alles in allem zeigt die Analyse Entmans, dass beim 

koreanischen Fall zwar die Empathie mit den Opfern dieses Vorfalls durch ein humanisierendes 

Frame ermutigt wurde, im iranischen Fall aber eine Entmenschlichung der Opfer stattfand und 

diese Empathie nicht zu finden war, oder wie Entman sagt: „Die verbalen und visuellen Botschaf-

ten humanisieren die Opfer des KAL-Flugs und fördern Empathie“ (Entman 2014, S. 37). Dieses 

humanisierte Framing ist durch die erzeugte Empathie gekennzeichnet, die eine Kategorisierung 

und Verallgemeinerung des Ereignisses ermöglicht. 

Wir haben uns dazu entschieden, die humanisierende Bezeichnung von Robert Entman zu 

verändern, da er nicht zu unserem Fall passt, und fügen hier van Gorp's Gedanken über das Zu-

sammenspiel von Kultur und Framing hinzu. Nach van Gorp's konstruktivistischem Ansatz kann 

Framing auch in den Kontext der Kultur eingebettet sein. Van Gorp argumentiert, dass „ein ge-

meinsames Repertoire von Frames in Kulturen die Verbindung zwischen Nachrichtenproduktion 

und Nachrichtenkonsum herstellt“ (Van Gorp 2007, S. 62). Er fährt fort, indem er behauptet, dass 

jede Kultur einen gewissen „Bestand an Frames“ hat. Anstatt also Medien und Frames isoliert 

voneinander zu betrachten, integrieren wir sie in einen kulturellen Rahmen, der ausmacht, was 

das Frame letztendlich ist. Wenn wir in diesem Fall von Humanisierung sprechen, können wir dies 

nicht als universalistisches Konzept verwenden, wie Entman das tat. Wir sprechen nicht über die 

einfache Humanisierung unschuldiger Opfer, wie in beiden Flugzeugfällen, sondern über komple-

xe Kriegssituationen. Deshalb wird der Fokus auf dem liegen, was als Kulturkonzept der 

„Kurdayeti“ gilt und wie dieses Konzept Frames ermöglicht. 

Es ist angebracht, hier zu erläutern, wo die gemeinsamen Motive von „Kurdayeti“ her-

kommen. Zwar gab es tatsächlich Texte, die die Humanisierung von Peshmerga und mehrere zivile 

Verluste zum Thema hatten, die meisten zeugten jedoch von patriotischen Narrativen, die ver-

wendet wurden, um die PUK-Verluste in ein schlechtes Licht zu rücken. Die Kurdistan-Region Irak 

(KRI) ist durch mächtige AkteurInnen, namentlich die beiden dominierenden Parteien KDP und 
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PUK geprägt, die beide die größten Medienunternehmen der Region kontrollieren. Deshalb lohnt 

es sich, diese Framing-Dichotomie im Falle des Verlusts der umstrittenen Gebiete zu betrachten. 

Als eine Nation mit einem starken gemeinsamen Gefühl für den Begriff „Kurdistan“ hat das kurdi-

sche Volk verschiedene Unterdrückungs- und Genozidakte erlebt. In diesem gemeinsamen Rah-

men von „Kurdayeti“ eingebettet, wird das, was Kurdischsein bedeutet jedoch zwischen den bei-

den dominanten Parteien aufgespalten. Es gibt Spaltungen zwischen den Parteien, interne Rivali-

täten und gegenseitiges Misstrauen nach jahrelangen internen Kämpfen, insbesondere in den 

1990er Jahren, die einen großen Teil des Framing-Potenzials in den kurdischen Medien beeinflus-

sen. Daher ist die Hypothese dieses Artikels, dass Rudaw die gezielte Humanisierung und Emotio-

nalisierung bestimmter Konflikthandlungen verwendet hat, wann immer sie zu ihrem Narrativ 

passten und potenziell Emotionen auslösten, die tief im Kurdayeti-Gefühl der kurdischen Bevölke-

rung verwurzelt sind. Was die Berichterstattung über den Verlust von umstrittenen KDP-Gebieten 

betrifft, so verwendeten sie neutralere Begriffe, berichteten aber über den Verlust von PUK-

Gebieten weitaus emotionaler. 

 

Die Anwendung der Framingtheorie auf den kurdischen Fall 

Nach Hassanpour begannen eine Druckkultur und Veröffentlichungen in kurdischer Spra-

che außerhalb von Kurdistan in Städten wie Kairo, Istanbul und Bagdad. Dies ist auf mangelnde 

staatliche Unterstützung in Kurdistan zurückzuführen, da dieses vom Osmanischen Reich annek-

tiert war und weil die meisten kurdischen nationalistischen Eliten sich im Exil befanden (Hassan-

pour 1992; Janroj 2015). Die erste kurdische Zeitung wurde in Ägypten von Miqdad Mathat Be-

dirxan mit dem Titel Kurdistan veröffentlicht. Sie erschien von 1898 bis 1902. In dieser Zeit fehlte 

dem kurdischen Volk eine einheitliche politische Struktur, die es ihm ermöglicht hätte, eine eigene 

Presse zu haben (Mustafa, 2012). Die Einrichtung der kurdischen Rundfunk- und Fernsehsendun-

gen im Irak begann nach dem Zweiten Weltkrieg. Der erste kurdische Radiosender wurde 1954 

gegründet und kurdisches Fernsehen war erstmals ab 1967 verfügbar (Zimmerman 1994; Hassan-

pour 1996). 

Laut Hassanpour und Zimmerman begannen die ersten kurdischen Sender und deren 

Formate in den 1970er Jahren im Irak und im Iran zu senden. Sie entwickelten sich insbesondere 

im irakisch besetzten Teil Kurdistans nach dem ersten Golfkrieg, als die Region autonomer wurde. 

Seit dem Ende des ersten Golfkrieges im Jahr 1992 wurde die kurdische Regionalregierung (KRG) 

relativ unabhängig von der irakischen Zentralregierung in Bagdad. Nach der Operation „Desert 

Storm“ verbündeten sich die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frankreich und beteiligten 

sich an der Operation „Provide Comfort II“, die eine Flugverbotszone über den kurdischen Gebie-

ten im Nordirak einrichtete und die lokale Bevölkerung vor einem Angriff durch Saddam Husseins 
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Regierung schützen sollte (Romano 2010). Diese relative Sicherheit ermöglichte es der KRI, sich als 

quasi-Staat zweier lokaler Parteien zu festigen. Die Gouvernements von Dohuk und Erbil im 

Nordwesten sind von der Demokratischen Partei Kurdistans (KDP), gegründet von Mustafa Barzani 

im Jahr 1946, dominiert. Im Südosten wird das Gouvernement Sulaimani von der Patriotischen 

Union Kurdistan (PUK) regiert, die von Jalal Talabani gegründet wurde. Seit dem Aufstieg der KRI 

im Jahr 1992 haben die beiden politischen Parteien eigene Medienorganisationen gegründet, um 

jeweils ihre eigene Popularität auszubauen. Der hier präsentierte Forschungsstand befasst sich 

mit kurdischen Medien aus verschiedenen Blickwinkeln, wobei die Literatur nicht auf den Irak 

beschränkt ist, sondern sich auch auf die anderen Länder, in denen KurdInnen leben, darunter die 

Türkei, der Iran und Syrien, erstreckt.  

In einer Sonderausgabe mit dem Titel „Kurdische Medien und Kultur im Wandel im Nahen 

Osten“, veröffentlicht im Middle East Journal of Culture and Communication im Jahr 2016, boten 

die Mitwirkenden eine vielfältige Perspektive auf die Gegenwart kurdischer Medien und kulturel-

ler Produktionen. Özlem Belçim Galip deckt in ihrer Studie zur nationalen Identität in kurdischen 

Romanen ein breites Spektrum von Gemeinschaften sowie soziopolitischen Kontexten ab (ver-

schiedene Teile Kurdistans, die Diaspora und Sowjet-Armenien). Narrative von verschiedenen 

kurdischen SchriftstellerInnen wurden hierbei auf die Ideen von „Heimat“ und die Produktion von 

geografischen Karten Kurdistans untersucht. Francesco Marilungos Artikel über das Bild der kurdi-

schen Stadt Diyarbakir in der Fernsehserie „Der Sultan“ enthüllt eine völlig andere Reihe von Vor-

stellungen kurdischer Identität. Seine Studie untersucht, wie selektive Darstellungen kurdischer 

Kultur in der türkischen Mainstream-Fernsehproduktion sich auf einige bemerkenswerte Entwick-

lungen wie die Entpolitisierung der Stadt beziehen, die Diyarbakir eher in einen touristischen Fo-

kus rücken. Mari Toivanen und Bahar Baser studieren eine andere Form der Medienrepräsentati-

on, die beeinflusst, wie KurdInnen als „Andere“ gesehen werden. Sie untersuchen Dimensionen 

des Geschlechts anhand dessen, wie kurdische KämpferInnen, insbesondere die weiblichen Kämp-

ferinnen der Yekineyen Parastina Jin (Frauenverteidigungseinheit), in britischen und französischen 

Zeitungen gerahmt werden. Ihre Studie deckt eine Reihe von Darstellungen auf, die im Zusam-

menhang des Kampfes gegen den Islamischen Staat religiöse Stereotype sowie orientalistische 

Geschlechterrollen nutzen. Eine weitere Forschungsarbeit ist die von Janroj Keles, der 

Diasporagemeinschaften untersuchte. Er erforscht die Art und Weise, wie virtuelle Gemeinschaf-

ten Möglichkeiten zur Verbesserung sozialer Organisationen bieten und Diaspora-KurdInnen hilft, 

Probleme in den Aufnahmegesellschaften zu überwinden. In einer aktuellen Untersuchung erkun-

den Yazan Badran und Enrico De Angelis die neue kurdische Medienlandschaft, die seit dem Auf-

stand 2011 in Syrien aufgekommen ist. Syrien und insbesondere Rojava (die historisch von 

KurdInnen bewohnten nordsyrischen Regionen) haben eine völlig neue Medienlandschaft aufge-



 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 85 

baut, in der sich neuartige Formen des kurdischen Journalismus etabliert und in einer multikultu-

rellen Gesellschaft entwickelt haben. Ihre Studie zeigt, dass eine pan-kurdische Idee nicht unbe-

dingt der beste Weg ist, um nachhaltige kurdische Medieninstitutionen in der Region zu fördern. 

Bahar Simsek befasst sich mit dem Kino, einem Schlüsselmedium für Selbstreflexivität und 

Selbstidentifikation, in der aktuellen kurdischen Kulturlandschaft. In einer Untersuchung dreier 

kurdischer Filme beschreibt sie Ton und Stimme des kurdischen Kinos als Subjektivierungsbereich, 

der das kollektive Gedächtnis transformiert und Konflikt und Trauma transzendiert (Smets und 

Sengül 2016). 

Jaffer Sheyholislami betont zudem die Rolle von Kommunikation im Vereinigungsprozess 

des kurdischen Volkes, über geografische und politische Grenzen hinweg. Während KurdInnen 

zunehmend Zugang zu Kommunikationsplattformen gefunden haben, haben sie einen Prozess der 

nationalen Vereinigung erlebt, der ihnen dennoch erlaubt, ihre multiplen Identitäten auszuleben. 

Obwohl Sheyholislami argumentiert, dass neue Medien und digitale Kommunikationstechnologien 

bahnbrechende Werkzeuge in der Konsolidierung und Entwicklung der kurdischen Identität sind, 

stellt er zugleich die Grenzen dieser Technologien fest. Er stellt beispielsweise dar, dass Faktoren 

wie Medieneigentum und politische Interessen Zensur begünstigen, ideologische Rahmungen 

hervorbringen und somit das Verständnis des Publikums für bestimmte Geschehnisse beeinflus-

sen können (Sheyholislami 2011). Das Entstehen politisch orientierter Medien begann mit der 

Gründung der KRI im Jahr 1992, als die beiden dominierenden Parteien begannen, Parteimedien 

anstatt nationaler Medien zu unterstützen (Bali 2016). In der Region Kurdistan kontrollieren KDP 

und PUK die größten Medienunternehmen. Daher ist die Dichotomie des Framings beider Partei-

en und deren Medienunternehmen im Fall des Verlustes der umstrittenen Gebiete eine Analyse 

wert. Während das kurdische Volk durchaus starke gemeinsame Ideen und Emotionen über die 

Bedeutung von „Kurdistan” und „Kurdayeti” teilt, die durch gemeinsame Unterdrückung und ge-

nozidiale Erfahrung beeinflusst wurden, existieren die Spaltungen zwischen den Parteien jedoch 

weiterhin. Die internen Feindschaften und das gegenseitige Misstrauen nach Jahren des internen 

Kampfes, besonders in der Zeit der Gründung der Region Kurdistan, bringt mit sich, dass Framing-

Mustern ein sehr nahrhafter Boden geboten wird. 

In der vorliegenden Studie folgen wir van Gorps Herangehensweise an das Zusammen-

spiel von Kultur und Framing, das wir im Kontext des gemeinsamen Verständnisses von 

„Kurdayeti“ anwenden. Zwar gab es tatsächlich Medienberichte, die die Humanisierung von 

Peshmerga und zivilen Verlusten betonten, der Inhalt folgte jedoch einem allgemeinen Patriotis-

mus-Frame, der verwendet wurde, um negative Wahrnehmungen der PUK zu ihren territorialen 

Verlusten zu beeinflussen. Die Hypothese dieses Artikels lautet daher, dass Rudaw Humanisierung 

oder Emotionalisierung verwendet hat, wenn sie dem eigenen Narrativ dienen und Gefühle auslö-
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sen, die tief verwurzelt im Gefühl von „Kurdayeti“ in der kurdischen Bevölkerung sind. Außerdem 

wurde die Berichterstattung des Verlusts der umstrittenen KDP-Gebiete neutraler gestaltet, wäh-

rend die Berichte über den Verlust von PUK-Gebieten stärker emotionalisiert wurden. 

 

Das Medienunternehmen Rudaw 

Rudaw ist ein kurdischer Nachrichtensender, der in der Stadt Erbil, der Hauptstadt der Re-

gion Kurdistan im Irak, mit HD-Videotechnologie auf den Satelliten Nilesat, Türksat und Hot Bird 

ausgestrahlt wird. Rudaw deckt Nachrichten aus allen Teilen Kurdistans mit den wichtigsten kurdi-

schen Dialekten (Sorani und Kurmanci) ab. Der Sender hat zudem ein breites Korrespondenten-

netz auf der ganzen Welt. Rudaw ist die größte Institution in der Geschichte der kurdischen Medi-

en. Mit ihrer fortschrittlichen Technologie, ausländischer Expertise sowie visueller, akustischer 

und schriftlicher Berichterstattung hat es Rudaw geschafft, sich weit zu verbreiten. Das Medien-

geschäft von Rudaw ist eines der Schattenunternehmen der KDP beziehungsweise von Nechirvan 

Barzani, dem stellvertretenden Präsidenten der KDP und derzeitigem Ministerpräsident der Kur-

distan-Regionalregierung (KRG). Rudaw besitzt eine Wochenzeitung in Sorani, die eine Auflage 

von 3.000 Exemplaren hat, eine zweisprachige Website (Kurdisch und Englisch) und eine Kurman-

ci-Version der Zeitung, die in Europa veröffentlicht wird. Rudaw hat ein großes Budget, welches 

von der Regionalregierung Kurdistans zur Verfügung gestellt wird (Chomani 2012). Die Unterstüt-

zung von Rudaw durch die Regierung rührt aus der Tatsache, dass PUK-Mitglied Dr. Barham Salih 

zwei Jahre lang Ministerpräsident der KRG war. Er hat die Budgets vieler Medienunternehmen 

gekürzt, Rudaw aber vor Kürzungen bewahrt. Noreldin Waisy, der Herausgeber und Gründer von 

Rudaw, trat nach mehr als fünf Jahren wegen Vorwürfen der Korruption und Einmischung durch 

die KDP und Nechirvan Barzanis Büro in Rudaws zurück. In einem Interview mit der Zeitung 

Hawlati gab Waisy zu, dass Rudaw zu Nechirvan Barzani gehört und dass dieser manchmal dem 

Herausgeber von Rudaw, Ako Muhammed, den Auftrag gibt, bestimmte Artikel, die ihn und die 

KDP begünstigen, zu veröffentlichen. 

 

Umstrittene Gebiete 

Der Begriff der umstrittenen Gebiete wurde vor allem von den Irakern nach der US-

Invasion 2003 verwendet. Das Komitee zur Umsetzung von Artikel 140 und der Verfassung der 

Republik Irak definiert die umstrittenen Gebiete des Irak als diejenigen, die demografischem 

Wandel und der Arabisierungspolitik des vorherigen Regimes ab 1968 bis zu dessen Ende durch 

die USA ausgesetzt waren (ICG 2007). Die umstrittenen Gebiete beinhalten verschiedene Städte 

im Norden und im Osten des Irak, darunter die Gouvernements Kirkuk, Salahaddin, Niniveh, Diya-
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la und Wasit. Die Basis für die Lösung des irakischen territorialen Kampfes sollte theoretisch so-

wohl in der Übergangsverfassung von 2004 sowie der permanenten Verfassung von 2005 zu fin-

den sein. Artikel 58 der Übergangsverfassung stellt fest:  

„Die irakische Übergangsregierung und die Kommission für irakische Besitzansprüche sowie andere 

relevante Institutionen sind dazu verpflichtet, gründlich zu handeln und Maßnahmen zu ergreifen, 

um die Ungerechtigkeit zu beheben, die durch das vorherige Regime und dessen Änderungsprakti-

ken am demografischen Charakter bestimmter Regionen, Kirkuk mit eingeschlossen, durch ge-

zwungene Migration aus der Region heraus, Ansiedlung von Fremden in die Region hinein und da-

mit die Deprivation der Einwohner sowie deren Arbeits- und Statuslosigkeit, ausgelöst wurden. Um 

diese Ungerechtigkeit zu beheben, sollen folgende Schritte eingeleitet werden: 

(1) In Bezug auf Bevölkerungsgruppen, die deportiert, ausgewiesen wurden oder ausgewandert 

sind: nach Maßgabe des Gesetzes der irakischen Kommission für Eigentumsansprüche und anderer 

gesetzlicher Maßnahmen werden die Bewohner innerhalb einer angemessenen Frist in ihre Häuser 

und ihr Eigentum zurückversetzt oder, falls dies nicht möglich ist, eine gerechte Entschädigung er-

halten. 

(2) In Bezug auf die Personen, die neu in bestimmte Regionen und Gebiete eingeführt wurden, 

handelt sie gemäß Artikel 10 des Statuts der irakischen Kommission für Eigentumsansprüche, um 

sicherzustellen, dass diese Personen neu angesiedelt werden, vom Staat eine Entschädigung erhal-

ten oder neues Land vom Staat erhalten können, das in der Nähe ihres Wohnsitzes in dem Govern-

orat ist, aus dem sie gekommen sind, oder möglicherweise eine Entschädigung für die Kosten für 

den Umzug in solche Gebiete erhalten. 

(3) Sie fördert neue Beschäftigungsmöglichkeiten in den Gebieten für diejenigen Personen, denen 

eine Beschäftigung oder andere Unterstützungsmittel genommen wurden. 

(4) In Bezug auf die Berichtigung der Staatsangehörigkeit sollten alle einschlägigen Erlasse aufge-

hoben werden, und die Betroffenen sollten das Recht haben, ihre eigene nationale Identität und 

ethnische Zugehörigkeit ohne Nötigung und Zwang festzustellen.“ (Iraqi Governing Council, 2004) 

Dieser Artikel wurde in der Verfassung von 2005 durch Artikel 140 ersetzt. Dieser hat an-

geordnet, dass die Exekutive ein Referendum über den Status von Kirkuk und anderen umstritte-

nen Bereichen abhalten muss, um festzustellen, ob sie Teil der KRG sein sollten oder ein nicht-

regionalisiertes Gouvernementsystem werden sollen (Constitution of Iraq 2005). Das Referendum 

sollte bis Dezember 2007 abgehalten werden. Die nachfolgenden irakischen Regierungen setzten 

das Referendum nicht um und die Gebiete wurden gemeinsam von kurdischen und irakischen 

Truppen verwaltet. Mit dem Aufstieg des Islamischen Staates im Jahr 2014 und den Angriffen auf 

irakische Streitkräfte fielen die umstrittenen Gebiete in die Hände der KurdInnen und blieben bis 
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zum 16. Oktober 2017 unter ihrer Kontrolle. Die KRG hielt am 25. September des Jahres einseitig 

ein Referendum über die Frage der Unabhängigkeit ab, die umstrittenen Gebiete wurden dabei 

mit in das Referendum einbezogen. Dies hat militärische Angriffe der irakischen Regierung ausge-

löst, die diese Gebiete von den KurdInnen im Oktober 2017 zurückeroberten. Wie bereits erwähnt, 

sind die umstrittenen Gebiete in zwei Zonen zwischen PUK und KDP aufgeteilt. Erstere ist eine 

dominante Partei in Kirkuk, den östlichen Teilen von Salahaddin und des Diyala Gouvernements. 

Letztere ist eine dominante Kraft in den westlichen Teilen von Salahaddin und im Norden von 

Ninive. Im Anschluss an diesen theoretischen und tagespolitischen Teil wird nun das Framing-

Konzept auf den kurdischen Fall angewandt. Es wird gezeigt, wie Rudaw im Falle der Ereignisse in 

den umstrittenen Gebieten zwischen Bagdad und Erbil unterschiedliche Framings bot, je nachdem, 

ob sie KDP- oder PUK-kontrollierte Bereiche in ihren Berichten behandelten. Wir zeigen, wie Wor-

te, Symbole und ein größerer kurdischer Habitus im Sinne eines gemeinsamen Reaktionsmusters 

auf bestimmte Problematiken genutzt wurden und Rudaw dabei geholfen haben, zwei verschie-

dene Narrative zu schaffen: ein emotionales und ein neutrales. 

 

Methodik 

In diesem Abschnitt werden wir die Berichterstattung von Rudaw über die Rückeroberung 

der umstrittenen Gebiete durch die irakischen Sicherheitskräfte betrachten und bestimmen, ob 

der Kanal die Rückkehr der irakischen Streitkräfte und der PMF neutral wiedergab oder nicht. 

Zusätzlich werden die Motivationen und Reaktionen erläutert, die durch die Beobachtung solch 

einer Berichterstattung in der Bevölkerung erzeugt werden. Um einen klaren Einblick in die Fra-

ming-Strategien von Rudaw für jeden Teil der umstrittenen Gebiete unter KDP- und PUK-

Verwaltung zu erhalten, führten wir eine quantitative Inhaltsanalyse zur Untersuchung von 128 

Nachrichten durch, die vom 16. bis zum 21. Oktober 2017 auf der Sorani-sprachigen Internetseite 

von Rudaw veröffentlicht wurden. Die Inhaltsanalyse kann auf verschiedene schriftliche Texte 

angewendet werden wie Reden, Dokumente, Nachrichten und Artikel, ob digital oder in Druckver-

sion. Die quantitative Inhaltsanalyse kann als systematische Technik dafür definiert werden, wie 

welche Wörter und Erzählungen in ausgewählten Reden, Dokumenten, und Nachrichten aufkom-

men (CIA 1999). Berelson bezeichnet die Inhaltsanalyse als wesentliche quantitative und qualitati-

ve Methode und Holsti hält sie für eine solide Technik zum systematischen Verständnis von 

Merkmalen, Geschichten und Inhalten (Berelson 1952; Holsti 1969). Hier konzentrieren wir uns 

bei der quantitativen Inhaltsanalyse auf den Inhalt bestimmter Kodierungen innerhalb eines Be-

richts. Dann werden die erhobenen Kodierungen qualitativ analysiert, um sich auf die Bedeutung 

und den Fokus zu konzentrieren, den der Inhalt der Narrative hat und durch Anwendung einer 

Rahmenanalyse festgestellt werden kann. Die Studie beschränkt sich in ihrer Inhaltsanalyse also 
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auf die Berichterstattung des kurdischen Fernsehsenders Rudaw in Bezug auf die Rückeroberung 

der umstrittenen Gebiete durch die irakische Regierung. Die Auswahl der Nachrichten wurde in 

drei Kategorien unterteilt und in Einklang mit den Hauptelementen und Säulen der Framing-

Analyse betrachtet. Wie in der folgenden Diskussion beleuchtet, standen die von der PUK kontrol-

lierten Gebiete 93 Mal im Mittelpunkt, während die KDP-Gebiete nur 35 Mal in unserer Auswahl 

von Geschichten erwähnt wurden. Desweiteren haben wir untersucht, wie die Berichterstattung 

von Rudaw die Verantwortung von Streitkräften und Parteien, die sich aus den umstrittenen Ge-

bieten zurückgezogen haben, einordneten. 

Die meisten Berichte behandelten das Gebiet rund um Kirkuk und der Inhalt der Artikel 

legt häufig nahe, dass PUK-Truppen verantwortlich für das Verlassen der Gebiete waren. Umge-

kehrt hatte es Rudaw im Allgemeinen versäumt, in den Nachrichten über KDP-Gebiete Begriffe zu 

verwenden, die auf die Verantwortung hinweisen, die die KDP für den Verlust der Gebiete trug. 

Berichte, die den Fokus auf die Kritik an den PUK-FührerInnen und ihren Peshmerga-

Kommandeuren legten, verwiesen häufig auf Verschwörungstheorien mit Bagdad und betonten 

dabei die Verantwortung der Talabani-Familie. Die vorliegende Arbeit analysiert fast einhundert 

Beiträge zu den von der PUK kontrollierten Gebieten, in denen die Frage der Verantwortung an-

gesprochen wurde. In den analysierten Beiträgen war das am häufigsten verwendete Frame das, 

welches der PUK sowie den Talabani-Familienmitgliedern und einzelnen PUK-KommandantInnen 

die Schuld zuweist. Im Gegensatz dazu berichtete weniger als ein Viertel aller Beiträge über KDP-

Gebiete und wenn, dann ohne bestimmte Parteien und Personen zur Verantwortung zu ziehen. 

Zudem haben wir nach humanisierenden Wörtern und Ausdrücken gesucht, die traditionell ver-

wendet wurden, um die kurdische Öffentlichkeit emotional zu mobilisieren. Wir beobachteten die 

emotionalen Ausdrücke, die Rudaw benutzte, um die verlorenen Gebiete abzudecken. Die häu-

figsten emotionalen Wörter, die Rudaw benutzte, betrafen auch hier die Verluste im PUK-Gebiet 

und fokussierten sich auf zwei Hauptaspekte: Verrat und Verschwörung. Dutzende emotionale 

Ausdrücke wurden von Rudaw in der Berichterstattung über die Ereignisse in Kirkuk, Tuz Khur-

matu und in anderen umstrittenen Gebieten verwendet. 

 

Das Framing der Geschehnisse vom 16. Oktober in den umstrittenen Gebieten 

 
In diesem Abschnitt wird die Theorie des Framings auf die Berichterstattung von Rudaw 

über die Ereignisse am und nach dem 16. Oktober angewendet, die als militärischer Angriff der 

irakischen Armee und den PMF starteten und die umstrittenen Gebiete der kurdischen Kontrolle 

entzogen. Unsere Inhaltsanalyse von 128 Rudaw-Texten, die während der Geschehnisse im Okto-

ber 2017 veröffentlicht wurden, wird einer qualitativen als auch einer quantitativen Betrachtung 

der allgemeinen Häufigkeit von Erwähnungen von Orten und bestimmten Begriffen in den Beiträ-



 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 90 

gen unterzogen. Die Analyse besteht aus vier konzeptionellen Schritten, die eine differenzierte 

Betrachtung der verschiedenen Frames ermöglichen. Jeder Schritt wird auf die jeweiligen Verant-

wortlichkeiten von sowohl KDP- als auch PUK-Bereichen angewendet, die in den Beiträgen ge-

nannt wurden. Obwohl Rudaw zwei Narrative gewählt hat, gibt es verschiedene Ansätze, um die 

Berichterstattung über die Geschehnisse in der PUK und der KDP zu gestalten. In den umstritte-

nen Gebieten waren die Geschehnisse objektiv im Wesentlichen auf beiden Seiten ähnlich. Die 

erste Ähnlichkeit besteht darin, dass sich sowohl PUK- als auch KDP-Peshmerga bei den Angriffen 

der irakischen Streitkräfte zurückgezogen haben. Die KRG erzielte eine Einigung mit der irakischen 

Regierung über die umkämpften Gebiete im Nordirak und willigte ein, die KRG-Streitkräfte aus 

den umstrittenen Gebieten zurückzuziehen (Southfront 2017). Zu diesem Zweck gab es bereits 

eine Koordinierung zwischen der PUK und der KDP einerseits und der irakischen Regierung ande-

rerseits, um alle kurdischen Truppen aus den umstrittenen Gebieten abzuziehen. Oberst Ryan 

Dillon, Sprecher der globalen Anti-IS-Koalition der USA, erklärte, es gebe eine gute Koordination 

zwischen den irakischen Streitkräften und den kurdischen Streitkräften, um die umstrittenen Ge-

biete unter föderale Kontrolle zu bringen (Rudaw 2017a). Als Ergebnis dessen haben PMF-Milizen 

und die irakische Armee Kirkuk-Stadt schnell zurückerobert und den internationalen Flughafen 

der Stadt, ein Ölfeld sowie die K1 (Kaywan)-Militärflugbasis im Nordwesten der Stadt unter ihre 

Kontrolle gebracht. Sie übernahmen zudem auch die Kontrolle über die Städte Tuz Khurmatu, 

Jalawla und Khanaqin. Gleichzeitig etablierten die Kräfte ihre Kontrolle über die Städte Sinjar, 

Altun-Kupri, Dibis, Tesqopa, Zumar und Makhmur sowie weitere strategische Punkte wie den Ra-

bia-Grenzübergang nach Syrien. Aus diesem Grund kann gesagt werden, dass der Rückzug der 

Peshmerga-Kräfte in Zusammenarbeit mit der irakischen Regierung geschehen ist. Zudem sieht 

die Organisationsstruktur beider Peshmerga-Gruppen gleich aus. Es ist wichtig, den Begriff der 

Peshmerga hierbei genau zu analysieren, wenn man diesen im Zusammenhang mit Rudaws Be-

richterstattung verstehen will. Der Begriff an sich ist neutral. Es ist derjenige Begriff, den die Ver-

fassung der Region Kurdistan nutzt, um ihre eigenen Streitkräfte zu beschreiben. Artikel 99 der 

irakischen Verfassung stellt fest, dass es nur eine Peshmerga-Kraft geben soll und diese der zent-

ralen Kontrolle der kurdischen Exekutive, namentlich des Regionalpräsidenten Kurdistans und 

seines Stellvertreter unterliegt, die wiederum von der Peshmerga-Befehlsführung beraten werden. 

In seiner Studie „The Security Forces of the Kurdistan Regional Government” beschreibt 

Ltd. Dennis P. Chapman (2009) die De-Facto-Machtstrukturen hinter den konstitutionellen Vorga-

ben. 
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Abbildung 1: Chapmann, 2009 

Es zeigt sich deutlich, dass die Machtstrukturen von KDP und PUK die Hauptquelle jegli-

cher Legitimation in Bezug auf die verschiedenen Sicherheitskräfte der KRG, vor allem der 

Peshmerga sind. Wenn also ein parteiisches Medienunternehmen wie Rudaw über Peshmerga 

spricht, meint es damit ausschließlich die Peshmerga der KDP, während PUK-Medien ausschließ-

lich PUK-Peshmerga meinen. Das Paradoxon ist, dass beide Seiten versuchen, eine solche allge-

meine Bezeichnung für sich zu beanspruchen. Folglich muss man zu dem Schluss kommen, dass 

beide Parteien ihre Kräfte auf unterschiedliche Weise organisieren. Im Falle der umstrittenen 

Gebiete ist es jedoch wichtig darauf hinzuweisen, dass diese nicht scharf zwischen PUK-Kräften 

und KDP-Kräften aufgeteilt waren, wenn es um die militärische Dominanz der jeweiligen Partei 

ging. Es gab in den umstrittenen Gebieten zwar eigene politische Machtsphären, militärisch je-

doch gab es Überschneidungen und auch einige gemeinsame Einheiten beider Truppen. In Kirkuk 

beispielsweise befanden sich neben einigen KDP-Truppen in der Stadt auch KDP-Einheiten im 

westlichen Teil von Kirkuk, wo sich die beiden größten Ölfelder von Bai Hassan und Havana befin-

den und unter KDP-Kontrolle standen. Die KDP hatte auch Peshmerga- und Asayish-Truppen18 in 

Tuz Khurmatu und Khanaqin. Zur gleichen Zeit gab es PUK-Peshmerga und Asayish-Kräfte in eini-

gen eigentlich KDP-kontrollierten umstrittenen Gebieten wie Makhmur und Sinjar. Deshalb zogen 

sich im Zuge der irakischen Truppen- und PMF-Großoffensive über mehrere Fronten sowohl PUK- 

als auch KDP-Peshmerga und -Asayish ohne größere Konfrontationen zurück. 

                                                           

18 Asayish-Truppen sind Sicherheitskräfte, die oft polizeiähnliche Aufgaben übernehmen 
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In geografischer und politischer Hinsicht wurden die umstrittenen Gebiete fast zu gleichen 

Teilen zwischen der KDP und der PUK aufgeteilt. Zum Beispiel dominierte die KDP sowohl den 

westlichen Teil von Kirkuk und die meisten umstrittenen Gebiete Mosuls politisch als auch militä-

risch. Daneben dominierte die PUK den Norden und die östlichen Teile von Kirkuk, Khanaqin und 

Jalawla in der Provinz Diyala sowie Tuz Khurmatu in der Provinz Salahaddin. Trotz der Koordinati-

on zwischen den kurdischen Parteien und Bagdad, um die irakischen Truppen in die umstrittenen 

Gebiete zurückkehren zu lassen, kam es zu Auseinandersetzungen zwischen den vorrückenden 

IrakerInnen und den KurdInnen, die viele Tote unter den Peshmerga-Truppen sowohl von PUK als 

auch von KDP mit sich gebracht haben. 

 

Inhaltsanalyse 

Die folgenden Tabellen geben einen ersten Überblick über die quantitative Verteilung von 

Artikeln zu den jeweiligen Bereichen. Während die PUK-Gebiete 93 Mal thematisiert wurden, 

wurden die KDP-Gebiete nur 35 Mal in unserem Sample erwähnt. Offensichtlich liegt der große 

Fokus auf Kirkuk, da der Konflikt dort begann und die Stadt die stärksten sozialen, historischen 

und politischen Verbindungen mit der Idee eines vereinten „Kurdistan“ oder dem Begriff der 

„Kurdayeti“ hat. Die Berichte über Tuz Khurmatu waren die zweithöchsten an der Zahl, da die dort 

geschehenen Menschenrechtsverletzungen große Aufmerksamkeit fanden und sogar zu einer 

ausführlichen Veröffentlichung von Human Rights Watch über die dortigen Ereignisse führte 

(HRW 2017) (Tabelle 1). Im Fall der KDP-Gebiete wurde die Stadt Prde (Altun Kupri) am meisten 

erwähnt. Es war das erste Gebiet unter KDP-Kontrolle, das von den irakischen Streitkräften und 

Hashd al-Shaabi (PMF) betreten wurde. Daher kann die hohe Anzahl von Erwähnungen mit den 

Bemühungen von Rudaw erklärt werden, auf die „Invasion“ zu reagieren, indem sie die Gescheh-

nisse ausführlich behandeln. Zum Zeitpunkt des Geschehens haben sie sogar einen Liveticker über 

die Vorfälle gestartet (Rudaw 2017r) (Tabelle 2). 
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Tabelle 1: Fokusbereiche in PUK-Gebieten 

 

 

 
 

Tabelle 2: Fokusbereiche in KDP-Gebieten 

 

PUK-Gebiete Häufigkeit von Artikeln Prozent 

Kirkuk 75 81 

Tuz Khurmatu 10 11 

Khanaqin 3 3 

Daquq 2 2 

Taqtaq 2 2 

Gulala 1 1 

Gesamt 93 100 

KDP-Gebiete Häufigkeit von Artikeln Prozent 

Prde (Altun Kupri) 16 45,71 

Sinjar 6 17 

Gwer/Makhmur 3 9 

Tel Sqaf 2 6 

Bai Hassan 2 6 

Rabia 1 3 

Basheek 1 3 

Khurmal 1 3 

Erbil 1 3 

Sheikhan und Khazr 1 3 

Zummar 1 3 

Gesamt 35 100 



 
 Dokumentation | KurdInnen und Öffentlichkeit | München 94 

Verantwortlichkeiten 

 Die dritte und die vierte Tabelle zeigen, welche Personen und Gruppen aus Sicht Rudaws 

für den Rückzug verantwortlich waren. Während in 54,73 % der Beiträge zu den PUK-Gebieten die 

PUK selbst verantwortlich gemacht wurde, wurden sie auch in knapp 50 % der Beiträge zu den 

KDP-Gebieten zur Verantwortung gezogen.  

Tabelle 3: Verantwortlichkeiten in PUK-Gebieten 

 

 

Tabelle 4: Verantwortlichkeiten in KDP-Gebieten 

 

 

PUK-Gebiete Wiederholungen Prozent 

Rückzug von PUK- Peshmerg-

akräften und PUK-

Führungsmitgliedern 

52 54,73 

Irakische Kräfte und PMF 27 28 

Iranische Kräfte 11 11,57 

Rückzug der Peshmerga 4 4 

Türkei 1 1 

Andere 1 1 

Gesamt 95 100 

   

KDP-Gebiete Wiederholungen Prozent 

Rückzug von PUK-Peshmerga-

kräften und Verschwörung 

9 47,36 

Angriffe der PMF 6 31,57 

HPE Sinjar 2 10,52 

Pasdaran (iran. Revolutions-

garden) 

2 10,52 

Gesamt 19 100 
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Wenn die PUK konspirativer Absprachen mit der irakischen Regierung beschuldigt wurde, 

betonte Rudaw oft die Talabani-Familie als Hauptführerin dieser Prozesse. Egal ob es Bafel Tala-

bani, der ältere Sohn des PUK-Gründers Jalal Talabani, sein Bruder Aras Talabani, seine Mutter 

Hero Ibrahim Ahmad oder andere Familienmitglieder waren: Das häufigste Narrativ Rudaws ist 

mit der Talabani-Familie verbunden, die das kurdische Volk heimlich verraten haben und hinter 

seinem Rücken mit Bagdad paktieren soll. Insgesamt sehen wir in 95 Beiträgen, die die umstritte-

nen PUK-Gebiete behandeln, die Thematisierung der Verantwortung der PUK. Umgekehrt wurde 

die Frage der Verantwortlichkeit in nur 19 Texten zu den KDP-Gebieten erwähnt. Ein Blick auf die 

anderen verantwortlichen AkteurInnen aus Rudaws Sicht zeigt, dass es zwei Hauptkonzepte eines 

Feindes gibt. Beim ersten handelt es sich hauptsächlich um die irakischen Truppen und um den 

Iran, also um Bagdads Politik und die militärischen UnterstützerInnen dieser. Dieses Bild des 

„fremden Feindes“ ist in diesem Fall klar und bringt auch eine verschwörerische Nuance mit sich, 

da die Vorwürfe der Einmischung offensichtlich sind. Das Bild einer schiitischen Achse mit einer 

schiitischen Dachorganisation dahinter wird verstärkt, sodass diese Art von Feindbild eine stärke-

re emotionale Komponente erhält. Das zweite Konzept eines Feindes hat sich zusammen mit der 

KDP entwickelt und sich aus deren Besetzung von Sinjar und den Niniveh-Ebenen ergeben: das 

Bild von den EzidInnen als BetrügerInnen und untreue KurdInnen. Während des vom sogenannten 

Islamischen Staat durchgeführten Genozids wurde international Aufmerksamkeit für den Fall der 

religiösen Minderheit im Nordirak erregt, wobei weniger Aufmerksamkeit darauf verwendet wur-

de, wie EzidInnen bereits die letzten 30 Jahre in einer komplizierten Beziehung mit den KurdInnen 

standen. Obwohl sie Kurdisch sprechen, wurden sie oft nicht als KurdInnen betrachtet. Gleichzei-

tig wurden ezidische Identitätsbestrebungen als anti-kurdisch angesehen. Sie waren keine Musli-

mInnen und wurden daher immer weiter von der kurdischen Gemeinschaft isoliert. Hier sind die 

zahlreichen genozidalen Angriffe zu erwähnen, die oft mit kurdischer Hilfe oder auch durch allei-

nige kurdische Schuld gegen die EzidInnen durchgeführt wurden. Dies hat sich zutiefst im kol-

lektiven Gedächtnis dieser Gemeinschaft eingebrannt. Die KDP engagierte sich zwar stark für die-

se Bevölkerungsgruppe und ihre Integration in die kurdische Gemeinschaft, doch aufgrund ihrer 

Isolation und ihrer unterschiedlichen Überzeugungen wurde sie oft von keiner Seite akzeptiert: 

weder von der kurdischen noch von der arabischen. Diese Situation begünstigt das Narrativ der 

EzidInnen als eine isolierte Gemeinschaft, die angeblich die sunnitisch-kurdische Mehrheit durch 

Verschwörung mit den PMF verraten habe. Die Tatsache, dass die ezidischen Streitkräfte nur in 

den KDP-Gebieten verantwortlich gemacht werden, ist darauf zurückzuführen, dass die ezidische 

Bevölkerung nur dort lebt und dass sie ihren politischen Einfluss in diesen Gebieten nach 2003 

erheblich ausgebaut hatte (Spät 2017). Wie Sebastian Maisel (2008) anmerkt, fungierte die KDP 

als führende politische Partei von Masud Barzani als Investor, Arbeitgeber und Beschützer der 
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Gemeinschaft. Viele junge EzidInnen hatten durch den militärischen Apparat der Partei ihre einzi-

ge Einkommensquelle. Allgemein sind die BewohnerInnen jedoch auch vor dem Einmarsch des 

Islamischen Staates wegen des langsamen Prozesses der Stabilisierung und des Wiederaufbaus 

der ezidischen Gebiete frustriert gewesen. Eine flüchtige Analyse der Ereignisse, die zur Kontrolle 

der irakischen Streitkräfte über die umstrittenen Gebiete im Oktober 2017 geführt haben, zeigt, 

dass die Berichterstattung von Rudaw über Verantwortlichkeiten in diesen Gebieten nicht korrekt 

ist. Bis zu den Ereignissen vom 16. Oktober 2017 hatte die KDP ihre militärische Präsenz in Kirkuk 

und anderen von der PUK kontrollierten umstrittenen Territorien zurückgezogen, wobei Rudaw 

das nicht als Verrat bezeichnet hatte. Tatsächlich wurden der Verlust von umstrittenen Territorien 

und der Rückzug durch die KDP als Konsequenz des Abzugs der PUK-Truppen aus Kirkuk und ande-

ren Gebieten dargestellt. Während des Verlustes von Gebieten, die zur KDP gehörten, interviewte 

Rudaw den Kommandanten der Gwer-Makhmur-Front, Sirwan Barzani, wobei dieser behauptete, 

der KDP-Rückzug sei die Folge und die Schuld der PUK und ihrer Fehler gewesen: „Was geschah 

und was einige Leute in Kirkuk taten, beeinflusste alle zuvor gemachten Pläne, was zum einen zu 

einem Hoffnungsverlust unter den Menschen führte und zum anderen die Peshmerga zum Rück-

zug zwang“ (Rudaw 2017b). Darüber hinaus erklärte Rudaw, dass „der Abzug der PUK-Truppen in 

Kirkuk, Khurmatu und Daquq die PMF und die irakischen Streitkräfte ermutigt hatten, vorzurücken 

und zur Kontrolle aller umstrittenen Gebiete führte“ (Rudaw 2017c). Zusätzlich wurde der Rück-

zug von Peshmerga in Sinjar als „Ergebnis einer Vereinbarung“ zwischen den Ezidi-Peshmerga 

(Ezidkhan Defense Units - HPE), angeführt von Haider Shesho, und einer Untergruppe der 

PMF“ bezeichnet (Rudaw 2017d). Tatsächlich waren es jedoch die KDP-Kräfte, die sich seit 2014 

zweimal aus Sinjar zurückgezogen hatten (ANF 2017; Qashqayee 2017). 

Der Rückzug der KDP aus den umstrittenen Gebieten wurde als Zustimmung der KRG zum 

bilateralen Abkommen mit der irakischen Regierung gesehen. Sirwan Barzani sagte Rudaw, dass 

„die Peshmerga-Truppen sich in Abstimmung mit den irakischen Truppen aus dem Gebiet von 

Makhmur zurückziehen und ihr Hauptquartier an die Amerikaner übergeben werden“ (Rudaw 

2017c). Ebenso erklärte der Medienbeauftragte des Peshmerga-Ministeriums: „Die geografischen 

Grenzen zwischen den kurdischen und den irakischen Gebieten werden sich so gestalten, wie es 

vor Beginn der Befreiung von Mosul am 17. Oktober 2016 war“ (Rudaw 2017e). Die Tatsache, dass 

die meisten Peshmerga-Kommandeure in den KDP-kontrollierten Gebieten zu den Familienange-

hörigen des Barzani-Klans und der politischen Führung der KDP gehörten, wurde in Rudaws Be-

richterstattung vollständig ignoriert. Zum Beispiel war Sirwan Barzani ein Kommandeur der Gwer-

Makhmur-Front, Kamal Kirkuki war der Kommandant der Westfront von Kirkuk und andere 

Barzani-Familienmitglieder waren Kommandanten der Westfront am Tigris. Die Verantwortung 

schiebt Rudaw hingegen vielen anderen zu, darunter den PUK-Truppen, den ezidischen HPE-
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Truppen und Talabanis Neffen. Diese Beispiele zeigen, wie weit Rudaws Rahmung politisch vor-

eingenommen in Bezug auf den Verlust der umstrittenen Gebiete war. Darüber hinaus benutzte 

Rudaw in seiner Berichterstattung die Terminologie der „Peshmerga-Kräfte“ exklusiv für die Kräf-

te, die unter der Kontrolle der KDP standen. Ein Teil der Peshmerga-Truppen, die sich in diesen 

Gebieten befanden und die Kontrolle über sie verloren haben, waren jedoch nicht Peshmerga-

Streitkräfte, sondern auch zum Beispiel die Zeravani-Streitkräfte, die Asayish, sowie Anti-Terror 

Einheiten. 

 

Emotionale Begriffe 

Dieser Schritt der Analyse beleuchtet den wichtigsten Aspekt des Medienframings in Ro-

bert Entmans Theorie: den Einsatz von Emotionen und Empathie (Entman, 2014, S. 37f). Die emo-

tionalisierenden Begriffe und Erzählungen Rudaws zur Berichterstattung über den Verlust umstrit-

tener Gebiete im PUK-Gebiet betrifft zwei Hauptaspekte: Verrat und Verschwörung. Die Bedeu-

tung eines Begriffs wie „Verrat“ ist klar. Wenn es um KurdInnen geht, ist es einer der am häufigs-

ten verwendeten Sprüche eines betrogenen Volkes. Das Narrativ eines Volkes, das immer wieder 

getäuscht wird, ist tragisch, aber auch äußerst fesselnd.  Es baut eine bestimmte Identität und 

einen gewissen Bezug innerhalb der kollektiven Identität der KurdInnen auf und wird durch Ru-

daw als Erinnerung an das kurdische Publikum weitergeleitet. Rudaw verwendete dieses Narrativ 

in seinen Berichten im Wissen über ihre Effekte in diesem kollektiven Gedächtnis.  In der Bericht-

erstattung über die PUK-Gebiete meldete Rudaw, dass es eine Vereinbarung zwischen den PUK-

Vertretern und der PMF gemeinsam mit den iranischen Streitkräften gäbe, um Kirkuk und andere 

umstrittene Gebiete zurückzuerobern. Das bedeutet, dass Rudaw zeigte, dass die PUK absichtlich 

und in Übereinstimmung mit äußeren Kräften zum Rückzug übergegangen ist. Begriffe wie „Ver-

schwörung“ von bestimmten Personen und Kräften, die in den Gebieten verantwortlich waren, 

wurden häufig eingesetzt (Rudaw 2017f, 2017g). Die genannten Kräfte waren beispielsweise 

„PUK-Peshmerga“, „Talabani-Familienmitglieder“, PUK-BeamtInnen und KommandeurInnen, ins-

besondere Scheich Jafar Mustafa, der Kommandeur der Einheit 70 der Peshmerga-Streitkräfte ist, 

und einige Führungsmitglieder der Bodentruppen der PUK in Kirkuk (Rudaw 2017h, 2017i). Histo-

risch ist die Annahme einer Iran-PUK-Verschwörung entscheidend. Sie ist einer der wichtigsten 

Vorwürfe, dem sich die PUK bis heute stellen muss, wann immer sie einer innerkurdischen oder 

irakischen Auseinandersetzung gegenüberstand. Einige Quellen gehen sogar so weit zu sagen, 

dass der Genozid von Halabja nur wegen der Kollaboration von PUK-Peshmerga und den irani-

schen „Pasdaran“ (Revolutionsgarden) geschah, um dem Iran gegen den gemeinsamen Feind Sad-

dam Hussein zu helfen (McDowall 2004; Yildiz 2007). Rudaw fütterte diese verschwörerische Er-

zählung, indem sie die Führung der iranischen Revolutionsgarden unter Qasem Soleimani und die 
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irakischen Streitkräfte zusammen mit den PMF „des gemeinsamen Angriffs auf Kirkuk“ bezichtigte 

(Rudaw 2017j). Rudaw hat das als Ergebnis einer „koordinierten Vereinbarung zwischen der PUK, 

den Iranern und der irakischen Regierung, um die Stadt zurückzuerobern“ dargestellt (Rudaw 

2017j). Nach Rudaw trafen die „PUK und die Familienmitglieder des Talabani-Clans“, insbesondere 

Bafel Talabani, am 15. Oktober 2017 eine Vereinbarung mit Hadi Al-Amiri, dem Oberbefehlshaber 

der PMF, um Kirkuk der Kontrolle der Zentralregierung ohne militärischen Konflikt zu übergeben 

(Rudaw 2017k, 2017l). Es besteht kein Zweifel, dass es zwischen der PUK und dem Iran in der Ver-

gangenheit und Gegenwart Kontakte gegeben hat, aber der Unterton solcher Anschuldigungen 

spiegelt die Versuche der KDP wieder, die PUK politisch in einem schlechten Licht dastehen zu 

lassen. Wie wir sehen werden, verwendet Rudaw mehr realpolitische Begriffe, wenn es die Be-

richterstattung von der Zusammenarbeit zwischen KDP und Ankara oder KDP und Bagdad geht. 

Darüber hinaus erweiterte Rudaw seine verfälschte Berichterstattung durch die Ansicht, dass die 

Amerikaner grünes Licht für das Referendum gegeben hätten (Rudaw 2017m). Dementsprechend 

„befahl Talabani den PUK-Truppen, sich aus Kirkuk zurückzuziehen“ (Rudaw 2017g). Anschließend 

ließ Rudaw ein Dokument durchsickern, das angeblich eine Kopie einer Vereinbarung zwischen 

Talabani und Al-Amiri war, obwohl keiner der Talabani-Familie für die Peshmerga-Truppen ver-

antwortlich war (Rudaw 2017n). 

Begriffe Wiederholungen Prozent 

Kampfloser Rückzug eines Teils der PUK-Kräfte und Über-

einstimmung zum Rück-zug 

22 19,13 

Betrug und Verrat von Kirkuk und den KurdInnen 25 21,73 

Kriegsverbrechen 18 15,65 

Zerstörung und Zerstreuung von ZivilistInnen 15 13 

Aufstand der Bevölkerung und Verteidigung 10 8,69 

Rache der KurdInnen 8 7 

Demütigung von kurdischen Symbolen 8 7 

Verschwörung gegen das kurdische Volk 4 3 

Verletzung der Rechte der KurdInnen 2 1,73 

Flucht 1 0,86 

Provozieren internationaler Empörung 1 0,86 

Gegenangriffe durch die Zeravani 1 0,86 

Gesamt 115 100 

 

Tabelle 5: Emotionale Begriffe in PUK-Gebieten 
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So formte Rudaw die PUK als „Verräter, die Kirkuk verkauften“ und die umstrittenen Ge-

biete aufgaben, und zeigte eine große Menge an Videos, in denen PUK-Peshmerga ihr Hauptquar-

tier verließen, sich zurückzogen und von der Front „ohne unter militärischem Druck zu ste-

hen“ flohen (Rudaw, 2017o; 2017p; 2017q). Folglich beschrieb Rudaw die Peshmerga-Kräfte in 

den von der PUK kontrollierten umstrittenen Gebieten als „PUK-Peshmerga“ oder „PUK-

Truppen“ und betont dadurch ihre Parteizugehörigkeit (Rudaw, 2017f) (Tabelle 5). Umgekehrt 

wurden in den Gebieten der KDP solche Anschuldigungen nicht geäußert. Die Rudaw-

Berichterstattung über die Ereignisse in Kirkuk verwendete verschiedene emotionale Ausdrücke, 

die nie in Bezug auf die Ereignisse in von der KDP kontrollierten Gebieten erwähnt wurden. Ru-

daw verwendete Ausdrücke, die leicht das öffentliche Ressentiment gegen die PUK unterfüttern 

konnten. Die von Rudaw verwendeten Begriffe sind beispielsweise: Invasion von Kirkuk, Verlet-

zung von kurdischen Rechten, Angriffe auf die Bevölkerung und Kriegserklärung gegen die KurdIn-

nen, Rache an der Bevölkerung von Kirkuk, Enthauptung von Peshmerga, das Schänden von Lei-

chen kurdischer Märtyrer auf der Straße, geplünderte und verbrannte kurdische Häuser, das Ver-

bot für kurdische Beamte, auf Kurdisch zu sprechen, die Vertreibung einer großen Anzahl von 

Bürgern, die Trennung von Frauen und Männern sowie das Verbrennen von kurdischen Bannern 

bis hin zu einem Völkermord gegen das kurdische Volk (Tabelle 5). Als es jedoch um die von KDP 

verlorenen umstrittenen Gebiete ging, benutzte Rudaw Begriffe wie die Flucht von Tausenden 

von Christen, Vertreibung, Vergewaltigung und Belästigung von Frauen sowie Angriff auf die 

Peshmerga, um den Angriffen dort eine defensive Inszenierung zu geben.  

Begriffe Wiederholungen Prozent 

Verteidigung durch Peshmerga-Kräfte (KDP Kräfte) 10 36 

Zerstörung und Zerstreuung von ZivilistInnen 6 21 

Kriegsverbrechen 5 18 

Verrat von Kirkuk und den KurdInnen 3 11 

Rache der KurdInnen 2 7 

Erniedrigung kurdischer Symbole 2 7 

Gesamt 28 100 

 

Tabelle 6: Emotionale Begriffe in KDP-Gebieten 

Durch die Betonung der Verluste und des Leidens der Opfer lenkte Rudaw eindeutig den 

Fokus ab, der sonst auf die Taten der KDP-Peshmerga gerichtet wäre. Vor allem in Bezug auf reli-

giöse Minderheiten und die gezielte sexuelle Kriegsführung gegen Frauen hoffte Rudaw wahr-

scheinlich, Erinnerungen an die Tage im August 2014 zu wecken, als viele christliche und ezidische 
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Gebiete gewalttätig von Kräften des Islamischen Staats eingenommen und zahlreiche ZivilistInnen 

getötet wurden. Diese politisch voreingenommenen Frames der beiden Ereignisse haben Einfluss 

auf die öffentliche Meinung und führen gezielt zu bestimmten wahrgenommenen Verantwortlich-

keiten für Ereignisse. Dies kann auch dazu beitragen, dass die Öffentlichkeit die PUK hasst und das 

Gefühl hat, dass die PUK die einzige Partei war, die hier Verrat begangen hat. 

 

Neutrale Begriffe 

Ein Vergleich der emotionalen Begriffe mit neutraleren Begriffen kann ebenfalls Rudaws 

tendenziöse Berichterstattung deutlich machen. Wir sehen insgesamt, dass Rudaw in wenigen 

Artikeln auf neutrale Weise berichtete. Wo diese jedoch verwendet wurden, war öfter von KDP-

Gebieten die Rede.  

Begriffe Wiederholungen Prozent 

Widerstand der Peshmerga 7 78 

Hohe Moral der Peshmerga 1 11 

Mitglieder des Rats von Kirkuk haben Stadt verlas-

sen 

1 11 

Gesamt 9 100 

 

Tabelle 7: Neutrale Begriffe in PUK-Gebieten 

Das kann teilweise mit dem Blick auf die Entwicklung der Problematik zwischen KDP und 

PUK während der Kirkuk-Krise erklärt werden. Als erste Gerüchte verbreiten wurden, dass Kirkuk 

bald von der irakischen Armee angegriffen werden könnte, berichteten kurdische Kanäle in einem 

Narrativ, das Einheimische und KurdInnen überall im Land dazu aufforderte, ruhig zu bleiben.  

Begriffe Wiederholungen Prozent 

Verteidigung durch Peshmerga-Kräfte und Bereit-

schaft zu Kämpfen 

6 46 

Rückzug der Peshmerga-Kräfte 3 23 

Rückkehr der Peshmerga nach Sinjar 2 15 

Bedrohung Israels 1 8 

Keine Gefahr für Erbil 1 8 

Gesamt 13 100 

 

Tabelle 8: Neutrale Begriffe in KDP-Gebieten 
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Viele Peshmerga-Funktionäre wurden interviewt und bekräftigten, dass niemand Angst 

haben müsse. Zu dieser Zeit folgte auch Rudaw diesem Narrativ. Selbst als die ersten Kampfereig-

nisse stattfanden, berichteten sie von der eigenen Standhaftigkeit im Gegensatz zu den PUK-

Peshmerga. Als jedoch die militärische Situation klar wurde und alle Seiten zugaben, dass die ira-

kische Armee stärker ist und die Peshmerga sich zurückzogen, stellte sich die Frage der Parteilich-

keit und Medienunternehmen auf beiden Seiten beschlossen, einem parteiischen Narrativ und 

nicht einem gesamtkurdischen Narrativ zu folgen (Tabellen 7 und 8). 

 

Fazit 

Eines der größten Defizite der Regionalregierung von Kurdistan ist, dass von Beginn an 

keinerlei staatliche Einheit existierte. Bekanntlich „gehört“ die KRG den beiden rivalisierenden 

Parteien, der KDP und der PUK. Einer der größten Mängel dieser Rivalität ist das völlige Fehlen 

jeglicher parteipolitisch neutraler Medien. Soziale Spaltungen haben sich in den Jahren des inner-

kurdischen Bürgerkriegs immer weiter vertieft und partei-verbundene Medien beeinflussen wei-

terhin die öffentliche Wahrnehmung gewisser Geschehnisse. Dieser Beitrag sollte zeigen, wie 

dramatisch diese Spaltungen geworden sind. Der Fall von Rudaw hat gezeigt, wie parteiliche Me-

dienberichterstattung Ereignisse in einem emotionalen Rahmen einbinden kann, um Empörung 

und Abscheu zu einem Thema hervorzurufen. In einer kulturellen Einbettung wie der von 

„Kurdayeti“ kann eine solche Berichterstattung dramatische Folgen haben. Während Begriffe wie 

„Verschwörung, Verrat“ und „geheime Vereinbarung“ verwendet wurden, um die angebliche 

Verantwortung der PUK zu verdeutlichen, wurden in den KDP-Gebieten eher realpolitische Begrif-

fe verwendet, wie die vorliegende Analyse gezeigt hat. Auf theoretischer Ebene wurde eine Ver-

bindung zwischen Entman und van Gorps Arbeit hergestellt, indem auf das hingewiesen wurde, 

was man in Entmans Theorie Humanisierung nennt und was in vielen Fällen stark mit kulturellen 

Vorstellungen davon verbunden ist, was ein humanisierender und emotionalisierender Rahmen 

ist. Wie der kurdische Fall zeigt, sind Begriffe wie Verschwörung und Verrat tief in der kollektiven 

kurdischen Erinnerung verwurzelt, da sie Teil der oft wiederholten Erzählung der „verratenen 

KurdInnen“ sind und damit auch einen starken Effekt haben. Auf der anderen Seite greifen auch 

Begriffe wie Verteidigung und Widerstand kulturell tief, da diese die positiven Seiten des kurdi-

schen Widerstands aufzeigen. Dieses Beispiel zeigt: Was humanisierend wirkt und was nicht, ist 

kulturell eingebettet und daher nicht immer wie in Entmans theoretischen Annahmen universell 

gegeben. Neben den Erkenntnissen dieses Artikels gibt es noch viele weitere Möglichkeiten, die 

Forschung zu parteiischem Medienverhalten auszuweiten. In Zeiten, in denen Nachrichten jen-

seits von TV- und Printmedien viral gehen und Social-Media-Plattformen wie Twitter und Face-

book eine wichtige Rolle spielen, kann auch eine quantitative Netzwerkanalyse Licht auf die Onli-
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ne-Netzwerke werfen, die für bestimmte Parteien als Katalysator der eigenen Sicht dienen. Ab-

schließend ist unklar, wie eine neue und alternative institutionelle und politische Zusammenset-

zung aussehen kann, die über das Medienwesen hinaus eine Staatlichkeit, aber auch eine politi-

sche Öffentlichkeit gewährleistet, die zunächst an Realitäten und nicht an Parteien gebunden ist. 

Deshalb ist es wichtig, kurdische Medienberichterstattung kritisch zu untersuchen und ihre Prakti-

ken zu hinterfragen, um in Zukunft ein mediales, kommunikatives und politisches Umdenken ein-

zuleiten. 
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Mittel zum Widerstand und zur Mobilisierung  
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Özgür Politika. Dort ist er Redakteur für den kurdischsprachigen Teil der Ausgabe und zudem 

verantwortlich für die Kunstbeilage PolitikArt. 

 

 

Begonnen hat alles in Kairo mit Kurdistan. Miqdad Midhed Bedirxan gab am 22. April 1898 

die erste Ausgabe dieser kurdischsprachigen Zeitung heraus. In 48 Monaten sollten es insgesamt 

31 Ausgaben werden. Die Zeitung war den osmanischen Herren in Istanbul ein Dorn im Auge. So 

konnten nur die ersten fünf Ausgaben in Kairo herausgebracht werden. Die Ausgaben sechs bis 

neun wurden in Genf veröffentlicht, dann wieder Kairo. Die 24. Ausgabe kam in London heraus, 

25 bis 29 in Folkston (UK) und die letzten beiden dann wieder in Genf. Somit stand das Exil schon 

von Beginn an im Zentrum der kurdischen Medien. 

Anfang der 1990er Jahre erscheint in Nordkurdistan und der Türkei die wöchentliche 

Zeitung Yeni Ülke. 1992 kommt in Istanbul die Zeitung Welat heraus. Sie waren der Beginn einer 

kurdischen Zeitungstradition in der Türkei. Auch wenn es dutzende Namensänderungen gab, blieb 

der Inhalt der Zeitung immer ähnlich, die zu Beginn unter dem Namen Gündem erschien. Am 3. 

Dezember 1994 wurden auf die Redaktionen der Özgür Ülke in Ankara und Istanbul synchrone 

Bombenanschläge verübt. Der Mitarbeiter Ersin Yildiz starb, 23 seiner KollegInnen wurden verletzt. 

Ein Zeitsprung. Am 4. März 2010 findet in Denderleeuw, 15 Kilometer von Brüssel entfernt, 

eine Razzia der belgischen Polizei gegen den kurdischen Fernsehsender Roj TV statt. Auf den 

Bildern sind die Gesichter derjenigen JournalistInnen zu erkennen, die die Anschläge in Ankara 

und Istanbul 16 Jahre zuvor überlebt hatten. Auch hier in Europa kämpften sie dafür, dass sie ihre 

Grundrechte praktizieren können. Sie folgen dabei einer Linie, in einer Tradition der Presse, die 

sich „Freie Medien“ nennt (auf Kurdisch: „Capemeniya Azad“). Ich war damals auch dabei in 

Denderleeuw und protestierte gegen die polizeiliche Unterdrückung als ein Ergebnis der Zusam-
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menarbeit mit dem türkischen Staat. Kurdische JournalistInnen sind dazu gezwungen, diesen 

Kampf um Pressefreiheit zu führen, ob sie wollen oder nicht. 

 

Informationsblatt 

Vor 120 Jahren schrieb Miqdad Midhed Bedirxan, Herausgeber der Kurdistan, warum es 

diese Zeitung geben müsse: „Alle Muslime in der Welt haben in ihren Dörfern und Städten 

Schulen und eigene Zeitungen. Die Ereignisse werden in diesen Zeitungen geschrieben. Leider sind 

nur Kurden nicht im Besitz einer Zeitung; sie wissen nicht was sich in der Welt ereignet, sie wissen 

nichts von ihrem Nachbarn Russland und was er unternehmen wird. Deswegen habe ich mit Hilfe 

Gottes diese Zeitung geschrieben. Und wenn Gott es mir erlaubt, werde ich alle 15 Tage diese 

Zeitung herausgeben. Ich habe sie Kurdistan genannt. Ich werde in ihr die Güte der Wissenschaft 

und des Verstehens beschreiben. Ich werde den KurdInnen zeigen, wo man lernt, wo es gute 

Schulen und Lernstätten gibt. Ich werde davon sprechen, wo Kriege geführt werden, was die gro-

ßen Staaten machen, wie sie Kriege führen und wie sie Geschäfte machen.“ (Bozarslan, 1991, S. 

178) 

 

Kampf 

Anfang der 1990er Jahre ist die Situation eine ganz andere. Es geht nicht primär darum, 

Informationen zu verbreiten, sondern Widerstand gegen den fortschreitenden kulturellen 

Genozid an den KurdInnen zu leisten. Es geht darum, überhaupt bekannt zu machen, dass es 

einen organisierten Widerstand gibt. Es geht darum, alternative Bezeichnungen und Erzählungen 

gegen die türkische Propaganda zu entwickeln. Es geht darum, über die Wahrheit zu berichten. 

Nicht TerroristInnen, sondern FreiheitskämpferInnen. Nicht „zwei TerroristInnen wurden 

neutralisiert“, sondern „zwei ZivilistInnen wurden von staatlichen Sicherheitskräften ermordet“. 

Es geht nicht um eine alternative Erzählung der Wahrheit, sondern um eine diskursive Alternative 

zur Unwahrheit. Bis zum Bombenanschlag im Dezember 1994 gab es viele JournalistInnen und 

MedienmitarbeiterInnen, die ihr Leben für diese Alternative zur Unwahrheit opferten. Insgesamt 

waren es  8 JournalistInnen und 19 ZeitungsverteilerInnen. Das macht deutlich, dass 

JournalistInnen der kurdischen Freiheitsbewegung nicht neutral gegenüber den Geschehnissen 

bleiben können. Allein die Tatsache, dass sie über Wahrheiten berichteten, die die Staatsmacht 

belasteten, und die daraus folgende Verfolgung durch den Staat zwang sie dazu, Partei zu 

ergreifen.  

Bis 1995 lag das Zentrum des kurdischen Journalismus in Istanbul. Mit dem Sendebeginn 

von MED TV in Großbritannien im Mai 1995 änderte sich dies. Viele JournalistInnen der 
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kurdischen Tages- und Wochenzeitzungen in Istanbul fingen an, für MED TV zu arbeiten. Der Kanal 

sendete zu Beginn aus London und so entzog er sich dem direkten Zugriff des türkischen Staates. 

Kurdisch und Aramäisch wurden zu einer wichtigen Sprache innerhalb des Senders. Das war bis 

dahin nicht möglich gewesen. Vier Jahre später, 1999, wurde MED TV durch einen Beschluss der 

britischen Independent Television Commission geschlossen. Zuvor waren die Produktionsstätte 

durchsucht, Gelder gesperrt und MitarbeiterInnen verfolgt worden. Der Nachfolgesender Medya 

TV konnte wieder nur bis 2004 senden, bis er dann von den französischen Behörden verboten 

wurde. Dann kam Roj TV. Dieser konnte in Belgien, trotz Polizeiwillkür im März 2010, bis 2012 

senden. Für die Türkei wurde es immer schwieriger, die europäischen Staaten dazu zu bewegen, 

kurdische Medien zu verbieten. Deshalb konzentrierte sie sich auf Eutelsat, den drittgrößten 

Satellitenbetreiber der Welt (vgl. Schamberger, 2017).  

Und so ging es immer weiter. Die sich in Deutschland/Gütersloh befindenden 

Sendestudios von MED TV wurden geschlossen. In Wuppertal waren es die Räumlichkeiten von 

Mezopotamien TV. Die Tageszeitung Özgür Politika („Freie Politik“) musste Anfang September 

2005 eine Zwangspause einlegen. Hunderte PolizistInnen durchsuchten 66 Objekte in acht 

Bundesländern. Arbeitsmaterialien, Bücher, Kassetten, Zeitschriften und das Vermögen des 

Herausgeberverlages E. Xani GmbH wurden beschlagnahmt. Erst zwei Monate später hob das 

Bundesverwaltungsgericht das Verbot auf. Seitdem erscheint die Zeitung als Yeni Özgür Politika 

(„Neue Freie Politik“). 

 

Widerstand und Mobilisierung als Selbstverständnis kurdischer Medien 

Warum das Ganze? Diese Frage stellt sich angesichts der langen Geschichte der 

Verfolgung in der Türkei und Europa. Am Anfang deutete ich an, dass kurdische Medien als ein 

Instrument des Widerstandes gesehen werden. Widerstand, der darauf abzielte, etwas gegen das 

Informationsmonopol des türkischen Staates zu setzen. Der grenzüberschreitende 

Satellitenfernsehsender und andere kurdische Medien in Europa erfüllten vor allem zwei 

Funktionen: Zum einen wurden sie zur Stimme der KurdInnen im Krieg und spielten eine 

identitätsstiftende Rolle. Zum anderen waren sie das effektivste Mittel zur Mobilisierung der 

KurdInnen in der Türkei und in Europa. Zuvor war von der kurdischen Bevölkerung das Fernsehen 

mit dem türkischen Staat gleichgesetzt worden. Diese Gleichsetzung endete mit MED TV. Allein 

die Gründung dieses Satellitensenders stellte für die Kolonialstaaten Kurdistans eine 

Herausforderung dar. Nun gab es im Fernsehen Bilder. Und eine gesprochene Sprache, die vom 

Aussterben bedroht war. Die kurdische Gesellschaft konnte mobilisiert werden. Zum Beispiel bei 

den Protesten zur Entführung und Verhaftung Abdullah Öcalans am 15. Februar 1999. Überall 
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kam es zu Protesten, sogar im Iran/Ostkurdistan. Dort gab es in allen Städten spontane 

Demonstrationen. Das brutale Vorgehen des iranischen Regimes kostete dutzenden Menschen 

das Leben. Sie waren auf die Straße gegangen, obwohl es dort keine Strukturen der kurdischen 

Freiheitsbewegung gab. Die Bevölkerung wurde durch die kurdischen Fernsehsender, in diesem 

Falle Medya TV, mobilisiert. Daraus schließt sich, dass die Schaffung alternativer Diskurse die 

Bereitschaft zur politischen Mobilisierung erhöht. Vor allem im Kontext der kurdischen 

Freiheitsbewegung haben Widerstand und politische Mobilisierung viele unterschiedliche 

Bedeutungen. Diese werden durch mediale Diskurse ausgehandelt und immer wieder neu 

konstruiert. Die Medien sind somit Teil des Widerstandes. Sie zeigen die Angriffe der Staaten auf 

die KurdInnen, aber auch Beispiele des Widerstands gegen diese Angriffe. Während des 

Widerstands gegen den IS in Kobane waren die Medien das effektivste Mittel zur breiten 

Mobilisierung der Bevölkerung. Das Selbstverständnis kurdischer Medien ist dabei kein neutrales. 

Sie wollen meinungsbildend wirken, sie wollen gegen staatliche und andere 

Informationsmonopole wirken. Sie sehen sich als ein Zentrum für die Politisierung des 

Individuums und der gesamten Gesellschaft.  

Und deshalb kommt es zu einer immer weiter gehenden Diversifizierung kurdischer 

Medien. Heute gibt es mit Aryen TV, Medya Haber TV, Ronahi TV, Sterk TV, Freedom TV, Cira TV 

und Jin TV ein buntes Spektrum an kurdischen Fernsehsendern, die entsprechend der 

unterschiedlichen Bedürfnisse und Identitäten der kurdischen Bevölkerung wie Sprache, Religion, 

Kultur und Gender ausgerichtet sind. Die kurdische Freiheitsbewegung will so ihre 

Mobilisierungskraft maximieren. Sie ermöglicht unterschiedlichsten unterdrückten Identitäten, 

sich selbst auszudrücken, zu politisieren und für ihre eigenen Belange einzusetzen. Das wird von 

der kurdischen Bewegung explizit unterstützt. Hier wirkt wieder das Muster des Widerstands, das 

andere Menschen dazu bringen soll, ebenfalls Widerstand zu leisten. Nur durch diesen eigenen 

Widerstand sind diese Medien in der Lage, als Mittel der politischen Mobilisierung zu wirken. Es 

geht nicht nur darum zu informieren, wie die Zeitung Kurdistan es vor 120 Jahren tat, sondern  um 

Politisierung, Mobilisierung, Widerstand und darum, ein Zeichen dafür zu setzen, dass politische 

Veränderungen möglich sind. 
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